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§ I. Einleitung und Litteratur. 

I. In den letzten Jahren hat die Gemeindeverfassung in einer 
Seihe von Bundesstaaten die Aufmerksamkeit weiter Kreise auf 
sich gelenkt. Preussen hat eine neue Landgemeindeordnung er- 
halten. In Elsass-Lothringen hat der Landesausschuss in der 
Sitzung vom 30. Mai 1894 die Vorlage der Regierung betreff, den 
Erlass einer Gemeindeordnung angenommen, und der Bundesrat 
hat am 28. Juni dem Entwurf zugestimmt. Da das frühere Ge- 
meinderecht im Wege der Keichsgesetzgebung zustande gekommen 
ist, so kann diese neue Gemeinde-Ordnung nicht vorher eingeführt 
werden, bis jenes auf demselben Weg, auf dem es eingeführt, 
auch wieder aufgehoben worden ist. In unserem östlichen Nachbar- 
land Württemberg strebt die deutsche Partei nach einer weit- 
gehenden Reform der Gemeindeverfassung, die sie in ihr Programm 
vom 21. Februar 1892 aufgenommen hat. 

Auch Baden hftt, wenn wir von der Städteordnung absehen, 
nach zwanzigjähriger Ruhe der Gesetzgebung im Jahr 1890 be- 
deutsame Aenderungen in seine Gemeindeordnung aufgenommen, 
die in Kammer und Presse zum Gegenstand lebhafter Erörterungen 
wurden, und deren Beseitigung bereits auf den nächsten Land- 
tagen beantragt wurde. 

Mit Recht verdient auch die Gemeindeverfassung die all- 
seitige Beachtung, die ihr zu teil wird. Denn die Gemeindeordnung 
ist ein wichtiger Faktor der Staatsverfassung. Das erkennen 
schon die Motive zum ersten Entwurf einer Gemeindeoidnung vom 
Jahr 1819. Sie sagen: „Die Gemeinden sind eigentlich kleine 
Staaten, aus deren Aggregat der grosse Staat besteht.^ . • • 
^Indern die Gemeinden als unterster Ring in der Kette der Staats- 
verbindungen zum erleichterten Vollzug der Gesetze dienen, kann 



man in dieser Hinsicht mit Recht sagen, dass der Staat zuletzt 
durch Bürgermeister und Gemeindevorsteher regiert werde." Die 
Gemeinden nehmen infolge ihrer Aufgaben eine Doppelstellung ein. 
Dem „eigenen oder communalen Wirkungskreis" der Gemeinden, 
welcher die Wahrung der Interessen der örtlichen Gemeinschaft 
zum Gegenstand hat, steht der sogenannte „übertragene Wirkungs- 
kreis" gegenüber, bei welcjien der Staat den Gemeinden einen 
Teil seiner eigenen Funktionen übertragen hat. Nur diejenige 
Gemeinde kann aber ihren. ^.ftck ^t;fiilleii, : d^ren Organisation 
ihren thatsächlichen Verhältnissen entspricht. Eine Gcpepde- 
ordnung^darf daher nicht voij rein theoretischem Standpunkt aus- 
gehen, sondern sie muss den Verhältnissen, auf die sie Anwendung 
finden soll, Rechnung tragen. 

Die folgende Abhandlung bezweckt nun, die badische Ge- 
meindegesetzgebung in ihrer historischen Entwicklung darzustellen. 
Doch muss sich diege Darstellung im wesentlichen beschränken 
auf die Verfassung der Gemeinden d, h. die Verwaltungsstellen 
und (äeren Bildung (II. Titel, der Gemeindeordnung.) Nur ganz 
nebenbei werden uns ihre Thätigkeiten beschäftigen. .Mit der 
Bildung der Ojgane hängt zusammen, dass wir bei der Frage, 
wer sie zu bestellen hat, wer also Bürger, wahlberechtigter Ein- , 
wohner und dergleichen ist, Abschweifungen in .die Bürgerrechts- 
gesetzgebung zu machen haben. Bei der Schilderung der Wahl- 
arten ist es nnsere Aufgabe nicht, die Gründe für lind wider 
Census, direkte und indirekte Wahl ei^ch(>pfend darzustellen, wir 
müssen uns begüügen, die Hauptpunkte, wie sie von Regierung 
und Volksvertretung angeführt Wurden, zusammenzustellen. Auch 
das Gemeindefinanzrecht kann nur in soweit berührt werden, als 
es sich um die Beitragspflicht zu den Gemeindeausgabeh handelt. 
Dieser Punkt wird uns allerdings da und dort länger aufhalten, 
da namentlich in späteren Jahren von den Nichtbürgern auch den 
Pflichten entsprechende Rechte beansprucht wurden. 

Wir machen bei dieser Schilderung die ganze Entwicklung 
des parlamentarischen Lebens unseres Landes durch, Wir be- 
gleiten die Volksvertreter vom ersten Landtag an zii dfen leiten 
der . höchsten Blüte des parlamentarischen Lebens, wie sie die 
dreissiger Jahre gezeitigt haben* Es war die Zeit, wo ganz 
Deutschland und auch ausserdcutsche Länder mit Bewunderang 



: a^üf die- badische Kammer blkfcieß, ia, (Jer hoehgöbildelfe Mftpöer 
mit einem damals jiqoU uagewohnten Fceißiim fl|r,Gleicblieit'4er 
Eechte, Selbstverwaltung und ErpauQipation der Gemeinden . ein- 

. standen. Wir treten dann in die Eevolutionsjahre eip^ und sehen, 
wie die darauffolgende Reaktion die freie Entwicklung deg. iGe- 
meinderechts einschränkte^ und sdilie^sen ab mit dem Uebergang 
zur Einwohhergemeinde, welche die letzte Schranke zwisclien Voll- 
und Minderberechtigten beseitigt. 

Schliesslich sei nocb bemerkt, dass unsere Darstellung keine 
Kritik der gesetzgeberischen Massregeln bezweckt, wie dies vor 
allem bei der Litteratur seit 1890 der Fall Ist; wir beschränken 
uns vielmehr auf eine objektive Schilderung, ohne dabei den 
Standpunkt der Regierung oder einer Partei zu unserem eigenen 
zu machen. 

IT. Was die Litteratur unseres Gegenstandes betriift, so 
ist zu erwähnen : A. Christ, das badische Gemeindegesetz sammt 
allen darauf bezughabenden Gesetzen, Verordnungen, allgemeinen 
Ministerialentscheidungen und versuchter Lösung aller bis jetzt 
entstandenen Streitfragen. Karlsruhe. I. Auflage 1843 ; 11. Aufl. 
1844. m. 1845. 

Dr. F. Fröhlich: Die badischen Gemeindegesetze sammt 
den dazugehörigen Verordnungen und Ministerialverfügungen mit 
geschichtlichen und erläuternden Einleitungen und Anmerkungen, 
nach amtlichen Quellen bearbeitet. Karlsruhe I. Auflage 1853; 
II. Auflage 1860. 

Wielandt: Handbuch des badischen Gemeinderechts. I. 
Band: Die badische Gemeindegesetzgebung im engeren Sinn mit 
Erläuterungen. Heidelberg I. Auflage 1871. II. Auflage 1892. 
in. Auflage 1893. 

Diese drei geben zunächst eine Uebersicht der historischen 
Entwicklung des Gemeinderechts, an welche sich eine systematische 
Darstellung der Grundzüge der Gemeindeverfassung und Verwaltung 
anschliesst. Sodann — und das ist die Hauptaufgabe der drei 
Werke — enthalten sie einen mehr oder minder ausführlichen 
Commentar, der auch die historische Entwicklung der einzelnen 
Gesetzesbestimmungen schildert. Diesen Commentaren liegen — 
abgesehen davon, dass sich die späteren zum Teil auf die 



froheren beziehen — hauptsächlich die betreffenden Gesetze und 
einschlä^gen Eammerverhandlungen zugrund, wie dies bei unserer 
Darstellung ausschliesslich der Fall ist. 

Schenkel: Das Staatsrecht des Grossherzo^ums Baden in 
Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechts. 

Derselbe in dem Werk: Das Grosshei^o^um Baden unter 
der Rubrik: Die innere Verwaltung. 

L. Jolly in v. Stengels Wörterbuch des deutschen Ver- 
waltungsrechts. 

G. Meyer: Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 

Ausserdem die meisten Lehrbücher des deutschen Staats- 
und Verwaltungsrechts. 



I. Abschnitt. 

Der Stand der badischen Gemeindegesetzgebung 
beim Beginn dieses Jahriiunderts. 

§2. 

I. Die ersten Anfänge einer Codification der badischen Ge- 
meindegesetzgebung zeigt uns die „Commun-Ordnung, oder An- 
weisung, nach welcher sich bei der Verwalt- und Verrechnung 
derer Güter und Einkünfte, so denen Dorfs-Gemeiuden in den 
Markgräflich-Baden-Dürlachischen Landen zustehen, geachtet werden 
solle", vom 29. Oktober 1760 i). Diese Communordnung befasste 
sich, wie ihr angeführter Titel andeutet, hauptsächlich mit der 
Verwaltung des Gemeindevermögens. Sie gewinnt aber grosse 
Bedeutung durch den Umstand, dass durch sie alle früheren, die 
Gemeinden betreffenden Verordnungen ausser Kraft gesetzt wurden, 
sofern sie nicht in diese Commun-Ordnung aufgenommen oder darin 
als noch zu Recht bestehend angefahrt waren. Diese Commun- 
Ordnuug ist übrigens seit 1772 auch fast überall in den Baden- 
Badischen Landen eingeführt worden. 

IT. Das Verhältnis der Staatsbehörden zu den Gemeinwesen 
wurde durch die Hofrats-Instruction vom 28. Juli 1794 geregelt. 2) 
§ 97 derselben bestimmte die Zuständigkeit der Staatsbehörden 
bei Bürgerannahmen, § 98 bei Juden-Aufnahmen; § 145 setzte 
eine regelmässige staatliche Rechnungsabhör ein ; In § 154 wurde 
dem HofratscoUeg die Bestätigung der Ortsvorgesetzten, Rats- 
und Gerichtspersonen eingeräumt. 



^) Diese Communordnung ist abgedruckt in Qerstlacher'S Sammlung aller 
Baden-Durlachischen Anstalten und Verordnungen 1773. 1744. Bd. III. Seite 1—35* 

^) Neue Auflagen mit Anzeige der Abänderungen, die aus der neuen 
Organisation entstanden sind, von 1805. 
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Soweit war die Gemeindegesetzgebung zu Anfang dieses 
Jahrhunderts entwickelt. Wenn auch einzelne Gebiete bereits 
gesetzlich geregelt waren, so fehlte doch bis dahin eine eigent- 
liche, durchgebildete Gemeindeverfassung und es fehlte vor allem 
die Einheit. Nicht nur, dass bei Landgemeinden durch Ortsher- 
kommen und obrigkeitliche Bewilligungen die Einheit vielfach 
durchbrochen war, bei den Städten vollends bestimmte sich der 
Rechtszustand jeder einzelnen naoh itß'en eigenen Statuten und 
Freibriefen. Das kann auch nicht auffallen, wenn man bedenkt, 
aus wie .vielen Teilen das Grossherzogtum zusammengefügt war. 



II. Abschnitt. 

Die fiemeindeverfassung nach den Constitutionsedikten. 

§ 8. Die Eitstehvng der Gemaiiidei, Ihre Organe, 
und deren Bestellung nach dem II. Constitutionseiikt 

Mit dem Jahre 1807 treten wir in die «weite Periode des 
Geraeinderechts ein. Was der nächsite Zweck der öemeindegesetz- 
gebung dieser Periode war, sagt uns die Einleitung zum ersten 
Constitutiansedikt vom 14. Mai 1807 in folgendem : „Nachdem 
durch Aufhebung der Kraft aller ehemaligen Grundgesetze des 
deutschen Reichs die Verfassung aller derer Lande schwankend 
und unsicher geworden ist, deren Eechtszustand rorhin durch jene 
Gesetze regiert wurde, so finden Wir unumgänglich nötig, die 
Stelle jener veralteten Grundgesetze mit neuen, der Xage Unseres 
Grossherzogtums angemessenen zu ersetzen. Da jedoch dieses 
weitläufige und schwere Werk nur nach und nach gezeichnet und 
ausgeführt werden kann, so wollen Wir da, wo ^s am dringeB4sten 
zu sein scheint, mit einzelnen Constitutionsedikten in das Mittel 
treten, aus deren Verbindung seiner Zeit die Constitution Unseres 
ganzen Staates nach allen seinen Teilen hervorgehen möge". 

Von diesen Constitutionsedikten sind für das Gemeinderecht 
von grosser Bedeutung: Das II. Constitutionsedikt vom 14. Juli 
1807 die Verfassung der Gemeinheiten, Körperschaften und Staats- 
anstalten betreffend 1), und das VT. Constitutionsedikt vom 4. Juni 



1) Regbl. 1807 No. 26. S. 125. 
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1808 die Grandverfassung der verschiedenen Staude betreffend. *) 

Das IL Constitutionsedikt beginnt mit einer Schilderung der 
Entstehung der Gemeinden und ihrer Verfassung. Die Gemeinden 
sind demnach „eine Sammlung mehrerer Familien, welche unter 
einer aus ihrer Mitte gezogenen, leitenden Gewalt vereinigt sind, 
um ihre Nahrung und Gewerbsamkeit durch einen teils geteilten, 
teils gemeinschaftlichen Gebrauch eines bestimmten Bezirks des 
Staatsgebietes zu befördern, und welche zugleich als Mittel für 
die leichte Vollziehung der Staatsregierung, gleichsam als unterster 
Ring in der Kette der Staatsverbindungen dienen". 

Das Edikt bildet nun durch folgende Bestimmungen die 
Gemeindeverfassung weiter aus: 

I. Die Organe der Gemeinde sind das Gericht und der Vor- 
gesetzte 2). Die Zahl der Gerichtsmitglieder schwankt nach der 
Grösse der Gemarkung zwischen 3 und 12. t)as Gericht soll die 
Gemeinde und ihre Rechte vertreten, und ist für Gehorsam und 
Ordnung der Bürgerschaft verantwortlich. Der Vorgesetzte wahrt 
die Rechte des Regenten, giebt den Handlungen des Gerichts das 
Ansehen, macht die Befehle der vollziehenden Gewalt im Staat 
bekannt und betreibt ihren Vollzug. Der Vorgesetzte wird in die 
Zahl der Gerichtspersonen mit eingerechnet. Eventuell kann ihm 
noch ein Amtsgehilfe beigegeben werden. 

IL Betrachten wir nun die Bestellung dieser Organe 3), so 
ergänzen die Richter sich selbst durch Wahl, sofern nicht an 
einzelnen Orten ein besonderes Herkommen besteht. Die Wahlen 
sind aber von der Unterpolizeibehörde (dem Bezirksamt), zu be- 
stätigen, welche auch im Fall der Versagung der Bestätigung 
Neuwahl anordnet 4). Der Vorgesetzte und der etwaige Amtsgehilfe 
wird von der Gemeinde aus der Mitte der Bürgerschaft gewählt. 
Derselbe ist von dem Amt zu bestätigen. Dieses ist aber nicht 
gebunden bei mehreren Vorgeschlagenen den, der die meisten 
Stimmen hat, zu bestätigen, wie es auch eine Neuwahl mit Aus- 
schluss des im ersten Gang Gewählten anordnen kann. Ueber 
die Fähigkeit zu diesem Amt kann sich der Beamte bei Abhaltung 



1) Begbl. 1808 No. 18 S. 145 ; No. 19 S. 161. 

2) n. Const-Edikt § 2. 

3) IL Const-Edikt § 4 und § 5. 

*) Organisationsedikt v. 1809 Beilage C § 19e. 
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der Vogteigerichte ein Urteil bilden, da jeder einzelne Bürger 
dort vernommen werden soll, i) Unter Umständen steht der n&chst 
höheren Behörde, dem Kreisdirektor, anch die Befugnis zu, einen 
Vorgesetzten mit Umgehung sämmtlicher Vorgeschlagenen frei zu 
ernennen, oder einen solchen zu bestätigen, der wenig-er als ein 
Viertel der Wahlstimmen hat.«) In den Städten werden die Or- 
gane auf dieselbe Weise bestellt, sofern nicht Stadtfreiheiten oder 
besondere obrigkeitliche Anordnungen anderes bestimmen. Dort 
heisst das Gericht meist Stadtrat oder Eat, dessen Amtsbefugnisse, 
die sogenannte Eatsgewalt, bedeutend erweitert sind. Der Vorge- 
setzte heisst Bürgermeister oder Oberbürgermeister. Derselbe ist 
von der Oberpolizeibehörde (dem Kreisdirector) zu bestätigen.^) 
Wahlberechtigt zur Wahl der Vorgesetzten sind die Ortsbürger. 



§ 4. Weitere Ausführungen dazu nach dem Organisatlonsreseript von 1809. 

Eine Specialisirung der Bestimmungen des IL Constitutious- 
edicts giebt uns die Beilage B zum Organisatlonsreseript vom 
26. November 1809 4) Der Ortsvorstand heisst demnach in den 
Städten der Stadtrat, auf Dörfern und Flecken daz Gericht. Das 
erste Mitglied desselben ist der Ortsvorgesetzte, der in den Städten 
Bürgermeister oder Oberbürgermeister, und auf dem Land Vogt 
heisst. Jeder Ort von mindestens vierzig Bürgern, der bisher 
kein eigenes Gericht hatte, soll ein solches erhalten. Kleinere 
Orte, die kein eigenes Gericht haben, stehen unter dem Gericht 
des Orts, dem sie herkömmlich zugeteilt sind. Sie wählen einen 
ihrer Bürger als sogenannten Stabhalter, der die Ortspolizei und 
Vollstreckung der Befehle im Ort besorgt und zugleich auch 
Mitglied des Gerichts im Hauptort ist. 

Die Wahlart bleibt dieselbe; die Ehrenbürger sind nicht 
wahlberechtigt. Das Amt leitet die Wahl und ernennt in den 
Dörfern einen von denen, die mindestens ein Vierteil der Stimmen 
erhalten haben. Hält das Amt die Bestellung eines solchen, der 
gar keine oder doch wenigstens nicht ein Vierteil aller Stimmen 



1) § 5 Gesetz betreff Vogteigerichte v. 3. Okt. 1811 Reg. Blatt No. 27 S. 12.7 

2) Organisationsedikt v. 1809 Beil. D § lOe. 

3) Organisationsedikt von 1809 Beilage D § 101. 
*) Eeg. Blatt 1809 No. 51 S. 419. 
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erhalten hat, für rätlich, so muss es, ehe die Ernennang nnd 
Einsetzung dieses geschehen kann, die Genehmigung des Kreis- 
directoriums einholen. Eben dieses Kreisdirectorium ernennt auf 
die mit Bericht an dasselbe einzusendenden Wahlprotokolle die 
städtischen Bürgermeister. Ein etwaiger Stellvertreter, der aber 
nur dort aufgestellt wird, wo das Amt es für gut hält, wird ebenso 
bestellt. Er heisst in den Städten zweiter Bürgermeister, auf dem 
Land Stabhalter. Der Stadt- oder Gemeinderechner wird von der 
Gemeinde gewählt und vom Amt bestätigt. Er ist Mitglied des 
Gerichts. Orte mit unter achtzig Bürgern sollen einen Gerichts- 
mann haben, so dass das Gericht also aus 3 Leuten besteht. Bei 
18 — 120 Bürgern sollen zwei Gerichtsmänner gewählt werden und 
für jede 40 weitere Bürger ein Gerichtsmann mehr. Die grösste 
Zahl der Gerichtsgliedcr soll aber einschliesslich Vorgesetzten 
und Eechner zwölf sein. Wo es bisher mehr waren, ist ihi*e Zahl 
nach und nach durch die Abgänge auf 12 zu reduciren. 

Die Ratsmitglieder oder Gerichtsmänner ergänzen sich selbst 
und werden vom Amt bestätigt. 

Alle Gemeindeämter sind widerruflich, d. h. sie sind lebens- 
länglich, sofern nicht vom Amt eine Absetzung verfügt wird. 

In jener Beilage werden ausserdem auch noch die Funktionen 
der Vorgesetzten und des Gerichts genauer bestimmt. 

§ 5. Die verschiedenen Arten der GemeindeangehSrlgen und ihrer Rechte 
nach dem VI. Constitutionsediot 

Diejenigen Staatsbürger, die verfassungsmässige Teilnehmer 
der Vorteile eines bestimmten Orts und seiner Lasten sind, heissen 
Ortssassen. Die Ortssassen zerfallen dann wieder in die Gemein- 
deleute oder Ortsbürger und in die Schutzbürger oder Hintersassen, 
je nachdem sie an allen Vorteilen und Lasten des Gemeinderechts 
oder nur an gewissen des Orts teilnehmen^). Die Ortsbürger 
allein sind wählbar zu den Gemeindeämtern und haben allein Stimm- 
recht bei Gemeindebeschlüssen. 

Der Klasse der Ortssassen als den eigentlichen Mitgliedern 
der Gemeinde steht ges:enüber die Klasse der Einwohner, welche 
nur an den mit dem blossen Aufenthalt verknüpften Ortsvorteilen 
nnd Lasten teilnehmen. 



*) VI. Constitutionsedikt § 10. 
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Das Emwohnerrecht hat jeder Staatsbürger jeder Klasse, 
jeder Schutzgenosse oder Einsasse an jedem Ort im Land, wo er 
auf kurz oder lang Wohnung nimmt und zwar eben dadurch, dass er 
Wohnung nimmt; eine besondere Erwerbsart giebt es also nicht.^) 
Daher wird das Einwohnerrecht auch durch einfache Aufhebung 
der Wohnung wieder verloren. 2) 

Anders steht es mit dem Orts- und Schutzbürgerrecht. Dieses 
wird durcli Besitz des Staatsbürgerrechts nicht erlangt, während 
anderseits jeder Orts- und Schutzbürger dadurch, dass er dieses 
ist, auch Staatsbürger wird. Das Orts- und Schutzbfirgerrecht 
wird erworben durch: 

1) Geburt; 

2) Annahme; 

Die näheren Bestimmungen darüber finden sich in dem Ge- 
setz vom 1. Februar 1809 die Erlangung und Wirkung der Orts- 
sassenrechte betreffend. 3) 

3) Verjährung; 

Ersessen kann nur das Schutzbürgerrecht werden und zwar 
von dem, der in einer Gemeinde 10 Jahre als Einwohner, nicht 
als blosser Schutzgenosse geduldet wurde, ohne dass sich die Orts- 
herrschaft und Gemeinde darum bekümmert hätte, ob er auch ander- 
wärts in oder ausser Lands ein örtliches Heimathsrecht habe nnd 
ordnungsmässig beibelialte. i) Ein solcher ersitzt dann das Schutz- 
bürgerrecht und zwar für sich und seine Familie. 

Verloren wird das Ortsbürgerrecht: 

a) durch Verlust des badischen Staatsbürgerrechts; 

b) durch den Eintritt in das Bürgerrecht einer anderen badi$chen 

Gemeinde ; 

c) durch Aufkündigung; 

d) durch Versäumung. 2) 

Das Schutzbürgerrecht kann durch nichts anderes verloren 
gehen, als durch Verlust des Staatsbürgerrechts oder durch Ein- 
tritt in eine höhere Klasse desselben. 2) 

Hinsichtlich der Pfarrer und Schullehrer wurde bezugnehmend 
auf das Gesetz vom 1. Februar 1809 durch eine Verordnung vom 



1) VI. Const.-Edikt § 11, 

2) VI. Const-Edikt § 12. 

8) Reg.-Blatt 1809, Nr. 9. S. 93. 
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1. Februar 1813 ij festgestellt, dass Pfarrer und Schullehrer als 
solche in der Gemeinde ihrer Anstellung nicht Ortsbürger, sondern 
nur Ehrenbürger sind. Wollen sie Ortsbürger sein, so müssen 
sie das Ortsbürgerrecht wie jeder andere erwerben. Das Ehren- 
bürgerrecht konnte eine Gemeinde einem Inländer nur mit Be- 
willigung des Bezii'ksamts, einem Ausländer nur mit landeshißrr- 
licher Bewilligung erteilen. Bei der Verleihung selbst wurde 
bestimmt, ob und welche bürgerliche Rerhte, namentlich ob An- 
teil an den Öemeindenutzungen dem Ehrenbürger zukommen 
sollen. Das Ehrenbürgerrecht wird von diesen Staatsdienern 
jeweils in der Gemeinde ihrer wirklichen Anstellung kraft Ge- 
setzes erworben; daher geht es bei Versetzung in eine andere 
Gemeinde in der Gemeinde der bisherigen Anstellung verloren. 



§ 6. Die Rechtsverhältnisse des Adels inbezug auf das Gemeinderecht. 
Durch das Edikt vom 23. April 1818 die Kechtsverhältriisse 
der vormaligen Reichsstände und Reichsangetiörigen betreffend, 2) 
wurde den vormaligen Beichsständen und Eeichi&angeliörigen die 
Ortspolizei und die Aufeicht über die Gemeindeverwaltung ein- 
geräumt. Für den Fall, dass einer derselben auf die ihnen hin- 
sichtlich der Verwaltung der Gerechtigkeitspflege und Ortspolizei 
erteilten Vorrechte verzichten sollte, wurde ihm neben andern 
persönlichen Vorzügen eine ganze Eeihe von solchen eingeräumt, 
die sich auf Ortspolizei, Verwaltung des Gemeindevermögens etc. 
bezogen, s) Ferner wurde es ihnen bei Vogtswahlen freigestellt, 
gegen die Person des Gewählten begründete Einwendungen zu 
machen, über welclie, wenn die Gemeinde auf ihrer Wahl bestand, 
die höhere Stelle entscheiden sollte. Von einer vorzunehmenden 
Wahl musste der Standesherr oder dessen Eentbeamter, oder 
endlich der Grundherr ia Kenntnis gesetzt werden, damit bei der 
Wahl jemand in seinem Namen erscheinen und seine etwaigen 
Einwendungen vorbringen . konlite, worüber die Gemeinde sogleich 
gehört werden sollte. Insofern die Gemeinde auf ihrer Wahl 
nicht bestände, sollte sogleich zu einer Neuwahl mit Ausschluss 



1) Regbl. 1813 No. 4 S. 17. 

2) Regbl. 1818 No. 9 S. 45. 

3) Edikt von 1818 § 49. 
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des Erstgewäblten geschritten, im andern Fall aber an die höhere 
Stelle berichtet werden. Endlich hatten sie die Befugnis, zu yer- 
langen, dass über die Annalune eines neuen Orts- oder Schntz- 
bürgers mit dem Gutsherrn Bücksprache genommen nnd über 
seine Einwendungen der Ausspruch der höheren Stelle eingeholt 
würde. Dieselben angeführten Befugnisse wurden auch dem 
übrigen badischen Landadel, der nicht zur Reichsritterschaft ge- 
hörte, zuteil. 1) 

Durch das EdiKt vom 16. Mai 1819 die Standes- und grnnd- 
herrlichen Rechtsverhältnisse im Grossherzogtum Baden betreffend, 2) 
wurde das erste Edikt zum Teil bestätigt, zum Teil näher be- 
stimmt. Hinsichtlich des Edikts von 1818 wurden die vormaligen 
Reichsstände und Reichsangehörigen von Grossherzpg Karl zum 
Beitritt oder zur Beibringung etwaiger Einwendungen aufgefordert. 
Dieselben brachten aber ihre Beschwerden und Wünsche beim 
Bundestag selbst vor und zwar mit der Bitte, dass dortselbst 
darüber entschieden werde. Grossherzog Ludwig wollte womöglich 
eine Einmischung dritter verhindern und forderte alle ehemaligen 
Reichsstände und den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel auf, 
ihre Beschwerden ihm selbst vorzutragen, um sie durch eine da- 
für eingesetzte Commission prüfen zu lassen. Die Ergebnisse dieser 
Prüfung haben dann den Grossherzog zu eben diesem Edikt vom 
16. April 1819 veranlasst, s) Darnach sollten die Grundherren, 
sobald sie auf die bürgerliche Gerechtigkeitspflege und Ortspolizei 
verzichteten, unter anderm das Recht haben, den Vorgesetzten- 
wahlen entweder selbst oder durch ihre Rentbeamten beizuwohnen, 
und unter den 3 Caijdidaten, auf welche die meisten Stimmen ge- 
fallen, einen auszuwählen; falls ihnen keiner davon genehm sein 
sollte, so hätten sie das Recht, eine nochmalige Wahl zu verlangen. ^) 
Auch diese Befugnisse wurden wieder auf den übrigen begüterten 
Landadel ausgedehnt.^) Sobald die Grund- und Standesherren 
sich mit diesem Edikt einverstanden erklärt hätten, sollte der 
Vollzug stattfinden. Dies geschah aber nicht, vielmehr wurde der 



1) Edikt von 1818 § 50. 

2) Begbl. 1819 Beilage zu No. 12. 

3) Einleitung zum Edikt von 1819. 

4) Edikt von 1819 § 63. 

5) Edikt von 1819 § 64. 
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Einklang des Edikts mit Artikel 14 der Bundesakte bestritten. 
Der letzte Versuch zu einer Ausgleichung wurde im Jahre 
1821 gemacht, indem die Beteiligten aufgefordert wurden, sich 
Januar 1822 in Karlsruhe einzufinden und mit der zu diesem 
Zweck aufgestellten Immediatcommission zu verhandeln, i) Die 
Folge dieser Verhandlungen waren eine Reihe von Einzel- 
abmachungen: 1) mit der fürstlichen Standesherrschaft Fürsten- 
berg vom 12. Dezember 1823.2) Darnach wird der Ortsvorgesetzte 
von der Gemeinde in der Art gewählt, dass dieselbe 3 Bürger 
vorschlägt, von welchen das standesherrliche Amt einen zum 
Ortsvorstand ernennt, den dann die Staatsbehörde bestätigt. 3) 
2) mit dem ehemaligen unmittelbaren Reichsadel der Ortenau, des 
Kraichgaus, Odenwalds und Hegaus vom 22. April 1824. ^) Diesen 
Grundherrn wurde die Befugnis eingeräumt, dass jedesmal über 
die Annahme neuer Orts- und Schutzbürger, die nicht auf ange- 
borenes Bürgerrecht Anspruch hatten, mit ihnen Rücksprache 
genommen und über ihre Einwendungen der Ausspruch höherer 
Stelle eingeholt \;<erde.5) Bei den Wahlen der Ortsvorgesetzten 
in grundhen'lichen Gemeinden sollte der Grundherr einen aus den 
von der Gemeinde nach dem ihm mitzuteilenden Wahlprotokoll 
gewählten 3 Candidaten zur landesherrlichen Bestätigung in Vor- 
schlag bringen, welche ohne hinreichende Gründe, die dem Grund- 
herrn zu eröffnen sind, nicht verweigert werden sollte. 6) 3) mit 
jenen Grundherrn, die schon vor dem Pressburger Frieden und 
dem darauf gefolgten Rheinischen Bund zu der Klasse des mit 
Gerichtsbarkeit auf ihren Besitzungen landsässig gewesenen Adels 
gehörten, ebenfalls vom 22. April 1824. '^) Hinsichtlich der Bürger- 
annahmen wurde dasselbe wie sub. 2) festgesetzt. ») Bei Vogts- 
wahlen wurde diesen Grundherrn bewilligt gegen die Person des 



1) Verfügung des Staatsministeriums vom 22. November 1821 Begbl. 
Nr. 20 S. 139. 

2) Begbl. 1824 No. 1 S. 1. 

3) § 45 dieser Abmachung. 

4) RegbL 1924 No. 11 S. 71. 

5) Abmachung vom 22. April 1824 § 13. 

6) Abmachung vom 22. April 1824 § 12. 

7) Kegbl. 1824 No. 11 S. 77. 

8) § 9 dieser Abmachung. 
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Gewählten begründete Einwendungen zu machen, über welche, 
wenn die Gemeinde auf ihrer Wahl beharrte, die höhere Stelle 
zu entscheiden hatte. *) 4) mit der fürstlichen Standesherrschaft 
Salm-Krautheim vom 6. Oktober 1826.«) Hier sind die Bestim- 
mungen dieselben, wie sub. 2)8) 



III. Abschnitt. 
Die Gemeindegesetzgebung der 30 er Jahre. 

Unterabtheilung L 
Die Vorarbeiten zur Gemelndeordnung 1831. 

§ 7. Der Entwurf von 1819 und daa Provisorium von 1819 
die Gemeindebesteuerung betrefTend. 

I. Nachdem Grosslierzog Carl dem Land unter dem22. August 

1818 eine Verfassung gegeben batte, trat der erste Landtag am 
22. April 1819 zusammen. 

Pas bisherige Gemeinderecht, das auf dem System der Cen- 
tralisation und Bevormundung beruhte, welches teils aus den Zeiten 
des eigenen, teils aus denen des französischen Staatsabsolutismus 
stammte, war mit den Grundsätzen, welche die neue Landesver- 
fassung aussprach, und dem Geist, den die Befreiungskriege ge- 
zeugt halten, nicht mehr vereinbar. Die Verhältnisse, fttr die 
das frühere Gemeinderecht geschaffen war, hatten sich geändert, 
die Denk- und Handlungsweise der Menschen war eine andere 
geworden, und so kam die Eegierung nur dem allgemeinen Wunsch 
des Landes nach, indem sie bereits in der Sitzung vom 3. Mai 

1819 der zweiten Kammer durch den Geh. Referendar Winter 
den Entwurf einer Gemeindeordnung vorlegen liess, deren Schöpfer 
Winter auch wai\ Es schien somit die Hoffnung berechtigt, dass 
dem Staatsgrundgesetz von 1818 in kurzer Zeit eine Gemeinde- 
Verfassung, nachfolgen sollte, die ja auch ein wichtiger Faktor ist 
zur Ausbildung und gedeihlichen Wirksamkeit der Staatsverfassung. 

Allein obgleich kein Landtag verging, ohne dass ihm ein 
Entwurf vorgelegt oder diesbezügliche Motionen eingebracht wurden, 

1) § 8 dieser Abmachung. 

2) Regbl. 1825 No. 25 S. 173. 

3) § 32 und 33 dieser Abmachung. 
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wobei die Regierung jeweils die Beratungen der früheren Ent- 
würfe berücksichtigte und den gefassten Beschlüssen Rechnung 
zu tragen suchte, dauerte es doch noch zwölf Jahre, bis dem Land 
die Wohlthat einer neuen Gemeindeordnung zuteil wurde. 

So geht denn der Gemeindeordnung von 1831 eine Zeit langer, 
parlamentarischer Verhandlungen voraus, in der die eingehendsten 
Beratungen gepflogen, und die im praktischen Leben gesammelten 
Erfahrungen mitgeteilt und nach Kräften verwertet wurden. Her- 
vorragende Staatsmänner, berühmte Gelehrte und tüchtige Beamte 
Sassen zu jenen Zeiten in der Kammer und vereinigten hohe Bildung 
mit freien Anschauungen und reichen Lebenserfahrungen. Dies 
lässt es auch erklären, dass die Frucht, die diese lange Zeit 
hervorbrachte, eine Gemeindeordnung wurde, von der sich grosse 
Teile noch lange, ja bis auf die Gegenwart erhalten haben, eine 
Gemeindeordnung, die dem Land zur Wohlfahrt wurde, und die 
Regierung und Volk zur Ehre gereichte und ihnen auch weit über 
die Grenzen des eigenen Landes hinaus Achtung und Anerkennung 
verschaffte. 

II. Verfolgen wir nun hier zunächst das äussere Schicksal 
der Entwürfe und Motionen der Jahre 1819 — 1831; die einzelnen 
naateriellen Bestimmungen derselben sollen dann ihren Platz finden 
bei der Darstellung der Gemeindeordnung von 1831, indem sie 
uns dort an vielen Stellen die successive Entwicklung zeigen 
werden, die in der langen Zeit der parlamentarischen Verhandlung: 
durchgemacht wurde, bis man sich endlich zu den freisinnigen 
Bestimmungen von 1813 emporschwingen konnte. 

III. Der Verfasser des Entwurfs von 1819 erklärte einmal 
in der zweiten Kammer 1822, er habe eigentlich^ bei diesem Ent- 
wurf weiter nichts gethan, als die bereits vorliegenden gesetzlichen 
Bestimmungen zusammengetragen und in Einklang und Ordnung 
gebracht. Nur wenige Abänderungen, die durch das Bedürfnis 
der Zeit geboten waren, seien eingetreten. Vergleichen wir aber 
das vor 1819 vorhandene Material mit dem Entwurf, der 299 
Paragraphen zählt, so finden wir, wie bescheiden sich der Ver- 
fasser über seine schwierige und erfolgreiche Thätigkeit geäussert 
hat. Der Commissionsberichterstatter konnte auch nicht umhin, 
unter den Vorzügen des Entwurfs ein unverkennbares Streben 
nach dem Vollkommenen, woraus eine grosse Zahl freisinniger 

2 
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und sehr zweckmässiger Anordnungen hervorgegangen sei", hervor- 
zuheben, sowie ^eine ängstliche Umsichtigkeit, die eine rühmens- 
weite Vollständigkeit erzeugt habe." 

lieber den Entwurf wurde von dem Abgeordneten Foehren- 
bach ein eingehender Commissionsbericht erstattet; zur Beratung 
kam er aber nicht mehr, denn der Landtag wurde schon am 
28. Juli vertagt. Der Grund dieser störenden Vertagung war die 
absprechende Beurteilung, die das Adelsedikt vom 16. August 1819 
in der IL Kammer gefunden hatte, die sich nun in der I. Kammer 
von Seiten einiger hervorragender Mitglieder derselben womöglich 
in verschärftem Mass zu wiederholen drohte. 

Dieser erste Entwurf ist jedoch nicht ohne Einfluss auf das 
geltende Kecht geblieben. Für die Beitragspflicht zu den Gemeipde- 
umlagen bestand bis jetzt nur ein kurzes Gesetz *) vom 5. August 
1816. Darnach sollten die Gemeindebedürfnisse, wo die Gemeinde- 
Einkünfte nicht zur Deckung ausreichten, in der Regel nach dem 
Grund-, Häuser- und Gewerbsteuerkapital umgelegt werden und 
keine Exemtionen zuzulassen sein. Diese Bestimmungen erwiesen 
sich als ungenügencl, und da eine neue gesetzliche Regelung erst 
mit Einführung der Gemeindeordnung zu erwarten war, so wurde 
einstweilen darüber eine provisorische Verfagung vom Ministerium 
des Innern unter dem 31. August 1819 erlassen, die die §§ 178 
bis 186 des Entwurfs zum Gegenstand hatte. Damach sind zuerst 
die baaren Einnahmen der Gemeinde zur Deckung der Bedürfnisse 
zu verwenden; reichen diese nicht aus, dann tritt eine Belastung 
des Bürgernutzens ein; hat diese die Höhe des wahren Werts 
des Genusses erreicht, und ist noch ein Deficit da, dann wird das 
Fehlende auf alle bürgerlichen und schutzbürgerlichen Einwohner 
nach dem Grund-, Häuser- und Gewerbsteuerkapital umgelegt. 
Die aussergewöhnlichen oder Gemarkungsbedürfnisse werden auf 
das gesammte Häuser-, Grund-, Gewerb- und Gefallsteuerkapital 
umgelegt, und es sind keine Befreiungen zulässig. 

§ 8. Der Entwurf vcn 1820 und das provisorische Gesetz von 1821 
die Einführung von GemeindeausschOssen betrelTend. 

I. Bei der Wiedereröffnung des Landtags im Jahre 1820 
wurde demselben von Staatsrat v, Türckheim ein neuer Ent- 



l) Kegbl. 1816 No. 26 S. 105. 
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wurf vorgelegt, der von dem alten in manchem abwich, da die 
Arbeiten der Commission möglichst berücksichtigt waren. Dieser 
zweite Entwurf hatte sich eine Vereinfachung des ersten zur 
Aufgabe gemacht, die schon die Commission von 1819 erstrebt 
hatte. Es sind deshalb eine Reihe von Paragraphen gestrichen 
worden, andre wieder zur Aufnahme in eine Instruktion für Ge- 
meindebeamte verwiesen, wieder andere, die nur vorübergehende 
Anordnungen enthielten, in einem eigenen Eiuführungsgesetz zu- 
sammengefasst worden. Daher zählt der zweite Entwurf nur mehr 
222 Paragraphen. 

Bei der Beratung dieses Entwurfs kam man nur sehr lang- 
sam vorwärts, was auch sehr begreiflich ist, da man sich über 
Sätze von einschneidender Bedeutung, wie z. B. die Aufhebung 
des Unterschieds zwischen Orts- und Schutzbürgern, zu einigen 
hatte. So kam es, dass, alp erst Paragraph 18 durchberaten war, 
der Abgeordnete Cornelius den Antrag stellte, es möge, um Zeit 
zu gewinnen und alle unnötigen, weiteren Diskussionen zu ver- 
meiden, der Entwurf der Qemeindeordnung einstweilen in der 
Fassung der Commission angenommen werden, da man, wenn die 
fernere Beratung in gleiche^ Weise fortgeführt werde wie bis jetzt, 
in Gefahr kommen könne, abermals keine Gemeindeordnung zu 
erhalten. Durch die Vorstellungen des Abgeordneten v. Lieben- 
stein, dass für ein so wichtiges Gesetz eine langsame und durch- 
dachte Prüfung absolut nötig sei, liess Cornelius sich bewegen, 
seinen Antrag zurückzuziehen. Nachdem die Beratung erst bis 
§ 39 gediehen, und der Sphluss des Landtags auf den 2. Septem- 
ber angesetzt war, wurd^' in der Sitzung vom 18. August, ein- 
gehend beraten, ob es sich nicht verlohne, die weitere Beratung 
einzustellen, da man doch zu keinem Abschluss kommen könne; 
selbst wenn täglich zwei Sitzungen gehalten würden, wodurch 
übrigens einerseits das Bureau so belastet würde, dass es seiner 
Aufgabe nicht mehr gerecht werden könne, andererseits den Ab- 
geordneten selbst die Zeit zip* Vorbereitung und gründlichen Prüfung 
genommen würde, selbst d^^nn wäre dies in den paar Tagen nicht 
mehr möglich, da ja ausserdem zu den Beschlüssen der zweiten Kam- 
mer noch die Zustimmung der ersten einzuholen wäre. Diese Umstände 
veranlassten die Kammer zum Beschluss, die Beratung der Gemeinde- 
ordnung zu unterbrechen und für den nächsten Landtag zurückzulegen. 
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So kehrten die Volksvertreter zum zweiten Mal nachHaase 
zurück, ohne die ersehnte Gemeindeordnung mitzubringen. 

II. Dem dringf^ndsten Bedürfnis wurde Äwar für jetzt abge- 
holfen durch das provisorisclie Gesets vom 23. August 1821 die 
Einführung von Gemeinde-Ausschüssen betreffend,*) das sofort in 
Vollzug gesetzt werden sollte. 

Infolge der Kriegsjahre und der bedeutend gesteigerten An- 
forderungen war auch das Gemeindevermögen in Mitleidenscbaft 
gezogen und schwer belastet worden. Die Gesetzgebung der 
früheren Jahre, die es auch mit einfachen Verhältnissen und un- 
belastetem Gemeindevermögen zu thun hatte, hatte zur Fo^ge, 
dass die Gemeindeglieder von der Verwaltung keine eingehende 
Kenntnis hatten. Die Gleichgültigkeit wurde noch begünstigt 
durch die demütige Stellung der Gemeinde zur Regierung, die 
darauf ausging, die Selbständigkeit der Gemeinden möglichst zu 
beschränken. Dazu kam auch noch das Fehlen der Oeffentlich- 
keit in der Gemeindeverwaltung, die durch die Ortsgmchte und 
ihre Vorsteher erfolgte. Auch Kapitalaufnahmen auf das Gemeiqde- 
vermögen brachte die Leute nicht aus ihrer Teilnahmsloßig^eit 
heraus. Erst als auch der Einzelne mit seinem Privatvermö^en 
beigezogen werden sollte, da fieng er an, sich um die Gemeinde- 
verwaltung zu kümmern. Jetzt erst wurden den Bürgern die 
Augen geöffnet über die zerrütteten Vermögensverhältnisse ihrer 
Gemeinden. Sie gaben natürlich Gericht und Ortsvorgesetzten 
die Schuld, und es erhob sich ein lörmlicher Sturm von Beschwerden 
gegen dieselben, von denen sich übrigens ein grosser Teil als un- 
begründet erwies. Die veränderten Verhältnisse erforderten nun 
eine ihnen angepasste Gesetzgebung, die vor allem das Prinzip 
der Oeffentlichkeit i^nd der direkten Teilnahme an der Gemeinde- 
verwaltung begünstigte. Es sollte aus der Gemeinde heraus ein 
Ausschuss aufgestellt werden zur Mitaufsicht über das Gemeinde- 
vermögen. 

Der Entwurf von 1819 hatte bereits in den §§ 14S— 155 
einen Ausschuss zu diesem Zweck festgesetzt. Die Anträge der 
damaligen Commission wurden nun zum grössten Teil dem Provi- 
sorium zugrundgelegt. Es sollte in jeder Gemeinde ein Auschuss 



1) Regbl. 1821 N^. 14 S. 95. 
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einj^eführt werden. Derselbe hatte in allen Gemeinden gewisse 
auf die Verwaltung des Gemeindevermögens äicli beziehende Hand- 
langen des Gemeinderats zu genehmigen odfer zu verwerfen; in 
diesen Fällen wurde dann nach § 12 des Pi'ovisoriums von einer 
Vernehmung der Gemeinde, wo dieselbe bishör geboten war, Um- 
'gäijg genommen. Ausserdem gab er in Städten mit über 300 Bür- 
gern an Stelle der Gemeinde über orts- uhd schutzbürgerlicbe 
Annahmen solcher Individuen, die kein angi^borenes Bürgerrecht 
hatten, seine Stimme ab. Durch die letztere Bestimmung, die sich 
1819 nocli nicht vorfand, giengen seine Befugnisse noch weiter 
als die eines blossen ControUorgans des Getneinderats. 

Aktives Wahlrecht hatte jeder Orts-, Schlitz- und Ehrenbürger. 

Wählbar waren alle Orts- und Schutzbütger, mit Ausnahme: 

a) der StandesheiTen, Grundherren, Staatsdiener, Ortsgeistliclien 
und Schullehrer; 

b) der Minderjährigen und Entmündigten; 

c) derjenigen, deren Väter, Söhne, Brüder oder Schwäger Mit- 
glieder des Ortsgerichts (Stadtrats), Ortsvorgesetzte oder 
Gemeinderechner sind; 

d) der in Gant Geratenen;' 

e) der des Schreibens und Lesens Unkundigen; 

f) derer, die eines peinlichen Vergehens oder eines Ehebruchs 
wegen bestraft worden sind, oder eine die öffentliche Achtung 
ihnen entziehende, polizeiliche Strafe erlitten haben; 

g) die Soldaten im aktiven Dienst. 

Die Zahl der Ausschussmitglieder musste der Zahl der Mit- 
glieder des Gemeinderats gleich sein und zu einem Drittel aus 
den Höchstbesteuerten, zu einem Drittel aus den Niederstbesteuerten 
und zu einem Drittel aus jenen genommen werden, die zwischen 
dem ersten und letzten Drittel in der Mitte liegen. Dies war 
die Fassung der Oommission. Der Regieruugsentwurf von 1819 
enthielt in seinem § 146 nur die Bestimmung: „Die Zahl der 
Mitflieder des Ausschusses muss doppelt so gross sein als die 
Zahl der Gemeinderatsmitglieder." 

Das Amt eines Ausschussmitgliedes dauerte 6 Jahre. Der 
Aussehnss erneuerte sich alle 2 Jahre zu einem Drittel. Wenn 
bei ^der Teilung der Zahl der Mitglieder durch drei eines übrig 
Mieb, so trat dieses nach Verlauf der zweiten Periode aus; blieben 
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(leren zwei übrig, so trat das eine nach Verlauf der Ätatfinj das 
zweite nach Verlauf der letzten Periode aus. Ein ausgetretenes 
Mitglied war erst nach 6 Jahren verbunden, die Stelle wieder 
anzunehmen. 

Bei verschiedenen Meinungen zwischen Gemeinderat und 
Ausschuss entschied die Gemeindeversammlung durch relative 
Stimmenmehrheit. Die Entscheidung in die Hand der Gemeinde- 
versammlung zu legen, war Commissionsbeschluss von 18l9, im 
Regierungsentwurf war die Entscheidung der Staatsbehörde vor- 
behalten worden. 

In den Gemeinden, in denen zur Zeit schon grössere Aus- 
schüsse bestanden, blieben diese vor der Hand nach ihrer gegen- 
wärtigen Organisation und mit ihren gegenwäatigen Befugnissen 
in Wirksamkeit. Soweit das Provisorium von 1821. 



§ 9. Der Entwurf von 1822. 
Bei dem nächsten Entwurf, der der Kammer von 1822 unter- 
breitet wurde, waren die früher gemachten Aeusserungen berück- 
sichtigt, dass der Entwurf zu viel instruktive Bestimmungen und 
eine grosse Zahl von wenig wichtigen Einzelheiten enthalte 
Dadurch wurden nur die Grundzüge des Gesetzes verhüllt, und 
die Uebersicht über die Hauptbestimmungen erschwert. Die Re- 
gierung teilte deshalb den neuen Entwurf in folgende drei Abtei- 
lungen ein : 

1) Hauptbestimmungen-, 

2) Weitere gesetzliche Bestimmungen; 

3) Reglementarbestimmungen. 

Der erste Abschnitt enthielt die Prinzipien ; er war das 
Fundament, auf dem sich der Bau der Gemeindeordnung erhob. 
Demgemäss erforderte er die eingehendste Beratung. Diese musste 
ihm um so eher zuteil werden, da er auch der Sitz aller Streit- 
punkte war. Er sollte zunächst fär sich allein beraten 
und das Resultat der Beratung dann an die I. Kammer gegeben 
werden. Die Bestimmungen des zweiten Abschnitts enthielten 
gewissermassen nur die Consequenzen aus dem ersten ; sie bildeten 
daher den weitern Ausbau des Gebäudes. Wenn sich die An- 
sichten über den ersten Teil geeinigt hätten, so war anzunehmen, 
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i 
dass der zweite bald erledigt werde. Der dijitte Teil bezog sich 

blos auf die äussern Formen ; die Regierung hätte ihn also ledig- 
lich auf dem Verordnungsweg erlassen können. Sie legte ihn aber 
auch vor, damit doch die Volksvertreter alles kennen lernen konnten, 
was sich auf diese Materie bezog, und um einem etwaigen Miss- 
trauen zu begegnen, dass in diesem Abschnitt noch das ein oder 
andere untergebracht würde, was nur durch (Jesetz hätte geregelt 
werden dürfen. Die Regierung wünschte daher aber nicht, dass 
eine förmliche Diskussion über den dritten Teil stattfinde, ei-klärte 
sich aber zur Annahme von Verbesserungsvorschlägen bereit. 

Da die bisherigen Entwürfe stets mehr auf kleinere Städte 
und Landgemeinden zugeschnitten waren, so wurde in diesem 
noch ein besonderer Titel mit Bestimmungen für grössere Städte 
aufgenommen. Die Commission erwog, ob nicht ebenfalls für ganz 
kleiile Gemeinden Sonderbestimmungen aufzustellen seien. Sie 
verzichtete aber darauf in der richtigen Meinung, dass, wenn man 
einmal zu individualisieren anfange, es schwer sei, damit aufzu- 
hören, und dass dadurch wieder der einheitliche Charakter der 
Genieindeordnung leide. Sie konnte um so eher verzichten, als 
in Äücksicht auf die gegenwärtig in Umbildung begriffenen Ver- 
hältnisse der Entwurf die Bestimmung enthielt, dass die Gemeinde- 
ordnung nach 6 Jahren zu revidieren sei, wobei dann die gemachten 
Erfahrungen verwertet werden sollten. 

Die Commission schlug vor, die Dreiteilung des Entwurfs 
aufzugeben und durch eine Zweiteilung zu ersetzen. Die so- 
genannten weiteren gesetzlichen Bestimmungen sollten zum Teil 
bei den entsprechenden Materien der gesetzlichen Hauptbestim- 
mungen untergebracht, zum Teil den Reglementarbestimmungen 
eingereiht werden, wovon man sich eine Vereinfachung der Dis- 
kussion versprach. Die Diskussion fand danti im Anschluss an 
die einzelnen Paragraphen des Entwurfs statt, wobei allerdings 
vom zweiten Teil noch eine Anzahl von Bestimmungen stehen 
blieben, die als zweiter Teil diskutiert wurden, und nicht, wie 
von manchen Abgeordneten gewünscht wurde, im Anschluss an 
den Commissiottsbericht, der in zwölf Fragen die Hauptsätze des 
Entwurfs hervorhob. Schon bei der Generaldiskussion über den 
Entwurf wurde vom Abg. von Stadel der Antrag auf Verwer- 
fung des ganzen Entwurfs gestellt. Er hielt es für unmöglich. 
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eine Gemeindeordnung vor der Revision und Berichtigung der 
Standes- und grundherrlichen Verhältnisse einzuführen. Er wies 
darauf hin, dass auch die erste Kammer Verwahrung in diesem 
Sinn gegen den Entwurf einlegen werde. Er beantragte, den 
Grossherzog zu bitten, die Verhandlungen zwischen Regierung 
und Grundlierren beenden zu lassen, und bis dahin sich mit einer 
provisorischen Gemeindeordnung zu begnügen. Sein Antrag gieng 
aber nicht durch. Der erste Teil wurde dann von der zweiten 
Kammer durchberaten und' schliesslich mit allen Stimmen gegen 
die des Herrn von Stadel angenommen. 

In der ersten Kammer verwahrten sich die Fürsten von 
Fürstenberg und Loewenstein feierlich gegen jeden Punkt 
diör Gemeindeordnung, der ihren Rechten zuwiderlaufe. Ihrem 
Antrag: „es möge vor Einführung dfer Gemeindeordnung zuerst 
die Regelung der grund- und standesherrlichen Rechtsverhältnisse 
stattfinden," konnte die Regierung nicht stattgeben; denn es war 
leicht möglich, dass die Unterhandlungen mit den Einzelnen nicht 
befriedigend ausfallen würden; dann würde der Rekurs an den 
Bundestag ergriffen werden, und auf diese Weise könnte man noch 
lang auf eine Gemeindeorduung warten. Der Fürst von Fürsten- 
berg zog hierauf den Antrag zurück und sprach mit dem Fürsten 
von Loewenstein zuversichtlich die Hoffnung aus, dass es der 
Regierung gefallen möge, die Standes- und grundherrlichen Ver- 
hältnisse sobald als möglich zu reguliferen, damit ihre Erledigung 
hinter der Gemeindeordnung nicht zurückbleibe. Thatsächlich 
waren diese Verhältnisse, wie oben gezeigt wurde, viel früher 
geregelt, i) als die Gemeideordnung 5n's Leben trat. Es wurde 
dann die Ansicht der Commission der ersten Kammer : „dass nicht 
blos eine Verwahrung der Beteiligten, sondern eine Erklärung der 
Kammer erfolgen solle, dass eine Schlüssfetssung über einzelne Be- 
stimmungen der Gemeindeordnung, sofern solche aut die standes- 
und grundherrlichen Verhältnisse Einfluss haben, für die Fest- 
setzung dieser letzteren noch nicht als verbindend anzusehen 
seien" zum Beschluss des Hauses erhoben. Dazu wurde noch ein 
zweiter Vorbehalt des Inhalts gemacht, von der Abstimmung über 
das ganze Gesetz zu abstrahieren, bis auch der noch zurückbe- 



1) cf Seite 18. 
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haltene zweite Teil der Kammer mitgeteilt und von ihr beraten sei. 
Die Kommission der zweiten Kammer bemerkte hinsichtlich 
des letzteren Vorbehalts im Protokoll, er widerspreche der Greschäfts- 
ordnung; anf diese Weise könne eine sehr fatale Geschäftsweit- 
läufigkeit entstehen. Die Kammern hätten sich nur ihre Beschlösse, 
nicht ihre Ansichten mitzuteilen. Der Abg. von Itzstein hätte 
es am liebsten gesehen, wenn man gar nicht in die Diskussion 
der Beschlüsse der ersten Kammer eingetreten wäre, sondeni die 
Mitteilung der I. Kammer sofort wieder mit einem entsprechenden 
Erlass an dieselbe zurückgesandt hätte. Allein die Zeit war zu 
knapp, so dass von niemanden ein derartiger Antrag gestellt 
wurde. Man diskutierte über die Beschlüsse der ersten Kammer, 
und daran schloss sich eine übrigens sehr summarische Beratung 
und Abstimmung über den zweiten und dritten Teil. In der 
Sitzung vom 30. Januar 1823 wurde dann noch das Einführungs- 
gesetz diskutiert, und die Einführung der neuen Gemeindeordnuug 
auf den 1. Mai 1823 festgesetzt, da der ursprünglich im Entwurf 
dafür vorgesehene Termin bereits verstrichen war. In der Sitzung 
vom 31. Januar wurde dann der Landtag geschlossen. Weil da- 
durch die Beschlüsse der zweiten Kammer nicht wieder an die 
erste Kammer zurückgehen konnten, so war der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Gemeindeordnung wieder auf unbestimmte Zeit 
hinausgerfickt. 



§ 10. Motion Kreuter 1825 auf Vorlage einer Gemeindeordnung. 
Als auf dem Landtag von 1825 einige Zeit verstrichen war, 
ohne dass ein Entwurf der Gemeindeordnung vorgelegt wurde, 
frug der Abg. Kreuter an, der erfahren hatte, dass die Regierung 
einen Entwurf habe drucken lassen, warum dieser nicht vorgelegt 
werde. Er ersuchte die Regierung um Auskunft, ob im Laufe 
dieses Landtags noch die Vorlage zu erwarten sei. Für den Fall, 
dass die Antwort verneinend laute, stellte er den Antrag, den 
Grossherzog zu bitten, dass er dem gegenwärtigen Landtag noch 
den Entwurf einer Geraeindeordnung vorlegen lasse. Der Regierungs- 
commissär Staatsrat Winter erklärte darauf, die Regierung habe 
der Kammer nicht einen neu verfassten, sondern eigentlich nur 
einen in den streitigen Punkten fester fixierten Entwurf mitzu- 
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teilen. Die für den Landtag bestimmte Bauer und das Eescript, 
das zwar die Dauer verlängere, aber nur für die vorliegenden 
Arbeiten, die voraussichtlich die ganze Zeit beanspruchten, erlaubten 
es nicht, diesen Entwurf vorzulegen. Die Regierung verkenne 
übrigens nicht die Notwendigkeit, wenigstens in einzelnen Punkten 
derartige gesetzliche Bestimmungen zu besitzen, und sie werde 
ermessen, ob sie in der Lage sei, den Wünschen der Kammer zu 
entsprechen. 

Der Antrag Kreuter wurde von dem Abg. Duttlinger 
mit der Modifikation unterstützt, dass die Adresse nicht auf Vor- 
legung einer Gemeindeordnung, die den Gegenstand nach allen 
Richtungen erschöpfe, zu richten sei, sondern nur auf Vorlegung 
einzelner Teile einer solchen, die den Hauptgebrechen des gegen- 
wärtigen Gemeinderechts abhelfen würden. 

Die Commission sprach sich gegen diesen Antrag aus und 
empfahl dafür, die Regierung um Einfuhrung der schon früher 
diskutierten Gemeindeordnung auf bestimmte Zeit zu bitten; da- 
durch würde die nochmalige Diskussion erspart und die Resultate 
der früheren Erörterungen könnten zugrund gelegt werden. Ausser- 
dem käme man dann doch in die Lage, mit der eingeführten 
Gemeindeordnung praktische Erfahrungen zu machen und diese 
würden am besten über die vorhandenen Mängel belehren. 

Die Regierung hatte alle Bestimmungen zusammengestellt, 
über die sie 1822 mit der zweiten Kammer einig geworden war, 
hinsichtlich der damals streitig gebliebenen Punkte hatte sie billige 
und sachgemässe Entscheidungen getroffen; ausserdem war sie 
infolge der 1824 erfolgten Regelung der Standes- und grundherr- 
lichen Verhältnisse noch gezwungen, verschiedene neue Ein- 
schränkungen und Zusätze zu machen. Bei der Beratung kam 
man dahin überein, den Grossherzog zu bitten, die Gemeinde- 
ordnung, wie solche in dem der Kammer mitgeteilten Entwurf 
zusammengestellt sei, für die nächsten 6 Jahre einführen zu lassen. 
In der ersten Kammer erklärte Kreisdirektor Fröhlich, die 
Kammer könne jetzt, 2 Tage vor Schluss, einen Entwurf, der den 
Meisten unbekannt sei, nicht auf Treue und Glauben annehmen. 
Es sei nur zu bedauern, dass der Entwurf nicht bei Beginn des 
Landtags vorgelegt worden sei, da er dann reiflich hätte beraten 
werden können. Sein Antrag, die Mitteilung der Adresse der 
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zweiten Kammer auf sich beruhen zu lassen, wurde denn auch 
mit grosser Majorität angenommen. 



§11. Der Entwarf einds Gesetzes 
die Bestreitung der Gemeindebediirfnlsse betreffend von 1828. 

Auf dem Landtag von 1828 schlug nun die Regierung einen 
andern Weg als bisher ein. Sie abstrahierte von der Vorlage 
einer ganzen Gemeindeordnung und Wollte zunächst durch Spezial- 
gesetze die Punkte regeln, bei denen am meisten Unordnung, 
Verschiedenheit und Willkür herrschten. Von dieser Tendenz aus- 
gehend legte sie einen Entwurf die Bestreitung der Gemeinde- 
bedürfnisse betreffend vor. Dadurch sollte das Provisorium vom 
31. August 1819, das noch in Geltung war, ersetzt werden. Die 
Grundlagen dieses Entwurfs bildeten! die Beschlüsse der Kammern 
über diesen Gegenstand, die nur hie und da modificiert wurden. 
Der Berichterstatter der Commission wies darauf hin, dass bereits 
alle andern Staaten mit constitutioneller Verfassung eine Gemeinde- 
ordnung erhalten hätten und sprach namens der Commission das 
Bedauern aus, dass man auch auf diesem Landtag wieder keine 
erhalte. Der Wunsch der Kammer: „es möge der Regierung 
gefallen, eine umfassende Gemeindeordnung der Kammer zur Be- 
ratung zu übergeben", wurde in das Protokoll niedergelegt. 

Der Entwurf des Gesetzes die Bestreitung der Gemeinde- 
bedürfnisse betreffend wurde in der zweiten Kammer durchberaten ; 
er gewann aber dann in der ersten Kammer dadurch, dass dieselbe 
unter anderen alle Ausmärker, zu denen auch der Adel gerechnet 
wurde, von den Gemeindeumlagen befreit wissen wollte, eine sehr 
bedenkliche Gestalt. Man fürchtete mit Recht, dass dann das 
Gesetz in seinem Wortlaut, wie er stehen geblieben war, die nach- 
teiligsten Folgen für die Existenz der Gemeinden und ihrer Bürger 
haben würde, auf die allein dadurch alle Lasten fielen. Daher 
verwarf die erste Kammer bei der Schlussabstimmung den Entwurf 
'' einstimmig. Hierauf sprach die zweite Kammer im Protokoll 
einstimmig den Wunsch aus, dass die Regierung das Gesetz über 
die Bestreitung der Gemeindebedürfnisse provisorisch in Ausführung 
bringen möge. 
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§ 12. tlotion firinm «ine zweeknäMigere ErgliiztMOMrt 
der Ortsvoretände betrelTend. 

Aus der Mitte der Kammer selbst wurde vom Abg. Grimm 
eine Motion: eine zweckmässigere Ergänznngsart der Ortsvor- 
stände betreffend eingebracht. Dadurch sollte an Stelle der bis- 
herigen Oooptation ft'eie Wahl durch die Gemeinde treten. Die 
Motion, die sich auf sehr triftige Grfinde stützte, fand Beifall, 
und die IL Kammer besoUoss eine Adresse des Inhalts: ,,den 
Grossherzog zu bitten, von dem 1825 mittelbar zur Kenntnis der 
Kammer gekommenen Entwurf einer Gemeindeordnnng einstweilen 
denjenigen Titel, der vom Gemeinderat handelt^ zur ständischen 
Beratung vorlegen zu lassen." 

Die erste Kammer erkannte zwar die Notwendigkeit einer 
andern Ergänzungsart voll au, machte aber geltend, dass besagter 
Titel noch anderes enthalte und sehr umfangi^eich sei. Da nun 
wegen des bald bevorstehenden Schlusses des Landtags keine 
genügende Zeit zur Prüfung war, so beschloss sie, der Motion 
keine Folge zu geben. 

Auf dem nächsten Landtag von 1831 zögerte die Regierung 
nicht, der Kammer bei Zeiten wieder einen Entwurf vorzulegen. 
Erfahrungen hatte sie ja nun. reichlich gesammelt, und so hielt 
sie es doch für besser, eine ganze Gemeindeordnung einzuführen, 
statt einer Beihe von Specialgesetzen. Sie that ihrerseits das 
möglichste, um nicht daran Schuld zu sein, dass dem Land noch 
länger eine Gemeindeordnung vorenthalten werde. Die Commission 
hob auch rühmend hervor, dass dieser Bhitwurf allen früheren weit 
vorzuziehen sei. Die erste Kammer hielt ihn aber für zu frei- 
sinnig und konnte sich von dem alten Prinzip der Bevormundung 
der Gemeinde durch die Regierung nur mit einiger Besorgnis tretraen. 

Auch der Gemeindehaushalt fand seine Regelung in diasem 
Entwurf, nicht durch ein Spezialgesetz ; dagegen wurde von: <ier 
Gemeindeordnnng als selbständiger Bestandteil losgelöst das mn- 
fangreiche Gesetz über die Rechte der Gemeindebürger und* Er- 
werbung des Bürgerrechts. 

Beide Gesetze wurden dann unter dem 31. Dezember 1831 
vollzogen i) und traten mit dem 23. April 1832 in Kraft. 



1) Regbl. 1832 No. 8 S. 81; S. 117. 
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Mit der Gemeindeordüuiig von 1831 treten wir wiederum 
in eine neue Periode der Gemeindegesetzgebung, deren Geist uns 
allerdings schon aus den seit 1819 erlassenen Provisorien ent- 
gegenweht. Der Grundgedanke dieser neuen Bechtsentwicklung 
war die Aufhebung von Rechtsungleichheiten zwischen den ver- 
schiedenen Klassen der Gemeindegenossen und die Mündigkeit 
der Gemeinden. 

Wir wollen nun näher auf die Einzelbestimmungen der Ge- 
meindeordnung von 1831 eingehen^ soweit sie für unser Thßma 
inbetracht kommen. 



Unterabteilung IL 

Dte 6emeindeverfa88ung von 1831. 

A) AllgiMiieine Bestlnmimgeii.' 

§.1B. Die Einheltliehlceit der Gemeindeonlnung 

für Stadt- und Landgemeinden. 

Die Gedeindeardnung von. 1831 ist eine einheitliche; ihr 
erster Paragraph sagt: „Die Gemeinden teilen sich in Stadt- und 
Landgemeinden. Wo dies Gesetz keinen Unterschied macht, gelten 
dessen Bestimmungen für beide Arten von Gemeinden.*^ Einzelne 
dieser Unterschiede werden wir später bei Gelegenheit kennen lernen. 

Das IL Constitutionsedikt 1) von 1807 erklärte die Land- 
gemeinden oder Dörfer für die wichtigeren Gemeinden, da der 
badische Staat vor allem ein ackerbautreibender sei, und die Zahl 
der Landgemeinden bei weitem überwiege. Von ihnen heben sich 
zu jener Zeit die Städte mit ihren viel ausgedehnteren Eechten 2) 
noch scharf ab. Der gesetzliche Unterschied zwischen beiden 
wurde aber schon durch das Organisationsrescript von 1809 sehr 
abgeschwächt. Darnach waren nur noch die Bestellung der Orts- 
vorgesetzten und die Titel der Gemeindebeamten in beiden ver- 
schieden, abgesehen von einigen andern, sehr nebensächlichen 
Befugnissen. 

Schon der Entwurf von 1819 hatte in § 3 die Bestimmung 
enthalten: „Die Gemeinden teilen sich in Stadt- und Land- 



1) n. Const.-Edikt § 4. 

2) n. Coii»ti..K4ifcti § 5. 
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gemeifiden." Die Coramission strich diesen Paragraphen, da eine 
Teilung sich von selbst ausspreche, und das Gesetz zwischen beiden 
keine wesentlichen Unterschiede mache. Das hatte zur Folge, 
dass diese Bestimmung 1820 nicht wieder aufgenommen wurde. 
Ein besonderer Titel für grössere Städte wurde auch erst 1822 
eingestellt; auch an einen solchen für ganz kleine Orte dachte 
man. Es wurde darauf hingewiesen, wie schwer es den ganz 
kleinen Gemeinden oft falle, die nötigen Gemeindebeamten zu be- 
kommen. Die Bildungsstufen seien auch oft sehr vei^chieden, denn, 
während der eine Ortsvorgesetzte vielleicht als Abgeordneter die 
Gesetze machen helfe, könne der andre, der in einem entlegenen 
Dorf des Schwarzwaldes wohne und sie zu vollziehen habe, sie 
vielleicht kaum lesen. Ferner gebe es auch eine grosse Zahl von 
Gemeinden ohne Gemeindevermögen; da falle dann die Unter- 
scheidung der 3 Bütgefklassen, sowie die ausfuhrlichen Bestim- 
mungen über die Gemeindeverwaltung weg. Die Gommission stellte 
aber keine diesbezüglichen Anträge. Die Gommission von 1831 
hatte sich auch eingehend mit dieser Frage beschäftigt. Eine 
einheitliche Gemeindeordnung hat allerdings zur Folge, dass die 
lokalen Verhältnisse sich oft sehr darnach umgestalten müssen. 
Bei einer Gemeindeordnung erwartet nun in der Regel jeder zu- 
nächst ein Gesetz, das gerade für seine Gemeinde passt. Daher 
wurden dann oft Wünsche nach einer besonderen Landgemeinde- 
ordnung und einer davon getrenhten Städteordnung laut. Da aber 
der Unterschied zwischen Stadt und Land oft nur im Titel lag, 
so war es in der That oft schwer, zu sagen, warum eine Gemeinde 
eine Stadt war, also unter eine etwaige Städteordnung fallen würde, 
und eine bedeutend grössere Nachbargemeinde nur eine Land- 
gemeinde. Die Verleihung der Stadtfreiheit war eben früher an 
keine bestimmten Prinzipien gebunden. Weil es damals noch keine 
eigentlichen Grossstädte bei uns gab, waren die Verhältnisse 
derart, dass sich eine einheitliche Gemeindeordnung rechtfertigen 
liess, denn die Städte trugen damals noch keinen so durchaus 
eigenen Charakter. Städte und Landgemeinden sind doch nur 
Arten der nämlichen Gattung „Gemeinde". Die Gesetzgebung 
musste eben da genau abwägen, damit die Bestimmungen vor 
allem dem mittleren Durchschnitt des Gattungsbegriffs entsprachen. 
Für solche Gemeinden, die am w^eitesten vom Durchschnittsbegriff 
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entfernt waren, und bei denen die Gefahr nahe lag, dass sie von 
der Verallgemeinerung zu leiden hätten, Hessen sich dann Separat- 
bestimmungen rechtfertigen, aber nur in beschränkter Zahl, z. B. 
grössere Selbständigkeit der Städte, weil dort grössere Bildung 
vorhanden ; oder Einführung eines grösseren Ausschusses in Städten 
statt der Gemeindeversammlung. 



§ 14. Die verschiedenen Klassen der GemeindeangehSrigen. 

I. Einen grossen Fortschritt, der allerdings erst das Ergeb- 
nis langer Erörterungen war, zeigt uns die Einteilung der Be- 
wohner einer Gemeinde in Gemeindebürger, in staatsbürgerliche 
Einwohner mit dem Recht des ständigen Wohnsitzes, und in 
Insassen. Die bisherige Einteilung in Orts- und Schutzbürger 
wurde aufgehoben und diese beiden zur Klasse der Gemeinde- 
bürger vereinigt. (§ 2. G.-Ordg.) 

Das war ein Schritt von weittragender Bedeutung; dadurch 
wurde mit den alten Standesvorurteilen gebrochen und einer neuen, 
freieren Auffassung Raum gegeben. Aber nicht mit einem Mal 
kam man zu dieser Bestimmung; es kostete harte Kämpfe im 
Parlamente, und erst allmälich lernte man sich an diesen Gedanken 
gewöhnen, nachdem man ihn zuerst oft schroff von sich gewiesen 
hatte. Es verlohnt sich wohl der Mühe, die Vorgeschichte dieser 
Bestimmung näher kennen zu lernen. 

n. Die Einteilung der Gemeindebewohner, wie sie das 
VI. Constitutionsedikt giebt, haben wir bereits oben geschildert. 
Nach dem Regierungs-Entwurf von 1819 sollte jeder Staatsein- 
wohner Mitglied einer Gemeinde sein. Dieser Gesammtheit der 
sogenannten Gemeindeglieder sollte auch das ganze Gemeinde- 
vermögen eigen sein. Die Commission war damit durchaus nicht 
einverstanden. Die Vorrechte der bisherigen Ortsbürger waren 
gewesen : 

1) Wählbarkeit zu den Gemeindeämtern; 

2) Stimmßihigkeit bei Gemeindeberatuugen ; 

3) Teilnahme am Allmendsnutzen ; 

4) Befugnis zur Marklosung; 

5) Teilnahme an besonderen Ortsvorrechten. 
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Die Commissioh sah in dieser neuen Bestimmong eine Be- 
einträchtigung wohl hergebrachter Rechte, indem sie der Ansicht 
huldigte, dass das Gemeindevermögen ausschliesslich Eigentum 
der wirklichen Gemeindebürger sei. Sie erblickte schon einen 
grossen Fortschritt darin, dass der einzige Unterschied der Bürger- 
klassen nur inbezug auf das Gemeindevermögen bestehen solle. 
Selbst dieser Unterschied, die letzte Schranke, konnte beliebig 
gehoben werden, sofern man nur die gesetzlichen Bedingungen 
inbezug auf das Einkaufgeld erfiillte. Sie beantragte also Auf- 
rechterhaltung der 3 Klassen Ortsbürger, Schutzbürger und Ehren- 
bürger, in deren bürgerlichen Rechten jedoch kein Unterschied 
mehr bestehen sollte, ausser bezüglich des Gemeindevermög^ens. 

Die Motive von 1820 traten der Ansicht der Commission bei 
und führten dieselbe noch weiter aus, indem sie die privatrecht- 
liche Seite der Gemeinden betonten, die das Eindringen der nicht 
dazu berechtigten Staatsangehörigen in den Mitgenuss des Gemeinde- 
vermögens unzulässig mache. Aus der staatsrechtlichen Seite der 
Gemeinde folge, dass jeder Staatsbürger einer bestimmten Gemeinde 
angehören müsse, was bisher z. B. bei Standes- und Grundherrn 
und Staatsdienern nicht der Fall war, da dies sowohl für die 
nötige Einwirkung und Aufsicht der Staatsgewalt über alle ihre 
Angehörige, wie auch für die verfassungsmässige Teilnahme dieser 
leszteren an öffentlichen Angelegenheiten zweckmässig sei. Da- 
durch wurde für jene Klasse, die sich nur diesem Gesetz zufolge 
in einen Gemeindeverband begeben wollte, unter dem Namen 
Ehrenbürger ein eigener Begriff aufgestellt. Dieser Name entsprach 
allerdings nicht dem Begriff, den man sonst damit verband : näm- 
lich, dass eine Gemeinde freiwillig jemanden zur Anerkennung 
seiner Verdienste und zur Auszeichnung das Bürgerrecht verlieh. 
Der Entwurf von 1820 bestimmte also in § 5: „Die Mitglieder 
einer Gemeinde sind entweder Ortsbürger, die zur Teilnahme an 
Genuss und Verwaltung des Gemeindevermögens berechtigt sind, 
oder Schutzbürger, die blos Heimatsrechte und Teilnahme an den 
allgemeinen Lokalanstalten, aber keinen oder nur auf besonderes 
Herkommen gegründeten, beschränkten Mitgenuss des Gemeinde- 
vermögens anzusprechen haben, oder Ehrenbürger, die blos zur 
Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Rechte nnd Pflichten einer 
Gemeinde ohne Teilnahme an deren besonderen gesellschaftlichen 



— 37 — 

Vof tietleti «'imd: Lai^teB « ' KUg«toilt i^n^.^^ Bei ^cÜBr- Dii^ktisdlen beän- 
trafifte fder« Abg. Winter den Unterschie'* Zwischen Ortä- nnd 
SclHttflbfirgem aufziibelmn; ' Er* »prftoh sehr ^eingehend und: wies 
na<»liy idass •'derltNattiei SchütsMrgen^ der aus^ historischer Zeit 
staaiffie^i' gar nicht ^mehr *ffir den' beiite daniitverbuhcleneh Begriff 
passe^ ^ Der heutige Scbutsbüi^ger gepiesse den Schutz des Staa^tes, 
nicht der Gemeinde. Die Zeiten hät^n sich geändert : derschutä- 
bedürftige < Hintersasse • des Mittelalters sei zum freien Staatsbürger 
emporgestiegen,* und : «ler auf privatrpchtliche Titel sich gründende 
Schuts »eis im: allgemeinen StaatssbfantZ' untergegangen. Diese 
ErmiDNmng{ an^^das Mittelalter wollp maw nun aufrecht erhalten, 
aust^^m Grunde^ weil der Schutzbfii'gQr keinen Gtenuss am Gemeinde- 
yenii0g«& habe, und ihrai dieser Genjiss nur mit' Beeinträchtigung 
devi«seith^igeii Bürger eingeräumt vwerden könne; Winter ver- 
suchte nnachaü weisen,' dass diese Behauptung in ihrer Allgemein- 
heil rUstx>rischrnnd gesetzliche ^nbeg^rfindet sei. Am sogenannten 
Geraeindegui hattett < die * Scbutsbürger nach dem li. Constitutions- 
. Edikt nicht < nur «heitfcömmltdhen^ sondern ^sogar gesetzlichen An- 
teil. ^ Dagegen sind sie dies Arllm^endg^nusses unteilhäftig. Er fra^e 
nu»,? ob dies Grttnd genug sei, ihnen das Vollbürgerrecht vprzüefnt- 
haUeÄ? Er <' gab liiera^if eine Statistik ifibet" den Inhalt dieses 
Geiiusisee^« ; Damach hat KarlsrnheMwederGemeindegut,: noch All- 
mende ; MannJieim/ : Heidelberg^ 'Pfoi*pbeim ^haben keine Aljmietnde. 
In eirclk 80-^4:0i6emeiÄd«n wirft de^rGenüssiftber 30-^40 fl.Reitt- 
erteag ^ab; in circa 150 Gemeinden' 10-U20:{I.V in 'den^ Hkeisten'' 
Gemeinden beläuft sich der ganze G[enuss. auf « 1—12 Klalftttr« Holz 
im Wert von 8-^10 ft. Winter prat^tierte' dagegen, dass an diese 
zufäIHgen > nnd - «igentiich unwesentl^fuhisn Umstände ein so tief- 
greifender Unterschied gelpiftpft /wjerde. Dagegen wuwje von 
andrer Seite geltend gemacht, «dass an yielen Orten die Bürger 
grosse Mühe darauf, verwendet hät^n, ?das Land zu Allmenden 
urbar iizu machen ; ausserdem hätten^ sie früher oft aus Privat- 
mitteln Oemeindegut.igekauiti; Da^uiroh" hätten vdiei Bürger ein 
festgegründetes« Genussredit erworben; Bei der Abstimmung^^urde 
beschlossen, den Unterschied • z wiscljen Orts-^ . «nd Schutzbürgern 
aufireeht ^u erhalten und anch< di^ Namen Orts^, Schüt^'^imd 
Ehreaburger bejaubehalten. ' ' 

Anch«<(}ieii€o»inissio<t yon*18a2 spradu<fiichMSir die^ Beibe^ 



— .38 — 

lialtung des Unterschieds; aus. Die Milderung des ersten Ent- 
wurfs, wonacli. bisher Unberechtigte sich mit dem vierfachen Be- 
trag der j^l^'lichen Nutzungen einkaufen sollten, schien ihr nichts 
zu taugen. Das heisse ihrer Ansicht nach soviel als: die Un- 
berechtigten blieben noch i Jahr^ vom Mitgenuss ausgeschlossen, 
dann aber, sind alle Berechtigte und Unberechtigte ohne Einkauf 
und Entschädigung sich, ganjs gleich. 

Die Commission betoiite ausdrücklich, sie wolle nicht wieder 
die alte Hörigkeit; die Schutzverwandten sollten vielmehr .selb- 
ständige, freie Genieindegenossen sein. . Daraus folge aber noch 
lange nicht, dass mit. Aufhebung der alten, nicht mehr, passenden, 
staatsrechtlichen Formen notwendigerweise auch die alt herge- 
brachten, privatrechtlich(?n. yerhältnisse gestört werden raüssten. 
Bei der DJskussipn trat fler .A.bg. Winter wieder ftir die Aufhebung 
des Unter.^^phieds. ein. Er. betonte, dass nach dem Entwurf der 
Unt,fi schied, nur auf den Genus§ des Gemeinde Vermögens beschränkt 
sein solle. In. der Hälfte de? Grosgherzogtums würde es dann 
keine Ortsbürgier geben, weil in dieser Hälfte den Gemeindegliedern 
überhaupt kein Anteil , am Genuss zustehe, sondern der ganze 
Ertrag znm besten der Gesammtgemeinde verwendet werde. Diese 
Unterscheidung sei also unlogisch. Die Folgfe des Entwurfs würde 
sein, dass die Gemeinden ohne Gemeindevermögen nur eine Klasse, 
von. Bürgern hätten. Solle nun dort der Schutzbürger zum Orts- 
bürger avancieren oder der Ortsbürger zum Schutzbürger degra- 
diert werden?. Schliesslich wurde aber doch der Antrag der 
Commission angenommen. 

Die Commission der ersten Kammer teilte aber mehr die 
Ansicht Winters. Sie beantragte die Zusammenfassung der Orts- 
und Schutzbürger zur Klasse der Gemeindebürger mit Aufrecht- 
erhaltung der verschiedenen Berechtigungen. Sie wollte ferner 
auf die Aufnahme der Glieder der höheren Stände in den Ge- 
meindeverband verzichten und daher die Klasse der Ehrenbürger 
ganz streichen. Mit letzterem war aber die Regierung nicht ganz 
einverstanden. Der Abg. v. Rotteck machte dagegen geltend, 
da^s es ungerecht sei, Leute, die kein Bedürfnis hätten, sich in 
einen Gemeindeverband zu begeben, dazu zu zwingen. Auch ohne 
ein solches Gesetz würden sich von der vornehmeren Klasse viele 
freiwillig in die Bürgerliste eintragen. Von gezwungenen Bürgern 



— 39 — 

sei dagegen nicht viel Zuneigung und wohlthätiger Einfluss auf 
die Gemeinde zu hoffen. Schliesslich nahm die I. Kammer folgende 
Fassung an: „Die Mitglieder einer Gemeinde werden Gemeinde- 
bürger genannt. Die dermaligen Orts- und Schutzbürger werden 
als Gemeindebürger bestätigt. Ein jeder Staatsbürger muss für 
sich und seine Familie Mitglied einer Gemeinde sein. Ausgenommen 
sind Standes- und Grundherren, Staatsdiener, Militär bis zum 
Feldwebel und andere vom Staat Angestellte, Geistliche, Lehrer, 
Standes- und grundherrliche Beamte und diejenigen, die vermöge 
besonderer Bewilligung der obersten Staatsbehörde auf Nachweisung 
eines von der Versorgungspflicht der Gemeinde unabhängigen 
Nahrungsstandes die Ermächtigung erhalten haben, sich in der 
Eigenschaft als blosse Staatsbürger in einer Gemeinde niederzu- 
lassen." 

„Die Rechte aller Gemeindeglieder als solcher sind gleich, 
wenn nicht dieses Gesetz und betreffs der Gemeindenutzungen 
besondere Rechtstitel eine Ausnahme festsetzen." 

„In den Orten, in denen es bisher inbezug auf die Gemeinde- 
nutzungen verschiedene Klassen von Bürgern gegeben hat, behält 
es, was diese Verschiedenheit der Klassen betrifft, bei den bis- 
herigen Rechten und Gerechtigkeiten sein Bewenden." 

Die zweite Kammer anerkannte die Ansicht der ersten Kammer, 
dass die Aufstellung dos Begriffs Ehrenbürger wenig reelles ent- 
halte, und nahm deren Fassung an. 

III. Auch die Commission von 1831 betonte, dass die Be- 
seitigung des Unterschiedes zwischen Orts- und Schutzbürgern in 
moralischer Hinsicht gut sei, da jetzt noch der Vollbürger init 
Hochmut auf den Schutzbürger herabblicke. Die Gemeindeorduung 
von 1831 ging aber noch weiter als die früheren Entwürfe. Sie 
wollte den auf die Geburt gegründeten und sich fortvererbenden 
Unterschied unter den Bürgern einer Gemeinde ganz beseitigen, 
also mit einem Wort: sie wollte die Schutzbürger aussterben 
lassen. Nach § 91 des Bürgerrechts-Gesetzes konnte sich der 
Schutzbürger mit dem dreifachen Jahresbetrag der Bürgemutzungen 
in den Bürgergenuss einkaufen. Die noch nicht volljährigen Söhne 
der Schutzbürger wurden, einerlei ob ihr Vater sich eingekauft 
hatte oder nicht, mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
so angesehen, als wenn ihnen das Bürgerrecht angeboren wäre. 
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§ 95 B.-R.G.) Daraus folgte, dass nach 2 Generationen, der ihrer 
Väter und der ihrer zur Zeit des Inkrafttretens des Oesetzes be- 
reits volljährigen Brüder, die letzte Spur des Unterschieds ver- 
wischt sein niusste. 

Es wurde übrigens mit Befriedigung constatiert, dass sich 
in Nassau und Grossherzogtum Hessen die bereits erfolgte Auf- 
hebung des Unterschieds zwischen Orts- und Sehutzbürgem als 
zweckmässig bewährt habe. 

IV. Das neue Gemeindebürgerrecht wurde erworben: 

1) durch Geburt; 

2) durch Annahme (§ 4 Bürgerrechtsgesetz.) 

Die Regierung überliei^s es 1831 ganz den Gemeinden, das 
Bürgerrecht zu verleihen (§ 15 B. R. G.); sie beugte aber der 
Willkür und Abschliessung dadurch vor, dass die Gemeinden, 
wenn die gesetzlichen Bedingungen zur Erlanguhg vorbanden 
waren, die Verleihung nicht versagen durften (§ 17). Die Anf- 
nahme erfolgte somit weder von der Regierung, noch von der Ge- 
meinde, sondern eigentlich lediglich durch Gesetz. Damit war 
den Wünschen, die in früheren Jahren geäussert waren, entgegen 
gekommen und die Gemeinde von Eingriffen der Staatsgewalt 
befreit. In den früheren Verhandlungen herrschte ein ewiger Streit, 
ob Regierung oder Gemeinde das Orts- und Schutzbörgerrecht 
zu erteilen habe. Der Entwurf von 1819 enthielt darüber nur 
kurze Bestimmungen, da die Materie, wie § 14 verhiess, durch 
•ein «igenes Gesetz geregelt werden sollte. Die Commission schob 
aber damals schon eine Reihe von Paragraphen betreffend die 
Erwerbung des Bürgerrechts ein und bestimmte darin, dass das 
Orts-, Ehren* und Schutzbi^rgerreoht durch Geburt, Gesetz und 
Verleihung der Gemeinde erworben werde. Im Jahr 1820 wurde 
hervorgehoben, die staatsrechtliche Seite der Gemeinde lasse es 
nicht zu, dass die Gemeinde dem Staat einen Teil seines Gebietes, 
eine Abteilung seiner Angehörigen, gleichsam schliesse und unzu- 
gänglich mache; umgekehrt mache die privatrechtliche Seite be- 
züglich des Gemeinde Vermögens und der darausfolgenden Gesell- 
schaftsrechte das Eindringen fremder, unberechtigter Elemente 
unzulässig. Daraus wurden für die Bürgerannahmen folgende 
Consequenzen gezogen: Die Regierung beschränkt sich auf die 
Erteilung des Schutzbürgerrechts ; darauf musste sie aber unbedingt 
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bestelieö, da sonst der Satz, dass jeder Mitglied einer Gemeinde 
sqUi solle, immer durch Gemeindebeschluss illusoriscli gemacht 
werden konnte. Bei der Diskussioii tadelt« der Abg. Winter, 
dass der Entwurf unbeschränkte Willkür ausspreche, einmal für 
die Regierung bezüglich der Erteilung des Schutzbürgerrechts, 
dann für die Gemeinden bezüglich der Aufnahme der Ortsbürger. 
Es sei ein Widerspruch mit dem monarchischen Prinzip, indem 
das Ortßbürgerrecht durch Verleihung der Gemeinde erteilt werden 
solle, ohne dass ein Gesetz bestehe, welches die Bedingungen und 
Art der Verleihung bestimme. Ein ebensolches Gesetz fehle auch 
für die Erteilung des Schutzbürgerrechts. Sein Antrag, dafür 
bestimmte Gesetze zu machen, wurde jedoch verworfen. Der Ent- 
wurf von 1822 führte auch für das Ortsbürgerrecht in § 13 drei 
Erwerbsarten an: Geburt, Verleihung durch die Gemeinde und 
Staatsbewilligung. Die Commission beklagte sehr, dass 1822 wieder 
genommen werde, was 1820 bereits bewilligt war. Der Abg. 
Winter wiederholte seinen Antrag, den er 1820 gestellt hatte, 
jedoch mit demselben Erfolg. Es wurden 1822 über diesen Punkt 
folgende Beschlüsse gefasst: „Das Ortsbürgerrecht wird erworben 
durch Geburt, Verleihung durch die Gemeinde, und durch Verehe- 
lichung. Das Schutzbürgerrecht wird erworben durch Geburt, 
Verleihung durch die Gemeinde, besondere Staatsbewilligung und 
Verehelichung. Das Ehrenbürgerrecht wird erworben durch Ge- 
burt, Vei'leihung durch die Gemeinde und Staatsbewilligung." 

V. Die zweite Klasse von Bewohnern einer Gemeinde waren 
die staatsbürgerlichen Einwohner. Diese Benennung hatte die 
Gemeindeordnung v. 1831 passend gewählt statt der früheren 
„Ehi-enbürger". Der Entwurf von 1831 unterschied sich von den 
früheren dadurch, dass er nicht einzeln anführte, wer staatsbürger- 
licher Einwohner sein konnte. Staatsbürgerliche Einwohner können 
wir definieren als Einwohner einer Gemeinde, die weder Bürger, 
noch Insassen sind, die in der Gemeinde wohnen, einen ständigen 
Beruf oder ein Amt haben, oder Landwirtschaft oder Gewerbe 
treiben, oder aber ein Steuerkapital besitzen, das der Gemeinde- 
besteuerung unterworfen ist. Durch den Umstand, dass sie in 
der Gemeinde wohnen, unterschieden sie sich von den Ausmärkern, 
die wir an einer andern Stelle näher kennen lernen werden. 

VI. Als dritte Klasse führte die erste Kammer die Insassen 
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an. Die zweite Kammer war damit einverstanden. Näheres über 
das Einsassenrecht bestimmten die §§ 70 — 80 B.-E.-G. Darnach 
konnte jeder Staatsangehörige, der nicht vermöge seines Standes 
oder Berufs, oder des angeborenen oder durch Aufnahme erlangten 
Bürgerrechts einen ständigen Wohnsitz hatte, von einer Gemeinde 
des Grosslierzogtums freiwillig aufgenommen oder einer solchen 
zugewiesen werden (§ 70). Ein derartiger Heimatloser erhielt 
durch diese Aufnahme oder Zuweisung für sich und seine Familie 
in solcher Gemeinde das Einsassenrecht (§ 71.) Einsassen, die 
sich 10 Jahre in der Gemeinde, welcher sie zugewiesen worden 
sind, klaglos betragen, und ihren Unterhalt durch Fleiss und 
Thätigkeit erworben hatten, konnte der Gemeinderat, mit Zu- 
stimmung des Bürgerausschusses das Bürgerrecht erteilen. 

§ 15. Selbstverwaltung und staatliche Beaufsichtigung der Gemeinden. 

Jede Gemeinde hat das Eecht, die auf den Gemeindeverband 
sich beziehenden Angelegenheiten zu besorgen und ihr Vermögen 
selbständig zu verwalten (§ 6 G.-Ord.) Die Verwaltung der Ge- 
meinden unterliegt dem Aufsichtsrecht des Staates nach Massgabe 
der Vorschriften des gegenwärtigen oder künftiger Gesetze (§ 7.) 

Diese Bestimmungen wurden mit Freuden aufgenommen, in- 
dem dadurch die Gemeinden von der bisher unbeschränkten Bevor- 
mundung durch die Staatsbehörden befreit wurden. Diese hatte 
viel Unheil angerichtet. Sie war vor allem Schuld an der Teil- 
nahmslosigkeit, die sich der Gemeindeverwaltung gegenüber ein- 
gebürgert hatte. Die Gemeinden nahmen zur Regierung eine 
äusserst demütige Stellung ein. Letztere war immer bestrebt, 
deren Selbständigkeit zu beschränken und die Aufsicht des Staats 
in strengste Vormundschaft zu verwandeln. Die Ortsvorgesetzten 
waren in ihren Befugnissen der Regierung gegenüber aufs äusserste 
eingeengt, den Gemeindegliedern gegenüber waren sie die grössten 
Despoten. Die Bezirksämter begnügten sich nicht mit der Ober- 
aufsicht und Bevormundung, sie mischten sich unmittelbar überall 
ein und behandelten meistens die Ortsvorgesetzten sehr herab- 
lassend. Dazu kamen dannn noch die lästigen Formen im Verkehr 
mit der Regierung, die vielen Schreibereien und die grosse Ver- 
antwortlichkeit. Daher galt das Vorsteheramt nicht mehr als 
ehrende Auszeichnung, sondern wurde eher als Strafe angesehen, 
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und' iu manchen Lahdesteilen waren die Vorgesetzten nur noch 
durch Zwang zu bekommen. Nun sollte also an die Stelle der 
Bevormundung eine staatliche Oberaufsicht mit einer ziemlich 
weitgehenden Selbständigkeit der Gemeinden treten. Die Regierung 
wollte aber ei-st langsam vorgehen. Sie dachte, wenn sich die 
Gemeinden in den durch dieses Gesetz bedeutend erweiterten 
Formen mit Klugheit, Geschick und Ordnung bewegen würden, 
dass dann die Schranken später imnier noch weiter ausgedehnt 
werden könnten. Ausdehnung lasse man sich doch immer lieber 
gefallen, während man rückkehrende Einschränkungen nur mit 
Widerwillen ertrage. 

Da nun den Gemeinden weitergehende Befugnisse eingeräumt 
werden sollten, so musste damit notwendigerweise eine Umge- 
staltung der Organe Hand in Hand gehen. Die ganze Gemeinde 
sollte von jetzt ab an der Verwaltung teilnehmen. Die Cooptation 
und Lebenslänglichkeit der Mitglieder der Ortsgerichte, die den 
Kastengeist zur höchsten Blüte gebracht hatten, war dadurch un- 
möglich geworden. An ihre Stelle trat Wahl und zwar auf Zeit. 
Das Bestreben, die Gemeinde möglichst ' in die Verwaltung ein- 
blicken zu lassen, führte zu einer Vermehrung ihrer Organe und 
zur Gründung eines bestimmten Verhältnisses derselben zu einander. 
Damit gelangen wir zur Darstellung der Gemeindeorgane und 
ihrer Bestellung. 



B. Die Gemeindeorgane und deren Bestellung. 
§ 16. Bürgermel&ter un^ Gemeinderat. . 

Die Organe der Gemeinde sind der Gemeinderät, der Btirger- 
ausschuss und die Gemeindeversammlung (§9). Diese kommen für 
alle Gemeinden iubetracht. 

In Städten über 3Ö00 Seelen kann dann noch ein grösserer 
Ausschuss gebildet werden (§ 40). 

Die Verwaltung in jeder Gemeinde ist dem Gemeinderat an- 
vertraut. Er besieht aiis dem Bürgermeister und den Gemeinde- 
räten. (§ 8). , . . . 

I. Das Organisätionsrescript vom 26. November 1809 hatte 
den Nainen „Bürgermeister" und „Öberbürg'ermeister" für Städte, 



und den Namen „Vogt^ fär Landgemeinden eingeftfart.« Bereits 
bei Beratung des Entwurfs < von 1B20 warde besddossen, den 
Namen „Bürgermeister*^' für alle Gemeinden zu gebrsRdiem «and 
damit eiiien <|ocIi blos äasserlidien Untersohied zwisdien Stadt 
und:;Laiid zu beseitigen. Seiiher ist dieser Name geUieben. 

Stkdte mit fiber 3000 Einwohnern können auf Yorsohlag des 
Gemeinderats heben dem ersten Bürgermeister einen zyr&tesk als 
dessen Stellvertreter und zu seiner Untersfitzung wAUen (§ 16 
Abs. 1). Der RegierungsentWurf hatte dieses Recht zierst, nur 
denjenigen SUidten eingeräumt, die jeigene Abgeordnete in die 
Ständever Sammlung zu wählen hatten. Diese Yergunsligung 
schien aber der Commission nicht auf richtiger Grundlage zu be- 
ruhen, und sie verlangte dafür eine bestimmte ESinwohnerzahl 
Ebenso stammten von der Commission die Titel „erster^ und 
„zweiter" Bürgermeister, während die Regierung „OberbÄrger- 
meister" und ,,Bärgermeister^ gesetzt hatte. 

Dieser zweite Bürgermeister ist Mitglied des G^meinderats 
und wird in die festgesetzte !^hl der Gemeinderäte eingerechnet, 
die durch ihn nicht überschritten werden darf. (§ 16 Abs. 1). 

: Der Bürgermeister ; wird von der Gemeindeversiunmlung ge- 
wählt (§ 11 Abs. 1). Zur Gültigkeit der AVahl wird «fordert, 
dass sämmtiiebe Wahlbereol^tigte dazu eingeladen und dass 
wenigstens zwei Drittel erschienen sind. (§11. Abs. 3)J- Bei der 
Wahl des Bürgermeisters gilt derjenige als erwählt, auf welchen 
die meisten Stimmen gefallen sihd, vorausgesetzt, dass er wenigstens 
ein Drittel der ätimaea all^r Wahlberechtigten erhdten hat. 
Kann dieses Resultat durch die erste Abstimmung nicht erreicht 
werdiön, öder wird der Gewählte von der Regierung nicht be- 
stätigt, so . niüss f zu meiner weiteren ^ Wähl gesehrii?teft werden 
(Abs. 4). Wird auch der bei der zweiten Wahl GewäUte^' nicht 
bestätigt, so wird zur drittei Wahl geschritten, und dem bei 
dieser Wahl Gewählten kann j unter der Voraussetzung,^ dass er 
die gesetzlichen Eigenschaften hat^ die Bestätigung- nicht versagt 
werden. (§11 Abs. 5). Kanii. die Anzahl der Bürger durch drei 
nicht geteilt werden, so werden eine oder nach Umständen zwei 
Stimmen von der Gesammtzahl abgezogen (Abs. 6).* Erhalten 
mehrere gleiche .Stimmenzahl, so entscheidet das Leos (Abs. 7). 

Dem Abg. von Jtzstein verdankt die^ Gemeindewdnung den 
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Zusatz, dass die Wahl des Bürgermeisters mittelst geheimer' 
Stimmengebung geschieht (§ 11 Abs. 8). Er erkannte darin das 
einzige Mittel zur Wahi-ung der Wahlfreiheit. Ueber Einzelheiten 
ist die Wahlordnung zu vergleichen. i) 

Die Wahl des Bürgermeisters leitet die ihm zunächst vor- 
gesetzte Staatsvei-waltungsstelle mit Zuziehung von zwei TJrkunds- 
Personen, welche der Gemeiiiderat und Bürger ausschuss aus der 
Mitte der Bürger, die nicht in dem Gemeinderat und Bürgeraus- 
schttss sich befinden, wählt. (Abs. 11, 1. Teil.) 

Das Ami des Bürgermeisters dauert 6 Jahre. Jedoch ist 
der Austretende wieder wählbar. (§ 14. Abs. 1). Der Entwurf 
von 1822 hatte ebenfalls eine sechsjährige Amtsdauer für den 
Btti-germeister vorgesehen. Bei der Diskussion wurde dann der 
Antrag gestellt, dass derjenige, der 6 Jahre Bürgermeister war 
und wiedergewählt würde, das Amt lebenslänglich behalten 
sollte. Der Antrag wurde jedoch verworfen, da diese Bestimmung 
als sehr drückend anzusehen sei; ausserdem würden die Leute, 
je älter sie wüixien, desto untauglicher. In der ersten Kammer 
trat Fürst Loewenstein sehr für die Lebenslänglichkeit der Amts- 
dauer ein. Die Regierung erklärte, sie habe die Sache eingehend 
erwogen, allein das Misstrauen gegen die Vorgesetzten und die 
vielen Denuntiationen halte sie für eine Folge davon, dass die 
Gemeindeämter bisher auf Lebenszeiten verliehen waren. In der 
Regel wollten gerade die schlechtesten Vorgesetzten ihr Aiiit am 
wenigsten gern aufgeben. Nichts gebe eine grössere Gährung in 
einer Gemeinde, als der Gedanke, einen verhassten Bürgermeister 
nichf los werden zu können. Daher entschloss man sich, den 
Beschlnss der zweiten Kammer aufrecht zu erhalten. Der Entwurf 
voH 1831 hatte auch die Amtsdauer auf 6 Jahre festgezet^t. Bei 
der Diskussion war die Stimmung vielfach für eine kürzere Dauer; 
denn, meinte man, wenn eiuer nicht tüchtig sei, dann sei es nur 
gut, wenn er möglichst bald ersetzt werde ; geniesse er aber das 
Vertrauen der Gemeinde, so stehe ja seiner jeweiligen Wiederwahl 
nichts im Wege. In jedem grösseren Orte müsse der Bürger- 



^) Verordnung über die Wahl der Bürgermeister, Gemeinderäte, Aus- 
schussmitglieder nnd der Abgeordneten der Staatsbürgerlichen Einwohner vom 
1. Juni 1832. EegbL No. 33, S. 297. 
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meister seine ganze Zeit dem Dienst widmen, und da die Bezahlung 
mit diesem Zeitaufwand nicht im Einklang stehe, so sei es gut, 
wenn dies Amt nicht infolge der langen Dauer als allzu drückend 
empfunden werde. In grösseren Städten, wo der Bürgermeister 
eirie entsprechende Besoldung erhalte, hahe eine längere Amts- 
dauer mehr für sich. Dagegen wurde geltend gemacht, zur Ein- 
arbeitung seien oft zwei Jahre nötig und viele Bürgermeister 
erklärten einstimmig eine Amtsdauer von 6 Jahren für zu kurz. 
Um etwas zu verstellen, müsse man es gelernt haben, und darin 
liege der Vorteil der Erbschultisei in Württemberg. Wenn einer 
mit den Gemeindeverhältnissen auch bald vertraut sei, so müsse 
er doch seine Funktionen als Regierungsbeamter immer erst im 
Dienst lernen. Das Aeusserste, was die Regierung hätte zugeben 
können, wäre gewesen, dass er eventuell -nach 3 Jahren seinen 
Dienst hätte niederlegen können ; die Regel sollte aber sechsjährige 
Amtsdauer sein. Das Amt des zweiten Bürgermeisters dauert 
ebenfalls 6 Jahre; der Austretende ist wieder wählbar (§ 16, 
Abs. 4). Was die übrigen Rechtsverhältnisse des zweiten Bürger- 
meisters anbetrifft, so wurden dieselben analog denen des ersten 
Bürgermeisters geregelt. (§ 16 Abs. 3), 

Wird die Stelle des Bürgermeisters durch Tod oder Aus- 
tritt erledigt, so muss binnen vier Wochen zu einer Neuwahl 
geschritten werden. Das nämliche tritt auf Antrag des Gemeinde- 
rats oder Bürgerausschusses ein, wenn die Krankheit des Bürger- 
meisters ein Jahr dauert. (§ 17, Abs. 1). 

II. Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats soll ausser 
dem Bürgermeister nicht unter 3 und nicht über 15 betragen. 
Die Bestimmungen, die in der Mitte liegen, richten sich nach der 
Zahl der Einwohner und nach dem Verhältnis der Oertlichkeit. 
Durch Gemeindebeschluss wird die Zahl der Gemeinderäte fest- 
gesetzt und von der Staatsbehörde bestätigt (§ 10). 

Die Gemeinderäte werden von der Gemeindeversammlung 
gewählt (§ 11, Abs. 1). Bei der Wahl entscheidet immer relative 
Stimmenmehrheit der erschienenen Wahlberechtigten. Haben mehreie 
gleiche Stimmenzahl, so entscheidet ebenfalls das Loos (Abs. 9 
und 10). 
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Die Wahl der Gemeinderäte leitet der Bürgermeister mit 
Zuziehung des Eatschreibers und des ältesten und jüngsten Mit- 
glieds des Gemeinderats als ürkundspersonen. (Abs. 11 zweiter 
Teil). r 

Das Amt der Gemeinderäte dauert 6 Jahre. Jedoch ist der 
Austretende wieder wählbar (§ 14, Abs. 1). 

Der Gemeinderat erneuert sich alle 2 Jahre «u einem Drittel. 
Wird die Stelle eines Gemeinderats durch den Tod oder Austritt 
6 Monate vor dem Ablauf der gesetzlichen Dienstzeit erledigt, 
so haben der Gemeinderat und der Ansschuss, und in Städten 
über 3000 Seelen noch weiter der grössere Ansschuss zusammen 
einen Stellvertreter für ihn zu wählen, dessen Stellvertretung nur 
bis zur nächsten regelmässigen, bei der Erneuerung des Gemeinde- 
rats eintretenden Wahl dauert. Der bei dieser Wahl neu Gewählte 
wird nur für so viel Zeit gewählt, als derjenige, an dessen Stelle 
er tritt, noch im Gemeinderat zu bleiben gehabt hätte (§ 14 Abs. 
2). Erfolgt die Erledigung später, so findet keine Stellvertretung 
statt (§ 14 Abs. 3). 

Der periodische Austritt sicherte gegen einen schädlichen 
Kastengeist, der durch die bisherige Selbstergänzung und Lebens- 
länglichkeit des Amts sehr begünstigt war. Man hoffte, der Ge- 
danke, dass das Amt nur wenige Jahre dauere, werde vor 
Willkürlichkeiten schützen und bei den Gemeindegliedern das 
Vertrauen erhöhen. 

Für die Erneuerung der Gemeinderäte wurden besondere 
Uebergangsbestimmungen getroffen: Nach Art. 2 derselben sollten 
sämmtliche Bürgermeister und Gemeinderäte, sie mögen definitiv 
oder provisorisch angestellt sein, ihr Amt bis zum 1. Juni 1832 
und dann noch so lange verwalten, bis die neuen Wahlen vor 
sich gegangen sein würden. Vom 1. Juni 1832 bis zum 31. März . 
1833 sollten sich sämmtliche Gemeinderäte nach und nach auflösen ; 
die Bürgermeister, und nach ihnen die Gemeinderatsmitglieder 
sollten innerhalb dieses Zeitraums neu gewählt werden. (Art 3). 
Sollte in einer Gemeinde die Stelle eines Bürgermeisters vor dem 
1. Juni durch Tod, Entlassung oder Austritt erledigt werden, so 
sollte die neue Wahl nach Vorschrift des Gesetzes über die Ver- 
fassung und Verwaltung der Gemeinden sogleich vorgenommen 
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werden. Die Erneuerung des Gemeinderats in einer solchen 
Gemeinde muss, sobald der Bürgermeister gewählt ist, erfolgen. 
Jeder zum Bürgermeister oder Gemeinderat Gewählte muss 
die auf ihn gefallene Wahl annehmen. (§16 Abs. 1). . Ausge- 
nommen sind, und können die Wahl ablehnen diejenigen G^meinde- 
bürger : 

1) welche als Staatsdiener, als Geistliche oder Schullehrer 
in Ruhestand 'versetzt sind. 

2) welche das 60. Lebensjahr zurückgelegt; 

3) welche das Bürgermeisteramt schon 6 Jahi^ versehen, 
und diejenigen, 

4) welche die Stelle eines Gemeinderats 6 JaÄre, oder als 
Stellvertreter wenigstens 3 Jahre verwaltet haben. Jedoch steht 
den in No. 4 erwähnten Personen die Befugnis, die Wahl aus 
diesem Grund abzulehnen, nur 6 Jahre von der Zeit ihres Austritts 
an zu; nachher tritt die Pflicht zur Annähme wieder ein. 

5) Endlich diejenigen, welche andere erhebliche Entschnldi- 
gungsgrfinde vorbringen, worüber der Gemeinderat und Bürger- 
ausschuss vorbehaltlich des Rekurses entscheidet. 

Die Verweigerung der Annahme der auf einen Gemeinde- 
bürgier gefallenen Wahl, selbst wenn er nur als Stellvertreter ge- 
wählt ist, ohne genügende Entschuldigungsgründe, zieht die 
Suspension der Wahlberechtigung auf 6 Jahre und die Erlegung 
eines Beitrags von 25 — 50 fl. in die Ortsarmenkasse nach sich. 

Ueber die von dem Bürgermeister oder einem Gemeinderat 
oder dem Stellvertreter derselben angegebenen Ursachen des 
Austritts entscheidet gleichfalls der Gemeinderat und Bürger- 
ausschuss vorbehaltlich des Rekurses. (§ 15 Abs. 2). 



§ 17. Aktives und passives Wahlrecht zu diesen Stellen. 
I. Hinsichtlich der Wahlberechtigung bestimmte der^Entwurf 
von 1822, dass alle Orts-, Schutz- und Ehrenbürger christlicher 
Religion das aktive Wahlrecht bei Bürgermeister- und Gemeinde- 
ratswahlen haben sollten. Der Regierungsentwurf von 1831. über- 
trug in § 12 das Wahlrecht den Gemeindeburgern, schloss also 
die staatsbürgerlichen Einwohner davon aus. Alle Gemeindebärger 
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solttön aber 'nur in den Städten bis zu 3000 Einwohnern inclusive 
und in Landgemeinden wahlberechtigt sein ; in den Städten Karls- 
ruhe, Mannheim, Heidelberg und Freiburg dagegen nur diejenigen, 
welche mit einem Gesammtsteuerkapital von 3000 f(. ; ferner in 
Konstant, Kastatt, Lahr, Pforzheim und Wertheim nur die mit 
einem solchen von 2000 fl.; und in den übrigen Städten über 3(|00 
Einwohner nur die, welche mit einem solchen von wenigstens 
1000 ff. im Ortssteuerkataster eingetragen waren. 

Die Majorität der Commission, die für Einführung eines 
Census war, wünschte Herabsetzung desselben und Grleichstelli^ng 
der Städte dritter Klasse mit den Landgemeitiden, um möglicjist 
wenige äuszuschliessen ; denn die Städte dritter Kksse seien doch 
mehr Landstädte mit denselben Verhältnissen wie in Landgemeinden. 
Eine gute Sicherung der Wahlen erschien nötig, da der Wirkungs- 
kreis und die Selbständigkeit der Organe sich bedeutend vergrösisert 
hatte». Früher ergänzte sich der Gemeinderat selbst, also \var 
da für das conservative Element zur Genüge gesorgt gewesen. 
Früher hatten die Schutzbürger bei der Bürgermeisterwahl' hiebt 
mitzustimmen; jetzt wurden auf einmal circa 80,000 Schutzbür^^er 
zu Vollbürgern erhoben. Früher war der Einfluss der Regierung 
bei Besetzung der Bürgermeisterstellen ein viel weitergehender ■ 
gewesen. Billig würde es allerdings erscheinen, dass jeder einzelne 
Bürger seine Gemeindebehörden mitzuwählen hat. Aber es fragte 
sich : sollte der Stimme eines jeden auch gleich grosses Gewipht 
beigelegt werden? Die Interessen der Einzelnen sind vei^schied^n; 
das Interesse der Gebildeten und Vermöglichen an Gedeihen und 
Verwaltung der Gemeinden ist grösser. Diese werden auch von 
den Anforderungen ß,u die geistige und finanzielle Leistungsfähig- 
keit mehr betroffen. Die Vermöglichen sind aber stets in der 
Minderheit, trotzdem zu wünschen wäre, dass ihr Einfluss über- 
wiege, oder zum |nindesten nicht von der grossen Masse der Be- 
sitzlosen erdrückt werde. Der Entwurf schloss deshalb in den 
grösseren Gemeinwesen die ärmere Klasse ganz vom aktiven Wahl- 
recht aus, die dadurch den andern gegenüber allerdings zurück- 
gesetzt wurde. Es hatte sich bei den in den Gemeinden ent- 
standenen Unruhen gezeigt, dass bei dieser Klasse die Unzufrieden- 
heit am grössten, und dort am ersten eine ungebührliche Aeusserung 
derselben zü befftrchteii' war. 
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II. Die Diskussion Aber die Einftthrung eifies Wahlcensas 
war eine sehr eingebende und äusserst lebhafte. Es möge gestattet 
sein, die Hanptpunkte für und wider herauszugieifen, wenn auch 
ein tieferes Eingehen hier nicht möglich ist: 

Der Census solle der Eegierung die Garantie geben, dass 
der Gewählte, dadurch, dass er eben von den Unabhängigen ge- 
wählt wurde, wirklich der Mann des allgemeinen Vertrauens sei. 
In den grösseren Städten, besonders in Fabrikorten, sei ein grosser 
Teil der Bevölkerung so von einigen Vermöglichen abhängig, dass 
diese ihn leicht zur Stimmgebung nach ihrem Willen bringen 
könnten. Der Reiche sei zwar in vielen Fällen nicht besser als 
der Arme, aber nicht so leicht oder nur zu theuerem Preis zu 
bestechen. Die Ausschliessung solle nicht gegen eine Person, 
sondern gegen einen Zustand gehen ; nicht das Individuum werde 
für verdächtig erklärt, sondern die Mehrheit einer Klasse. Der 
Grund der Ausschliessung sei nicht unfibersteiglich; anders wäre 
es bei einer Unterscheidung nach der Geburt. Das Vermögen 
solle nicht die Skala des Gemeinsinns, sondern vor allem der Un- 
abhängigkeit sein. Es sei übrigens keine Gefahr vorhanden, dass 
in den Gemeinderat nur Vermögliche kämen, denn hier bestehe 
für die Wählbarkeit kein Census. Wer mehr Steuern zahle, sei 
auch an der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten niehr be- 
teiligt; allerdings seien die Armen keineswegs ohne Interesse. 
Wer mit seinen Händen für seine Familie arbeite, dem erscheine 
nicht selten das Wahlrecht als eine Last, die oft grösser sei, als 
seine ganze Jahressteuer. Derselbe habe oft nicht Zeit zu denken, 
wen er wählen solle und lasse sich dann viel eher leiten. Von 
Bedeutung dürfte hier die Ansicht des freisinnigen Abg. von Rotteck 
sein, der folgendes sprach: „Die Erfahrung lehrt, dass die Demo- 
kratie nicht so gefährlich ist als die Uebertreibung ihrer Formen. 
Die Aufhebung der Schutzbürger war eine Huldigung der Demo- 
kratie; die Aufhebung des Census würde die Grenzen der Weisheit 
überschreiten. Wenn der Census nicht eingeführt wird, haj)en 
wir den Armen kein grösseres Eecht, keinen grösseren Einfluss 
gegeben, sondern den Eeichen, dessen Beeinflussung er preisgegeben 
ist. Dadurch also wird nur die Aristokratie des Reichtums be- 
fördert. Fabrikarbeiter erklären offen, dass sie nicht frei stimmen 
können, ohne den Verdienst zu verlieren; bei Handwerkern l^st 
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raan sonst nicht mehr arbeiten, bei Kaufleuten kaufte man nichts 
mehr. Nicht selten ist- zu hören: Wem soll ich meine Stimme 
geben, um mich dem Nachteil der Verfolgung zu entziehen? 
Wenn ich nur nicht stimmen dürfte!" 

III. Dagegen wurde angeführt: 

Durch einen Wahlcensus werde allerdings eine Vermögens- 
aristokratie eingeführt. Der Bürgermeister vor allen bedürfe jedoch 
zu einer gedeihlichen Wirksamkeit auch des Vertrauens der Armen, 
mit denen er am meisten zu schaffen habe. Die unteren Klassen 
wählten immer eher einen unparteiischen Mann, weil sie von diesem 
mehr Schütz erwarten. Wenn sie an der Wahl nicht theilnehmen 
dürften, würden sie von ihm viel weniger beachtet. Die Wahlen 
würden durch den Census in die Hand eines relativ sehr kleinen 
Teils der Bevölkerung gelegt. So würden bei dem Census des 
ßegierungaentwurfs 2/.^ der Bürgerschaft ausgeschlossen. In Karls- 
ruhe wären bei einem Census von 2000 f(. 863 ausgeschlossen und 
977 berechtigt; bei einem Ceusus von 1000 ft. 1271 berechtigt 
und 629 ausgeschlossen; bei einem solchen von 500 ft. 1840 be- 
rechtigt und 567 ausgeschlossen. Durch Einführung des Census 
würde den bisher Berechtigten auf einmal das Wahlrecht entzogen. 
Das Steuerkapital im Steuerkataster beweise objektiv gar nichts, 
da man ebenso viele Schulden haben könne. Ferner stünden 
manthe Veimögensteile und Einkommensarten gar nicht im Ka- 
taster, besonders ausser der Gemarkung liegendes Vermögen, ferner 
Besoldung, Pension und persönlicher Verdienst. Der Census sei 
grossen Fabrikstätten entnommen und passe nicht auf unsere kleinen 
Verhältnisse. Garantie sei schon genug dadurch geleistet, dass 
der Wähler die Bedingungen zum Erwerb des Bürgerrechts erfüllt 
habe. Ein' Gesetz, das auf der Voraussetzung beruhe, dass ein 
Teil der Bürger mehr als der andere tauge, stifte nur Zwietracht. 
Ausserdem erhalte man dadurch 2 gesonderte Arten von Gemeinden, 
die sich schroff gegenüber stünden. Die Scheidung bezüglich der 
Einführung des Census in Gemeinden von mehr als 3000 Ein- 
wohnern und in solche von weniger sei nicht begründet, denn 
was dort ein F'abrikant durch Beeinflussung seiner Arbeiter zuweg 
bringe, das thue auf dem Land ein grosser Gutsbesitzer seinen 
Taglöhn€rn gegenüber. Von einem Commissionsmitglied war auch 
ein Vorschlag gemacht worden, die Unbemittelten durch Wahl- 
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niänner teilnehmen; zu lassen. Diese Wa)ilmätuier«. sollten danii 
mit denen, die nach dem Census stimmberechtigt waren, zusamuKm 
wälilen. Dadurch wäre allerdings eine Vermittlung geschaffen, 
allein es würden zwei heterogene Prinzipien bezüglich der Wahl 
sanktioniert, und zugleich wäre eine gewisse Gehässigkeit durch 
das offen organisierte Entgegensetzen von Arm und Reich bei 
einem Wahlakt nicht zu vermeiden. Deshalb wurde dieser Anti*ag 
auch verworfen. Die Vermögenslosen in den Städten, wurde ferner 
behauptet, würden unter die auf dem platten Land gestellt, wenn 
der Census eingeführt werde, obwohl in den Städten doch vielmelir 
Biidungsanstalten, besonders Grewerbschuleu und dergleichen seien. 
Seitsam sei, dass wenn einer von der Stadt auf das Land komme, 
er dann stimmen dürfe. Da könnte man wohl fragen: ob er auf 
einmal würdiger geworden sei? 

IV. Es wurden verschiedene Anträge gestellt,, z. B. einer 
auf Herabsetzung des Census, und zwar in grossen Städten ai^f 
1000 f(., in kleineren auf 500 fl. nach dem Ortssteuer+Kataster. 
Die Herabsetzung wurde damit begründet, dass nach der Gewerb- 
steuerordnung alle 65 Jahre alten Leute von dem gewöhnUchen 
Gewerbsteuex'kapital frei seien. Dadurch kämen viele aus dem 
Kataster oder würden doch so reduciert, dass oft die. achtbarsten 
Bürger nicht mehr wahlberechtigt seien. Die Regierung hatte 
gegen eine Herabsetzung nichts einzuwenden, nur hielt sie ein 
Zurückgehen bis auf 500 fl; für wertlos. Der Antrag wurde dann 
auch verworfen. 

Der Abg. Duttlinger beantragte, den Census zu streichen, 
und dafür zu setzen: „Ausgeschlossen von der Wahlberechtigung 
sind blos Gewerbsgehilfen und Bediente, gleichviel ob solche in 
Städten oder auf dem Lan^ sich aufhalten,^ da diese in einem 
natürlichen und ewigen Abhängigkeitsverhältnis stünden; Allein 
auch dieser Antrag wurde abgelehnt, da es schwer sei, eine Grenze 
der Unabhängigkeit zu finden, denn es gäbe Gewerbegehilfen- mit 
bis zu 2000 fl. Gehalt. Die Ablehnung dieses Antrags wurde 
von der Commission der ersten Kammer sehr bedauert. ^ 

Schliesslich wurde bei der Abstimmung die Einführung eines 
Wahlcensus mit 38 gegen 19 Stimmen verworfen. 

V. Nach dem Entwurf von 1819 sollte der Bürgeripeiater 
nur aus der Zahl der Gemeinderäte gewählt werden, -nndu^war . 
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sfiSIto» alte CtemoiiiKieräte wäUbar seia^ auBS^r d^Bjenigen, welche 
Beeh Bicht 25 Jahre alt siscl oder das Wirtsgewerbe treiben. 
Die Gonmissiaii bcfstimmte dagegen f&r wählbar alle Gemeindebürger, 
^ 8ti G^atölnd^räten wäUbiur waren. Itii* Si^Uoss sich der Ent- 
wurf von 1820 an, liess jedecb bezüglich der Wirte aus besonderen 
Orättd^Hi eiBe IMspensation durch das Amt zu, wenn solche zwei 
Drittel der Stimmen hatten. 

Der Begi^rungsentwarf voä 1822 erteilte das passive Wahl- 
recht allen Ortsbüi^eri^ die zu Gemeinderäten wählbar und über 
25 Jahre alt waren. Die Commission beantragte auch Wählbarkeit 
der Schutzbürger, da der Unterschied zwischen Orts- und Schutz- 
bütger» nicht auf die politischen Rechte der Staatsbürger anwendbar 
sei. Ausserdem seien sonst Fälle möglich, dass man keine Aus- 
. waill habe oder niemandeti bekommen ktoae. Der Antrag wurde 
ang^ontmen. Dagegen wurde d^ Antrag auf Wählbarkeit der 
Ebreiit^ftrger verworfen, da i^ i^ol^e ihrer Stellung doch niu* 
efttfernteren Anteil am G^meiadeleben hätte». 

Nach dem Gesetz voft 1831 skid wählbar alte Gemeindebürger 
christlicher Oonfession. Ausgenommen sind und kauften nicht ge- 
wählt werden diejenigefi: 

1) Die nicht wenigstens ein Jahr iti der Gemeinde das Bürger- 
recht haben; 

2) Die das 25. Lebensjahr nioht zndickgelegt haben ; 

3) Die Entmündigte«, Mundtoten und m Gant Gi^ratenen; 

4) Die mit dem Bürgermeister oder einem andern Mitglied 
des Gemeinderats in auf- oder absteigender Iriaie^ oder im zweiten oder 
dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind. 
Hiernach ktanen Vater und Scdm, Grossvater und likkel, Schwieger- 

. Tader nad Toehterwann, Grossschwieg^vater «ndGros^o^^ermann, 
Binder und ISdiw%er, Ohfem mii N^eib nieht z<u gleicher Zeit im 
Gemeinderat si^^zen», ebenso a»^h mdkt die Ehemä^xer noch leben- 
der Schwestern. Wird ein Borger, der mit ekiem Mitglied des 
3i^KeiHd:erats airf die vorbeaeiehnete Weise verwandt oder ver- 
sehwä^ert mb, als Büirgenaeister gewählt, so inuss der Verwandte 
oder Verschwägerte aus de» Gemeinderat austreten. 

5$) Die Soldaten im wirkMehen Diefnst ; 

4)) Alle, w^he eii|e Znebt^ oder Cwrekti^i^sha^strafe er- 
stua^den haben ; 



- 54 - 

7) Wenn ein als Bürgermeister Gewählter das Wirtschafts- 
gewerbe treibt, so kann er nnr bestätigt werden, wenn er sein 
Gewerbe niederlegt. In höchst dringenden Fällen kann jedoch 
Staatsnachsicht eintreten, wenn der Gewählte 2/^ der Stimmen 
allei- Wahlberechtigten auf sich vereinigt hat. 

Gemeindebürger, die zugleich als Staatsdiener oder standes- 
odw grundherrliclve Beamte, als Ortsgeistliche oder Schullehrer 
angesitellt sind, können die auf sie gefallene Wahl alsdannn an- 
nehmeii, wenn sie ihre Stelleu niederlegen. (§ 13). 

§ 18. Die Rechtsverhältnisse der israeiiten. 

Bei den Erfordernissen zum passiven Wahlrecht kam auch 
die Frage inbetracht, ob der Zusatz „christlicher Religion" nicht 
wegzulassen wäre. Dadurch könnten auch würdige Israeliten zu 
Gemeindeämtern kommen. Allein schon in der Commission waren 
nur 2 Mitglieder dafür, dass die israeiiten zum Bürgermeisteramt, 
und 5 datür, dass sie in den Gemeinderat wählbar seia sollten. 
Diese hielten das allerdings für einen grossen Schritt vorwärts 
in der bürgerlichen Selbstständigkeit der Israeliten und zugleich 
für einen Versuch, die Stimme des Volkes zu erfahren, wie weit 
es jene des Vertrauens für würdig halte. Die Mehrheit der Com- 
mission äusserte sich jedoch dagegen. Ihre Wählbarkeit war 
schon 1820 und 1822 Gegenstand langer Erörterungen gewesen, 
wurde jedoch immer abgelehnt mit der Begründung, dass sie 
noch nicht auf der Höhe der erforderlichen Bildung ständen. 
Dagegen wurde von hervorragender Seite mit Recht geltend ge- 
macht, dass mau sie eines der wichtigsten, allgemeinen Bilduugs- 
mittels beraube, wenn man sie von der Teilnahme am gemeinde- 
bürgerlichen Leben ausschliesse. Um ihnen Pflichten aufzuerlegen, 
dazu seien sie, wie es scheine, gebildet genug, indem man sich 
auch nicht scheue, ihre Söhne zum Militär zu nehmen. 

Die erste Kammer von 1831 machte den Zusatz, dass auch 
diejenigen israelitischen Gemeindebürger zu Gemeinderäten wähl- 
bar sein sollten, denen durch Gemeindebeschluss das Recht der 
Wählbarkeit besonders erteilt worden sei. Dieser Zusatz 
wurde jedoch von der zweiten Kammer mit der Begründung ver- 
worfen, dass sonst reiqhe Israeliten mittelst ihres Einflusses auf 
die Gemeinde leicjit zu Gemeinderatsstellen gelangen könnten. 
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Hier mögen die übrigen Reclitsverliältnisse der Israeliten, 
soweit sie für uns inbetracht kommen, noch angedeutet werden. 

In den Bürgerausschuss sind die Israeliten nach § 30 Gem. 
Ordg. wählbar. Dies Zugeständnis musste man ihnen unbedingt 
machen; denn sie bildeten einen grossen Teil mancher Gemeinden, 
und im Bürgerausschuss sollten alle Interessen vertreten sein. 
Ausserdem waren sie bisher auch darin gewesen. 

Femer bestimmte § 54 des Bürgerrechtsgesetzes von 1831: 
„Inbezug auf die bürgerlichen Rechte der Israeliten findet weder 
das gegenwärtige, noch das Gesetz über die Verfassung der Gemeinden 
eine Anwendung. Es bleiben daher die bestehenden Gesetze hin- 
sichtlich ihres Rechtsverhältnisses zu den Gemeinden in Kraft." 

Diese waren das VI. Coustitutionsedikt von 1808, das in 
§ 19 den Israeliten hinsichtlich der staatsbürgerlichen Verhältnisse 
die Gleichheit mit den Christen einräumt; und ein Gesetz vom 
13. Januar 1809*) mit einer Verordnung 2) vom 4. Mai 1812, wo- 
durch die gemeinde, und schutzbürgerliche Aufnahme der Israeliten 
sehr eingehend geregelt wurde. Da nun nach dem B. E. G. § 54 
diese Gesetze noch in Geltung bleiben sollten, so bestand trotz 
§ 2 Gemeindeordnung das Institut der Schutzbürger bei den 
Israeliten noch fort. Dieser Zustand dauerte, bis das Gesetz die 
bürgerliche Gleichstellung der Israeliten betreffend vom 4. Oktober 
1862 8) den § 58 (früheren § 54) des Bürgerrechtsgesetzes aufhob 
und anordnete, dass vom Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
an die Gemeindeordnung und das Bürgerrechtsgesetz auf das 
Rechtsverhältnis der Israeliten zu den Gemeinden Anwendung 
finden solle (§ 81). Vom selben Tag an sollten auch die bisherigen 
israelitischen Schutzbürger das Gemeindebürgerrecht erhalten und 
ihre Kinder sollten so angesehen werden, als wäre ihnen das 
Gemeindebürgerrecht angeboren (§ 2). 

§ 19. lieber die Bestätigung des Bürgermeisters. 

I. Hinsichtlich der Bestätigung des Bürgermeisters hatte 
der Entwurf von 1819 bestimmt: „Der Staatsgewalt steht das 
Kecht zu, jeden zum Bürgermeister Gewählten ohne Angabe der 



1) ßegbl. 1809 Nro. 4, 8. 29. 
«) Regbl. 1812 Nro. 19, S. 104. 
») ßegbl. 1862 Nro. 48, S. 450. 
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Grrüncle zu verwerfen.*^ Die Commission beantragte Streichung 
dieses Paragraphen. Der Entwurf von 1820 enthielt jedoch diese 
Bestimmung wieder und begründete sie mit der Doppelstellung 
des Bttrgermeisters. Er sei auch staatlicher Polizeibeamter, Var- 
künder und Vollzieher der Gesetze und als solcher der Eegierung 
untergeordnet. Noch so kurze Gesetze würden nichts helfen, wenn 
sie nicht gehörig verkündet und vollzogen würden. Da der 
Bürgermeister nicht vom Staat ernannt würde, verlangte die Re- 
gierung zum mindesten so viel Einfluss, um Untaugliche zu ent- 
fernen. Die Staatsbehörden würden für die Handlungen der 
Bürgermeister verantwortlich gemacht ; wie könnten sie aber ver- 
antwortlicli sein, we|in man ihnen keinen Einfluss auf deren Bestellung 
einräumen wolle? Der Umstand, das» ein Bürgermeister das 
Vertrauen der Gemeinde habe, besage noch gar nicht, dass er 
auch die Polizei gut zu verwalten verstehe. Wenn die 
Polizei durch einen eigenen ßegierungsbeamten verwaltet würde, 
dann würde die Regierung gern auf das Verwerfungsrecht ver- 
zichten. Die Gemeinden würden aber dadurch einen Teil ihrer 
Selbsständigkeit eir^büssen. Uebrigens sollte auch bei Nichtangabe 
der Gründe der Verwerfung der Weg der Vorstellung oder Be- 
schwerde nicht verschlossen sein. Andere Staaten hatten sich in 
dieser Hinsicht viel weitergehende Rechte vorbehalten: ijx Frank- 
reich werde der Maire überall ausser in kleinen Städten von der 
Regierung ernannt. In Württemberg wähle die Regierung einen 
aus 3 vorgeschlagenen Candidaten. 

Die Commission wollte den Paragraphen so gefasst haben: 
„Die Gründe, aus denen die Regierung sich bewogen finden könnte, 
die Bestätigung einer Wahl zu versagen, werden dem Gewählten 
und auch der Gemeinde auf ihr Ansuchen bekannt gemacht.^' 
Sie meinte, der Candidat empfinde in der Verwerfimg imnaer eine 
Ehrenkränkung. Dieser Ansicht war die Regierung nicht. In 
schwierigen Fällen wollte sie ernste Gründe schon angeben; der 
häufigste Grund, dass der Gewählte zwar ein braver Mann, aber 
zum Polizeibeamteu nicht tauglich sei, besage gar nichts. Die 
Commission meinte, durch das unbedingte Verwerfungsrecht der 
Regierung werde die freie Wahl der Gemeinde einfach illusorisch 
gemacht. Dadurch würden dem Amt die besten Kräfte entzogen; 
denn seitdem einige anerkannt tüchtige Männer wegen ihres 
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Freisinnes nicht bestätigt worden seien, wende man eher alles an, 
uia nicht gewählt zu werden, als dass mau sich einer eventuellen 
Verwerfung aussetze. 

Die Regierung wollte sich schliesslich damit begnügen, aus 
drei vorgeschlagenen Candidaten einen auswählen zu dürfen. 
Demgemäss bestimmte § 23 des Commissionseiitwurfes von 1822: 
„Der Bürgermeister wird von der Gemeinde ih der Art gewählt, 
dass dieselbe drei Candidaten vorschlägt, von denen dann die 
Staatsbehörde einen zum Bürgermeister ernennt, jedoch den, der 
zwei Drittel aller Stimmen erhalten hat, niclit übergehen kann.** 
Die Commission copierte damit § 12 des Gemeindeordnungs- 
edikts vom 14. März 1822 für Württemberg. Diese Ernennung 
hielt man für weniger gefährlich, als eine unbedingte Verwerfung. 
Die Regierung erklärte aber, nachdem sie bisher den Ortsvorstand 
jiach Gutdünken abgesetzt habe, oline die Gemeinde zu hören, 
werde sie darauf nicht eingehen, dass der mit zwei Drittel Stimmen 
Gewählte bestätigt werden müsse. Dadurch würde das Gleich- 
gewicht verrückt, und der Einfluss der Gemeinde bei der Wahl 
weit über die Natur des doppelseitigen Verhältnisses ausgedehnt. 
Die Regierung werde, wenn sie es irgendwie für gut halte, stets 
den, der die meisten Stimmen erhalten, ernennen und den Ausdruck 
des Vertrauens der Gemeinde anerkennen. 

Diese Wahlart schien auch geeignet, die Mitwirkung der 
Standes- und Grundherren bei Besetzung der Ortsvorgesetzten- 
stellen mit einer zeitgemässen Gemeindeordnung in Einklang zu 
bringen. Der Standesherr sollte einen von den drei von der Ge- 
meinde vorgeschlagenen Candidaten der Regierung zur Bestätigung 
präsentiren. In der ersten Kammer verlangten jedoch die Fürsten 
von Fürstenberg und Loewenstein, dass die Bestätigung ihnen 
ausschliesslich zustehe. Die Sache giug darauf an die Commission 
zurück, die den Antrag stellte, dass die Beschlüsse der ersten 
Kammer nicht präjudiziell sein sollten für die Verhandlungen der 
Standes- und Grundherrn mit der Regierung. Der Antrag wurde 
angenommen und darauf folgende Fassung des Paragraphen be- 
schlossen: „Der Bürgermeister wird von der Gemeide der Art 
gewählt, dass sie drei Bürger vorschlägt, von denen dann die 
Staatsbehörde einen zum Bürgermeister ernennt." Die zweite 
Kammer bequemte sich, wenn auch nur widerstrebend, den 
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Beschluss der ersten anzunehm«, da der Regierangsvertreter er- 
klärte, die Regierung beharre adf 4em Recht der Ernennang, 
sonst ziehe sie die Gemeindeordnung ztrrUck. 

II. Daher setzte der Regierungs-Entwurf von 1831 in § 11 
das Bestätigungsrecht der Regierung fest. 

Die Coramission sah zwar ein, dass es schwer für €ie Re- 
gierung sei, durch einen Mann zu wirken, dem ihr Vertrau» 
fehle; sie ging aber von dem Grundgedanken aus, dass der 
Bürgermeister hauptsächlich Vertrauensmann und Ratgeber der 
Gemeinde sei, und dass die Regierung niemanden darin beschrän- 
ken dürfe, wem er sein Vertrauen schenken wolle. Der übertra- 
gene Wirkungskreis des Bürgermeisters sei der geringere; das 
sehe man schon daran, dass die Gemeinde, nicht der St^at den 
Bürgermeister bezahle. Sie machte folgenden Zusatz : „Wenn der 
Gewählte zwei Drittel der Stimmen auf sich vereinigt, so kann 
die Bestätigung dorch die Staatsgewalt unter der Voraussetzung, 
dass der Gewählte die gesetzlichen Eigenschaften hat, nicht ver- 
sagt werden." Dieser Zusatz wurde von der zweiten Kammer 
angenommen. 

Die erste Kammer ging davon aus, dass der Regierung min- 
destens gleiche Teilnahme gebühre, um so mehr, da der Bürger- 
meister im übertragenen Wirkungskreis selbstständig handle, 
während er in eigentlichen Gemeindeangelegenheiten an die Zu- 
stimmung des Gemeinderats gebunden sei. Sie wollte der Re- 
gierung das Bestätigungsrecht erhalten wissen, machte jedoch den 
sehr anerkennenswerten Zusatz, dass die Versagung der Bestäti- 
gung nur von der Mittelbehörde noch coUegialischer Beratung 
beschlossen werden könne. Dadurch sollte dem früher möglicheh 
Einfluss der Cabinetsjustiz vorgebeugt werden, 

Die zweite Kammer bedauerte die Einräumung des Be- 
stätigungsrechtes sehr, da sie, solange der Gemeinde nicht freie 
Wahl ohne Verwerfungsrecht der Regierung zustehe, eine Eman- 
cipation nicht für möglich hielt. Trotzdem schloss sie sich der 
ersten Kammer an im Vertrauen auf die Regierung, dass sie 
keinen Missbrauch von ihrem Recht machen werde, und in der 
Ueberzeugung, dass der Sache nach die Regierung das Verwer- 
fungsrecht doch meist nicht ausüben könne, da es schwer sei, wenn 
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ein Candidat zwei Drittel der Stimmen habe, der Gemeinde einen 
andern aufzudrängen. 

ill. Bezüglich der Standes- und.grundhörrlichen Orte würde 
folgender Zusatz der ersten Kammer angenommen: „In stands- 
und grundherrlichen Orten kann die Bestätigung des Bürgermeisters 
nur dann erfolgen, wenn der betreffende Standes- oder Grundherr 
mit seiner Erklärung vernommen und seine etwaigen Einwendungen 
gegen die Person des Gewählten durch collegialii^che Entscheidung 
dei* mittleren Verwaltungsbehörde als unbegründet verworfen 
worden sind." (§ 11 letzter Absatz). 

Infolge von erhobenen Beschwerden verordnete i) dann der 
Grossherzog unter dem 16. Februar 1837 provisorisch, dass in den 
Standes- und Grundherrlichkeitsorten dies Fürsten von Salm- 
Kraut heim und des Grafen von Leiningen — Billigheim sowie der 
Mitglieder des ehemals reichsunmittelbaren Adels die in § 11 des 
Gesetzes über die Verfassung und Verwaltung der Gemeinden ent- 
haltenen Bestimmungen über die Wahl der Bürgermeister nur in 
sofern Anwendung finden sollten, als sie mit den diesfallsigeu 
Bestimmungen der landesherrlichen Deklarationen vom 6. Oktbr. 1825, 
2. März 1826 und 22. April 1824 nicht in Widerspruch stünden. 
Dieses Provisorium wurde von den Ständen genehmigt und unter 
dem 7. Dezember 1837 durch Verordnung 2) ausgesprochen, dass 
seine Befugnisse in Kraft bleiben sollten, bis die mit den ge- 
dachten Standes- und , Grundherren demnächst einzuleitende 
Unterhandlung über ihre Rechtsverhältnisse zu einem Resultat 
geführt habe. Diese beiden Verordnungen wurden durch .Ver- 
ordnung^) vom 14. März 1848 ausser Wirksamkeit gesetzt, wohl 
infolge der in der Sitzung der zweiten Kammer vom 1. März 
durch Hecker znsammengefassten 12 Volkswünsche, unter welchen 
auch Beseitigung aller Rechte des Feudalwesens angeführt war. 



§ 20. Der Biirgerausschuss. 
I. Wenden wir uns nun zum zweiten Organ, dem Bürger- 
ausschuss. 



1) Staats- u. Regbl. 1837 No- 5 S. 24. 

2) Staats- u. Regbl. 1837 No. 49 S. 425. 

3) Regbl. 1848 No. 13 S. 47. 
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Das loNitot des BirserMUBacbwaet warifii m Aen Batwnrf 
von 1819 aufgenommen zum Zweck der Mitwfiftekt i^i^ dpa Qe- 
meifldevermögen. Dis vorber^eheaAe Zeit imtte geseigt. wh sehr 
sich hier für den Geffl^iiaderM Galegedieftt bot z« tfissgrift^ uad 
eigeaiaächtigein und gewissenlosem Wiitsdiaften. Eii^ei^ Damm 
dagegen hätte afierdings eine gearae stMiliche Ooisdirole gesetatj 
aber man wollte die Seibst&idig^eit der Gtemeiiideii mög^cbst 
wenig stören und fwd so iu der Errichtung des Bürgerausschasses 
das Mittel, die Tetlnahme uad CoAtrole d^ VerwalUiBg in die 
Hand der Gemeinde selber zu legen. Der Bfirgerausschnss i^oUte 
das natürliche Organ des GesammtwiUens det* Gemeinde sein. 

Durdi das Proyisorium yos 1^1, das im wesedat^ichen die 
Grundsätze des Elntwurfe vob 1819 eaUdeit, war ^es Institut einst- 
weilen geltendes Recht geworden. 

11. Grosse Schwierigkeiten kostete es, dieSteUung desBorg^r- 
ausschtts^es zum Gemeinderat zu fixieren. Damit hofasfi^ man 
sich namentlich im Jahr 1822. Man hätte da zwei Wege. »Ent- 
weder konnte man den Bfirgerausschnss blos als Verstärkung des 
Gemeinderats auffassen, so dass die Stimmen beider di^rchgezäblt 
wurden ; oder aber man gab ihm die Stellung eines .gei;i:f»intea 
Controlorgans. Der Entwurf yon 1822 soblng den letzteren Wßg 
ein. und es wurde damals folgende Fassung angenommen: ^Der 
Ausschnss ist keine unmittelbare, an der VerwaHung te^iln^m^de 
Verstärkung des Gemeinderats, sondern eine die Handlungen des 
Gemeinderats controlierende, besondere Stelle. Daher mögen zwar 
Gemeinderat und Ausschnss die Gegrastände gemeinsohaltlich ver- 
handeln und beraten, aber die Schlnssfassungen müssen von jeder 
Stelle nach der Stimmenmehrheit besonders geschehen. -Eine Zu- 
sammen werfting und Durohzäblung aller Stimmen d€S Qemeinde- 
rats und Ausschusses <hat nicht 5tatt . . . etc.^' Die^e ^i^sswg 
der Stellung wurde auch 1831 beibehalten. 

in. Die Zahl der Mitglieder des Bürgerausschusses ist der 
Zahl der Gemeinderäte mit Einschluss des Bürgermeisters gleich. 
In Städten über SOOO Seelen muss die Zahl der Ausschussmitglieder 
um die Hälfte höher sein, als die des Gemeinderats. Sie werden 
von der Gemeinde gewählt (§ 27 Geih.-Ordg. Abs. 1 u. 2). Aus 
Rücksicht darauf, dass der Ausschnss den Wiljen d^r Gemeinde 
zu repräsentieren hat, und es bei einer klei^n Jfitgtiederzuihl. immer 
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eher möglich- ist, dass die Majorität diesem Willen nicht entspricht, 
wurde der Antrag auf Vergrösserung der Mitgliederzähl gestellt. 
Der Antrag war schon von der Commission erwogen worden, die 
sich aber dagegen äusserte, weil es in kleinen Gemeinden schwer 
sei, soviel Leute zu bekommen, und weil der Geschäftsgang jedes 
Collegiums um so schwei-fälliger werde, je mehr Leute darin sitzen. 
Se Wieb es beim Regierungsentwurf. 

JV. Die Mitglieder des Ausschusses müssen zu einem Drit te 
aus dem höstbesteuerten Drittel der Bürgerschaft nach dem Orts- 
kataster, zu einem Drittel aus dem niedrigstbesteuerten Drittel, 
und zu einem Drittel aus jenen gewählt werden, welche sich 
zwischen dem ersten und dem letzten Drittel in der Mitte befinden. 
Wenn bei der Teilung dieser Zahl durch 3 einer übrig bleibt, so 
muss dieses Mitglied aus der mittleren, und wenn zwei übrig 
bleiben, so muss eines von diesen Mitgliedern aus der höchst- und 
das andere aus der niederstbesteuerten Klasse gewählt werden (§ 28). 
Diese Bestimmung, dass die Ausschussmitglieder derart aus den 
einzelnen Steuerklassen gewählt werden sollten, rührte daher, dass 
man im Ausschuss eine Vertretung aller Interessen haben wollte. 
Dadurch sollte er sich vom Gemeinderat unterscheiden, der seiner 
Natur nach mehr aristokratisch organisiert ist. Der gemeine Mann 
ist in den Städten durch seine Beschäftigungsweise nicht in der 
Lage, sich in den Gemeinderat wählen zu lassen. Es fehlt ihm vor 
allem die Zeit dazu. Die Thätigkeit als Mitglied des Ausschusses 
dagegen erfordert infolge seiner blos controlierenden, nicht ver- 
waltenden Funktion weniger Zeit; es handelt sich da meist nur 
um die Zustimmung, dass die Vorschläge des Geraeinderats im 
wahren Interesse der ganzen Gemeinde gemacht sind. Dazu ist 
diese demokratische Organisation nötig. Noch besser wäre es, 
wenn die Ausschussmitglieder nicht nur nach dem Census, son- 
dern auch nach einzelnen Berufsklassen im Ausschuss vertreten 
wären; allein das wäre nicht durchführbar. 

Die Kommission hielt jedoch diese Dreiteilung nach Steuer- 
klassen nur für Landgemeinden und kleine Städte passend. In 
grossen Städten tauge sie, ihrer Ansicht nach, jedoch nichts; denn 
dort sei die Klasse der Niederstbesteuerten, die sogenannten 
Fflnfhundertguldeumänner, ein Drittel der Einwohner. Darunter 
seien sehr viele, die infolge ihrer Beschäftigung gar keine Zeit 



- 62 - 

hätten^ sich um Gemeindeangelegenheiten zu kfimmern. Wenn sie 
auch gewählt würden, würden sie den Zeitverlust, den sie in- 
folge des Zwangs zu machen genötigt wären, sehr schwer empfin- 
den Deshalb habe man bisher schon die Gesetzesbestimmung 
umgangen und in einigen grossen Städten alle zu den Niederste 
besteuerten gerechnet, die ein Steuerkapital bis zu 4000 Gulden 
haben. Dadurch habe die Candidatenliste einen grösseren Umfang 
erhalten, ohne die am niedersten Besteuerten auszuschliessen. Um 
alle Interessen zu verbinden, schlug die Commission folgende Fas- 
sung vor: „In den Städten Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg und 
Freiburg müssen 2 Klassen der Bürger gebildet werden. In die 
erste kommen alle vom höcbstbesteuerten Bürger herab bis zur Hälfte 
der Zahl der Bürgerschaft gerechnet. Die Hälfte der Mitglieder 
des Bürgerausschusses muss aus der ersten, die andere Hälfte aus 
der zweiten Klasse gewählt werden." Einen weiteren Grund zu 
dieser Fassung sah sie auch darin, dass die Zahl der Niederstbe- 
steuerten sich sehr vergrössern werde, da die Schutzbürger, die 
jetzt Gemeindebttrger wurden, zum grössten Teil Fünfhundert- 
guidenleute waren. Sie erblickte darin eine grosse Gefahr, da 
das Interesse der Niederbesteuerten sehr oft im Aufzehren des 
Gemeindevermögees bestehe. Der Commissionsantrag wurde jedoch 
verworfen. 

V. Wahlberechtigt zum Bürgerausschuss sind alle Gemeinde- 
bürger. (§29) 

Wählbar ist unter der soeben gedachten Ausdehnung jeder 
Gemeindebürger ohne Rücksicht auf Religion, jedoch jeder nur 
für diejenige der obgedachten Klasse, zu welcher er gehört. 

Ausgenommen sind und können nicht gewählt werden; 

1) Vorgesetzte Staatsverwaltungsbeamte und andere Staats- 
diener können nur mit Erlaubnis ihrer vorgesetzten Stellen das 
Amt annehmen. 

2) Die Geraeinderäte. 

• 3) Die Gemeindebttrger, die nicht zu Gemeinderäten gewählt 
werden können. Doch sind verwandtschaftliche Verhältnisse zu 
dem Bürgermeister und den Gemeinderäten, oder unter sich selbst, 
und der Umstand, dass ein Bürger in Gant geraten ist, kein Hin- 
dernis der Wählbarkeit (§ 30). 

VI. Das Amt eines Mitgliedes des Ausschusses dauert vier 
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Jahre. Der Ausscliuss erneuert sich alle zwei Jahre zur Hälfte 
(§ 31 Zeile 1 u. 2). Der Entwurf bestimmte ursprünglich die 
Amtsdauer auf sechs Jahre und forderte alle zwei Jahre Ern u- 
erung zu einem Drittel. Der Abg. von Rotteck verlangte zwei- 
jährige Dauer und alle zwei Jahre Totalerneuerung als einziges 
Mittel, um dem Ausschuss den notwendigen demokratischen Cha- 
rakter zu geben. Bei einer sechsjährigen Amtsdauer sei ein Zurück- 
bleiben des Ausschusses hinter dem veränderten Willen der Ge- 
meinde zu leicht möglich. Für diesen Fall, wurde von gegnerischer 
"Seite angeführt, sei die Gemeindeversammlung immer noch da, die 
ihren WiTlen ^eltoid m&chea köane. Ferner verursache eine Total- 
erneuerung alle zwei Jahre zu grosse Aufregung in den Gemeinden. 
Dadurch wärden auch viele in den Ausschuss kommen, die mit 
seinen Geschäften gar nicht vertraut wären, und dann nütze eine 
Controle nichts mehr. Eine Partialerneuerung rege immer wieder 
an, weil neue Elemente hereinkämen, störe aber nie das ganze 
System. 

Wird eine Stelle im Ausschuss durch Tod oder Entlassung 
sechs Monate vor Ablauf der gesetzlichen Dienstzeit erledigt, so 
wird von dem Gemeinderat und Ausschuss, und in Städten über 
3000 Seelen von dem grösseren Ausschuss zusammen ein Stell- 
vertreter erwählt, dessen Stellvertretung nur bis zur nächsten, 
regelmässigen, bei der Erneuerung des Bürgerausschusses eintre- 
tenden Wahl dauert. Der bei dieser Wahl Gewählte tritt zu der 
Zeit wieder aus, in welcher derjenige, an dessen Stelle er gewählt 
ist, auszutreten gehabt hätte. Bei einer späteren Erledigung unter- 
bleibt die Wahl eines Stellvertreters (§ 31). 

MI. Jeder Gewählte muss die auf ihn gefallene Wahl eines 
Ausschussmannes annehmen, und nur deijenige kann eine solche 
ablehnen, der diese Stelle, oder die eines Bürgermeisters oder 
Gemeinderats die gesetzliehe Zeit schon versehen hat. Die Ver- 
pflichtung zur Annahme tritt jedoch nach Verlauf von 4 Jahren 
von der Zeit seines Austritts von einer der obged achten Stellen 
an gerechnet, wieder ein. Wegen grundloser Verweigerung der 
Annahme einer auf einen Bürger gefallenen Wahl tritt der in § 15 
bestimmte Nachteil ein (§ 32). 

VIII. Der Ausschuss wählt unter sich nach Stimmenmehrheit 
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einen Obmann. Sein Amt dauert 2 Jahre; er ist nach deren Ab- 
lanf wieder wählbar. (§ 33). 

IX. Landgemeinden unter 60 Bürgern können mittelst eines 
Beschlusses der Gemeindeversammlung bis auf Widerruf auf das 
Institut des Bürgerausschusses verzichten, und in diesem Fall 
tritt die Gemeindeversammlung an seine Stelle (§ 35). 

X. Nach Ernennung der Gemeinderäte sollten sich die Bürger- 
ausschüsse, in welcher JForm solche seither auch bestanden hatten, 
auflösen und nach den Vorschriften des Gesetzes über die Ver- 
fassung der Gemeinden neu gewählt werden. Bis zu diesem Zeit- 
punkt sollten die gegenwärtigen Mitsrlieder der Bürgerausscliüsse 
ihre Dienstverrichtungen fortsetzen, und es sollte kein Austritt 
durch Wahlen stattfinden, wenn letzterer auch nach dem Gesetz 
vom 23. August 1821 eintreten müsste. (Art. 7 der Uebergangs- 
bestimmungen). 



§ 21. Der grössere Ausschuss. 

Das dritte Organ war der grössere Ausschuss, der jedoch 
nur für grössere Gemeinden bestimmt war. 

I. Die Einführung desselben wurde schon im Entwurf von 
1820 für grössere Städte durch einen Commissionsantrag befür- 
wortet. Dieser grössere Ausschuss sollte die Gemeindevei-sammlung 
vertreten, mit Ausnahme der Fälle, wo es sich um Vornahme von 
Wahlen handelte. Bei der Diskussion wurde vom Abg. Duttlinger 
sehr gegen die Einfl'ihrung eines grösseren Ausschusses geeifert, 
der darin eine grosse Beschränkung der Selbstständigkeit der 
Gemeinden sah und sich nicht von der Unmöglichkeit der Ab- 
haltung einer Gemeindeversammlung in diesen Städten überzeugen 
konnte. Der Commissionsantrag wurde daher auch verworfen. 

Die Regierung machte aber die Erfahrung, dass es fast immer 
unmöglich war, solche Gemeindeversammlungen in den grösseren 
Städten zusammenzubringen. So brachte denn der Entwurf 1822 
das Institut wieder und hatte die Bestimmungen darüber sehr 
ausgebildet. Seine Funktionen wurden auch in sofern vermehrt, 
als er aus sich selbst die Mitglieder des kleinen Ausschusses 
wählen sollte. 
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n. Die GeineipdeoidauDg von 1831 l>esti«iwte in § 40 fol- 
gendes über den grosserem Ausschnss: „Den Städten über 3000 
Seelen ist gestattet, einen grösseren Ausschnss, bei dessen Be- 
setzung die Vorschriften der §§ 28, 31 entsicUeiden, zu wählen, i) 
Hiezu ist ein Gemeindebeschluss notwendig. Durch einen solchen 
kann auch die Einrichtung wieder abgeändert wei'den. Er pauss 
viermal so stark sein als der kleinere, und er vertritt in allen 
Fällen die Gemeindeversammlung, ausgenommen: 

1) wenn eine Verkündigung au die ganze Gempinde geschehen 
Süll ; 

2) so oft der Gemeipderat oider grössere Aussehuss die Zu- 
saramenberufung der Gemeinde verlangt, und 

3) bei Wahlen, insofern nicht ein Stellvertreter in idea 
Gemeinderat und in den Aussehuss gewählt wird. 

Zu jeder Versamnjlung des grössjerep Aussehp^es gpbört 
auch der Gemeinderat und der kleinere Aussehuss. Pie StiiDmen 
werden durchgezählt und der Bürgermeis^tjer hat bei Stiminei|LglLeich- 
heit die entscheidende Stiaioie. Alle Verhandlujägejx des gjrössjeren 
Aasschusses sind öffentlich." 

Der grössiere Aussehuss wurdke also eingeführt, ßiimßi 
wegen der Schwierigkeit, in grösseren Städten ein für die Ge- 
emindeversammlung ausreichendes Lokal zil bekommen; und da#n 
auch, weil es dort schwer fällt, die erforderliche Zahl zum Erscheinen 
zu bringen. Die Einsetzung des grösseren Ausschusses war fa- 
kultativ und konnte auch wieder aufgehoben werden, wenn sich 
die Verhältnisse änderten. Die Zustimmung der Gemeinde dazu 
war nötig, weil sie damit auf ein Recht verzichtete, und es 
leicht möglich war, dass der Gemeinderat und k,leinere Aussehuss 
die Einführung des grösseren Ausschusses gern b,ewiUigten^ da 
sie mit diesem eher fertig zu werden heften. 

Der grössere Aussqhuss durfte nicht ^u kleiu sein, sonst war 
Gefahr vorhanden, dass er voin Gemeinderat und keinen Aus- 
sehuss tiberstimmt würde. Deshalb wurde beschlossen, dass er 
viermal so stark sein solle als der kleine, während der Regierungs- 
entwurf nur dreimal vorgesehen hatte. 

*) Vgl. Landeslierrl. Verordg. über das Verfahren der Wahlen zum grösseren 
AngBchuss (zn § 32 der Wahlordnung vom 1. Juni 1832) vom 4. Dezember 1833. 
St^^- w^ KegusiDigBblaU .1698 I^o. 48 S. 2()0. 
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Von der (ymans^-^m fiar ö^ mmeAtwmemfwtne Zusatz der 
fM^Eentlkbkdt «eiiMT VertandlQc^^« jb>. Die L Kaainier strich 
itiB zwar, die zweite lieharrte at^r darauf. 

Der Ab^. tob Botteek Tenrakite ^i<4 ü laa^r»- Rede da- 
gegen^ dajsj^ die StinnMii des gn>?t^eres Aii5srlitts$es mit dem Ge- 
meiDderat nnd UeineD ABs^s^faiLss dvntL^ezahlt würden. Da der 
grOi»^re Am^bnss Bepräsentaiit der Geveinde sei, sollten 
Gemeinderat nnd klriner Ansschnss ^ar keine Stimmen haben. 
Die GemtindeTenfammlnng, bezw. der grTtssi^re Ansscboss würden 
daza vemommeoy nra zn hören, welche Gemdnderats- nud Aas- 
i$cluusKi>escblttsse mit dem GesammtwilleB der G^ueinde überein- 
j^timmten. Wenn nun die Stimmen durchgezählt worden, gehe ein 
Antrag doch dorch, wenn anch die Majorität des grosseren Ans- 
t$chn«ses dagegen wäre. Darin läge die Ungleichheit zwischen 
grosiHni und kleinen Gemeinden, indem die kleinen selbststandig 
ihren Willen aussprechen konnten, die grossen dagegen unter Vor- 
mundschaft von Gemeinderath nnd Ansschuss gestellt wurden. Ein 
diesbezüglicher Antrag wurde jedoch abgelehnt, mit der Begrün- 
dung, dass im Bui^erausschuss und Gemeinderat diejenigen Bfii^ger 
Sassen, die das grösste Yertraneu genössen, und dass, wenn diesen 
die Stimme entzogen würde, die Gemeinde in den schwierigsten 
B^ällen die Stimmen der EinsichtYoIlsten vermissen wurde. 

Abteilung C. 

§ 22. Die BeitrafspflicM zi dM GMMiiiMMMrfiiisseii 

nadi der Geneindeonhiiiiig von 1831 wnA de« Geseti von 1835. 

I. Werfen wir noch in Kürze einen Blick auf die Beitrags- 
pflicbt zu den Gemeindebedfirfhissen. 

Die sich im Laufe der Jahre immer steigernde Beitrags- 
pflicht der nichtbtirgerlichen Elemente, die so gut wie keine Rechte 
dabei hatten, wird uns später bei der Schilderung des Übergangs 
zur Einwohnergemeinde noch mehr beschäftigen. 

Die Beitragspflicht zu den Gemeindebedfirfnissen hatte in 
den einzelnen Entwürfen eine grosse Rolle gespielt, und hierbei 
kamen auch die meisten Differenzen mit der Regierung vor. 
Fragen von grosser Tragweite kamen dabei zur Erörterung, wie 
z. B. wer Eigentümer des Gemeindeeigentums sei und wem der 
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Ertrag- desselben zugiit komme. Der Grundsatz, vom dem man 
bei der Beitragspflicht ausging, war: jeder solle zu denjenigen 
Gemeindeausgaben beitragen, von denen er Vorteile geniesse. Die 
strenge Durchführung dieses Princips führte jedoch zu einer der- 
artigen Zergliederung der Gemeindebedürftiisse, dass es praktisch 
nicht verwertbar war. 

n. Die Gemeindeordnung von 1831 regelte den Beizug nun 
folgenderraassen : Wenn durch die Gemeindeeinkünfte nicht 
zwei Drittel der Bedürfnisse gedeckt sind, so kann, soweit 
dies zur Ergänzung dieser zwei Drittel nötig ist, eine Auflage 
auf die Bürgernutzungen gemacht werden. Diese dürfen jedoch 
nur bis zu einem gewissen Mass belastet werden (§ 60). Ist 
dieses Mass erreicht, ohne dass die zwei Drittel bereits gedeckt 
sind, dann wird, was an ihnen noch fehlt, von den Gemeinde- 
bürgern und den ihnen gleichgestellten staatsbürgerlichen Ein- 
wohnern nach dem direkten Steuerfuss umgelegt. Die Besitzer 
von einleibigen Schupflehen werden den Gemeindebürgern gleich- 
gehalten (§ 61). Den Gemeindebürgern gleichgestellte staatsbür- 
gerliche Einwohner sind solche, die in der Gemeinde ein 
bürgerliches Gewerbe treiben, oder ein zur Bewirthschaftung 
ihrer in der Gemarkung liegenden Güter erforderliches Gespann 
besitzen, oder überhaupt eine eingerichtete Landwirtschaft in der 
Gemeinde treiben (§62). Alle diese sind ausserdem verpflichtet, 
in Person oder durch einen Stellvertreter jährlich bis zu 3 Tagen 
Handdienste zu leisten oder den Wert dafür zu entrichten. (§ 62). 

Das letzte Drittel der Gemeindeausgaben wird auf sämmt- 
liche Steuerpflichtige der Gemarkung nach dem Ortskataster um- 
gelegt' (§61 Abs. 2) und zwar wird Grund-, Häuser- und Gewerb- 
steuer erhoben. 

Das einzige Recht, de^s man. den nichtbürgerlichen Elementen 
für ihre Beiträge einräumte, war die Vertretung durch einen 
Ausschuss bei Beratung des Voranschlags. Der Paragraph 132 
bestimmte darüber folgendes: „Die staatsbürgerlichen Einwohner 
in einer Gemeinde, die Ausmärker, und überhaupt alle, die zu 
Umlagen oder Gemeindediensten beigezogen werden sollen, sind 
von dem Bürgermeister einzuladen, durch Abgeordnete der Be- 
ratung über den Voranschlag beizuwohnen. Diese Abgeordneten 
haben mit den Mitgliedern des Gemeinderats entscheidende Stimmen. 
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Sie stehen der Zahl nach zn ihren Committenten in dem Verhält- 
nisse, wie der Ausschiiss zur Bürgerschaft. In jedem Fall, mag 
die Zahl dieser Gemeindesteuerpflichtigen auch noch so gering sein, 
muss wenigstens ein Abgeordneter zugelassen sein." 

Diese Bestimmungen waren jedoch nicht etwa die Folge 
vereinbarter Anschauungen, sondern sie sollten den Gegenstand 
nur vorläufig regeln. Das zeigt sich an § 81, der lautete: „Die in 
dem gegenwärtigen Gesetz vorkommenden §§ 59 — 76 sollen auf 
dem nächsten Landtag einer Revision unterworfen werden." 

III. Diese Revision fand jedoch erst auf dem Landtag 1835 
statt, da die Zeit nicht ausreichte^ schon 1833 einen revidierten 
Fntwruf vorzulegen. Dieses neue Gesetz i), das am 28. August 
1835 vollzogen wurde, trat an die Stelle der §§ 57—81 und des 
§ 132 der Gemeindeordnung. Die Aenderungen der Bestimmungen 
waren jedoch, so weit sie für uns inbetracht kommen, nicht we- 
sentlich. Angeführt sei hier nur § 29 des Gesetzes, der von dem 
Ausschuss der Nichtbürger handelte. Er lautete: „Dieser Aus- 
schuss, ohne dessen Zustimmung die Beiträge der Ausmärker und 
staatsbürgerlichen Einwohner nicht erhöht werden durften (§ 28), 
wird von sämmtlichen staatsbürgerlichen Einwohnern und Aus- 
märkern mit relativer Stimmenmehrheit gewählt; die Zahl »seiner 
Mitglieder wird nach dem Verhältnis des Steueiicapitalß der 
staatsbürgerlichen Einwohnerund Ausmärker zu jenem der Ortsbürger 
bestimmt, jedoch nicht höher als bis zur Zahl der Mitglieder des Aus- 
schusses der Gmeinde und mindestens auf ein Mitglied. Die Wahl 2) 
findet statt, w^enn auch auf die vorausgegangene Einladung nicht alle 
Beteiligten oder deren Vertreter dazu erschienen sind, oder nicht alle 
ihre Stimme abgegeben haben. In Städten können die staats- 
bürgerlichen Einwohner nach Verhältnis ihrer Steuerkapitalien zu 
jenen der Ausmärker besondere Ausschussmitglieder aus ihrer 
Mitte wählen. Die Zahl derselben und derjenigen, welche alsdann 
nach dem nämlichen Verhältniss von den Ausmärkern allein zu 
wählen sind, darf jedoch im ganzen die obenbestimmte Zahl nicht 
überschreiten.'^ Eine der Definition des Begriffes „Ausmärker^' 



1) Staats- und Regbl. No. 41, S. 259. 

2) Betreffs Einzelheiten über die Wahl cf. Wahlordnung vom 1. Juni 
1839 § 33—39 ; ferner YoUasugs-Verordnung vom 24. Oktober 1885 § 1—4. 
Staats- und Begbl. 1835 No. 52 S. 859. 
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giebt uns § 14 Ziff. 2 a der Vollzugsverordnung vom 24. Oktober 
1835. Ausmärker sind demnach diejenigen, welche Steuerkapitalien 
in der Gemarkung, aber weder Bürgerrecht, noch Einsassenrecht, 
noch auch ihren Wohnsitz in der Gemeinde haben. 

Unterabteilung III. 
Die nächsten Abänderungen der Gemeindeordnung von 1831. 

§ 23. Die Einführung eines Walilcensus durcli das Provisorium von 1833. 

I. Die Prinzipien der Gemeindeordnung von 1831 waren gut, 
aber es war voraus>5Usehen, dass das Gesetz bei seinem Inkrafttreten 
bedeutende Umwälzungen hervorrufen wei de. Schon der Umstand 
liess darauf scliliessen, dass das Gesetz nur nach manchen, vergeb- 
lichen Anläufen und nicht mit grosser Majoritätzustand gekommenwar. 
Ferner wurden circa 80,090 S 'hutzbürger bei einer Gesammtzahl 
von circa 200,000 Gemeindebürgern zu Vollbürgern erhoben. Ohne 
ein Übergangsstadium durchzumachen, erhielten sie auf ein Mal 
unbeschränktes Wahlrecht und das Recht der Teilnahme au der 
Gemeindeverwaltung. Der Abg. Wetzel hatte sich 1831 deshalb 
für Einführung des Census ausgesprochen, weil er den baldigen 
Eintritt aller Klassen von Gemeindeangehörigen in sämmtliche 
politische Rechte für sehr gefährlich hielt. „Wir wollen," sprach 
er, „diese niedere Klasse erst heranziehen und sie so allmälich 
in den Gemeindeverband einführen, dass sie mit wahrer Freude 
ihre Pflichten erfüllen und alsdann ihre Rechte ausüben könne." 
Dadurch, dass diese Schutzbürger Gemeindebürger wurden, er- 
langten sie in einer Reihe von Gemeinden das Gleichgewicht, 
in manchen sogar das Uebei'gewicht über jene. Ferner stand 
man damals noch auf einer niedereren ^Bildungsstufe, und die 
Möglichkeit, sich zu bilden, war auch eine geringere. Schliesslich 
gehörte der grössere Teil der ehemaligen Schutzbürger zur Klasse 
der weniger Bemittelten. 

Alle diese Umstände mochten die Schuld gewesen sein, dass 
bei einer grossen Zahl von Wahlen unlautere Absichten zugrund 
lagen. Es wurde, wie aus den Wahlakten hervorging, eine Reihe 
ledeuklicher Subjekte zu Bürgermeistern gewählt, die im Voraus 
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Verteilung des Gemeindeeigentums, grössere Holzabgaben, Steuer- 
freiheit etc. versprochen. Oft wurden Wahlzettel mit Geld ver- 
teilt, oder es wurde schon 8 Tage vor der Wahl jedem, der seine 
Stimme zusagte, freie Zeclie gewährt. Beinahe immer fand es 
sich, dass eine grosse Zahl der Wahlzettel, die von Leuten der 
ärmeren Klasse abgegeben waren, von derselben Hand herrührten. 
Alle diese Unregelmässigkeiten kamen allerdings meist nur in 
Landgemeinden vor. 

II. Obgleich die Gemeindeordnung erst mit dem 23. April 
1832 in Wirksamkeit getreten war, hatte die Regierung doch 
leider nicht Geduld genug, sie festen Boden fassen zu lassen. Sie 
konnte es nicht über sich bringen, einstweilen zuzusehen, ob diese 
Missstände blos vorübergehender Natur wären, so dass sie sich 
bei einer allmäligen Angewöhnung der ehemaligen Schutzbürger 
an ihre erweiterten Rechte von selbst gelegt hätten, oder ob sie 
aus der Anlage des Gesetzes selbst herrührten. Letzterenfalls 
hätte sie dann jederzeit Gelegenheit zur gesetzlichen Abhilfe 
gehabt. 

So sah sie sich schon am 4. Dezember 1833 zu einem Pro- 
visorium ^veranlasst, das einen Wahlcensus, und zwar einen 
ziemlich hohen einführte. ^) Sie wählte den Weg eines Provi- 
soriums, weil auf dem letzten Landtag keine Zeit mehr gewesen 
war zur Vorlage eines entsprechenden Entwurfes, und weil vor 
Eröffnung des nächsten Landtags 1835 nicht nur mehrere rück- 
ständige erstmalige, sondern auch in den meisten Gemeinden Er- 
neuerungswahlen vorzunehmen waren, wobei schon die neuen 
Bestimmungen wirken sollten. Im Jahr 1835 wurde von dem 
Abg. von Rotteck, allerdings nur beiläufig die Frage gestreift, 
ohne sie jedoch zu beantworten, ob das Provisorium wirklich so 
dringend nötig gewesen sei, wie § 66 der Verfassung es ver- 
lange, und ferner, ob es streng Constitutionen sei, dass gleich 
nach Schluss des Landtags, ohne dass eine Aenderung in den 
Verhältnissen eingetreten sei, ein Gesetz durch blosse Regierungs- 
gewalt erlassen werde. 



') Provisorisches Gesetz über die Wahlen der Bürgermeister, Gemeinde- 
räte, sowie des grossen und kleinen Ausschusses vom 4. Dezember 1833. 
Regbl. 1833, No. 48 S. 259. 
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IIL Nach dem Provisorium sollten in Zukunft bei den 
AValilen der Bürgermeister und Gemeinderäte wahlberechtigt sein : 

a) in den Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und 
Heidelberg diejenigen Gemeindebürger, die mit einem Gesammt- 
steuerkapital von wenigstens 2000 fl.; 

b) in den übrigen Städten von mehr als 3000 Seelen jene, 
welche mit einem Gesammtsteuerkapital von wenigstens 1500 ft, 
und 

c) in den Landgemeinden und in den Städten von 3000 
Seelen und darunter jene, die mit einem Stenerkapital von min- 
destens 800 ft. im Ortssteuerkataster eingetragen sind. 

Ausserdem bestimmte das Provisorium noch, dass die AVahl 
des grossen und kleinen Ausschusses, wobei alle Gemeindebürger 
wahlberechtigt bleiben sollten, in Städten über 3000 Seelen giltig 
vorgenommen werden können, wenn auch nur die Hälfte der 
Wahlberechtigten erscliiehen sei. Diese Bestimmung gründete 
sich darauf, dass bisher, wo noch mindestens die Anwesenheit 
von 2/3 der Berechtigten erforderlich war, in diesen Städten die 
erforderliche Zahl selten zusammen zu bringen war. 

IV. Die Aufnahme, die das Provisorium im Land fand, war 
nach den Aussagen der Abgeordneten des Jahres 1835 eine ver- 
schiedene. Einige erklärten, es sei gut, dass durch die Einführung 
eines Wahlcensus den Unordnungen gesteuert sei, andere 
dagegen betonten die grosse Unzufriedenheit, die durch Einführung 
einer Geldaristokratie hervorgerufen sei. Offiziell ist jedoch da- 
gegen nur von einer Gemeinde Klage erhoben worden. Dann 
wurde auch noch behauptet, durch das Provisorium seien die 
Wahlen viel mehr erschwert worden. Die Reichen hätten weniger 
Teil daran genommen, und die Wahlen seien oft gar nicht zustand 
gekommen. Der Fehler des Gesetzes liege darin, dass durch 
einen zu hohen Wahlcensus zu viele aus dem Mittelstand, der 
sonst am meisten an den Wahlen teilnehme, ausgeschlossen 
worden seien. 

§ 24. Der Entwurf von 1835 und die Einführung des indireliten Walilreclits 
in Verbindung mit einer Aliteilung nach Steuerklassen durch das Gesetz von 1837. 

I. Wohl aus diesem letzteren Grund wurde 1835 der 
Kammer ein Gesetzentwurf betreifend die Wahlberechtigung bei 
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den Wahlen der Bürgermeister und Gemeinderäte vorgelegt, der 
den Census in den Gemeinden unter 3000 Seelen herabsetzte. 
Ausserdem gestattete er in seinem dritten Paragraphen in allen 
grösseren Gemeinden die Wahl grösserer Ausschüsse, da sie, wo 
sie eingeführt waren, sich überall gut bewährt hatten. Dieser 
Entwurf konnte jedoch wegen des Schlusses des Landtags nicht mehr 
an die erste Kammer kommen, wurde also nicht Gesetz. Die 
Stimmen der Commission der II. Kammer waren über den Ent- 
wurf sehr geteilt. Die Majorität war für einen Wahlcensus, 
wenn auch für einen bedeutend niedrigeren als den des Entwurfs; 
andere verwarfen jeden Census, da er die Hoffnungen, die mau 
auf ihn gesetzt hatte, nicht gerechtfertigt habe, oder sie wollten 
eventuell nur diejenigen ausgeschlossen wissen , welche mit 
500 p. persönlichem Gewerbesteuer-Kapital im Ortssteuerkataster 
eingetragen waren, und diese wiederum nur in Gemeinden über 
3000 Seelen. Bei der Diskussion wurde ein Vermittlun^santrag 
gestellt, wonach alle wahlberechtigt sein sollten, die mit wenig- 
stens 600 p. im Ortssteuerkataster stünden. Diejenigen, die unter 
600 ft. hätten, sollten unter sich den zehnten Teil ihrer Anzahl 
wählen, welche Gewählten dann namens dieser gesammten Klasse 
wählen und wie die andern mit dem erforderlichen Steuerkapital 
das nämliche Stimmrecht haben sollten. Schliesslich wurde 
jedoch der Commissionsantrag angenommen, der davon ausging, 
dass jeder fleissige und sparsame Bürger sich soweit hinaufarbeiten 
und wahlberechtigt werden könne. Er lautete: „Wahlberechtigt 
bei der Wahl des Bürgermeisters und Gemeinderats sind: 

1) in Gemeinden von nur 3000 Seelen oder weniger sämmt- 
liche Gemeindebürger; 

2) in allen anderen Gemeinden sind von der Wahlberechtigung 
ausgeschlossen die im Ortssteuerkataster gar nicht oder nur mit 
dem persönlichen Verdienstkapital von 500 fl. Eingetragenen," 

Der zweite Paragraph des Entwurfs, der für die gültige 
Wahl des Bürgermeisters, Gemeinderats, grossen und kleinen 
Ausschusses nur das Erscheinen der Hälfte der Wahlberechtigten 
vorschrieb, vorausgesetzt, dass die ordnunofsmässige Einladung 
ergangen sei, wurde ohne Diskussion angenommen. Diese Be- 
stimmung wurde deshalb gemacht, weil sonst eine Minorität, die 
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keine Aussicht auf Sieg hatte, durch Nichterscheinen eine Wahl 
vereiteln konnte. 

Mit einer ausgedehnteren Einführung des grösseren Aus- 
schusses — der ßegierungs-Entwuif sah sie in Gemeinden bis 
zu 150 Bürgern vor — war die Comniission jedoch nicht einver- 
standen. Sie wollte ihn nur da eingeführt wissen, wo er durch 
die Verhältnisse unbedingt geboten Avar und wollte namentlich 
die Gemeinden nicht nutzlos des Rechts berauben, durch die 
Gesanmitheit ihrer Glieder an der Verwaltung teilzunehnen. 

Die Comniission verlangte auch für die Wahl der Gemeinde- 
räte geheime Stimmgebung; damit glaubte sie die AVahlbestechungen, 
wie auch die Bedenken gegen die Herabsetzung des Census zu 
beseitigen. Die Regierung erklärte sich jedoch zuerst dagegen, 
da die Wahl dadurch verlängert werde. Dann werde auch der 
beabsichtigte Zweck nur dadurch erreicht, wenn die Zettel im 
Wahllokal geschrieben werden mussten, denn sonst würden die 
Zettel vorher in die Häuser gebracht. Schliesslich wurde der 
Antrag des Staatsministers: ,.Die Wahl der Bürgermeister und 
Geraeinderäte geschieht durch geheime Stimmgebung. Sowohl bei 
der Wahl des Bürgermeisters, als bei der der Gemeinderäte 
müssen die Wahlzettel im Wahlsaal selbst von dem Stimmgebenden 
geschrieben werden. Wer nicht schreiben kann, kann seine 
Stimme zu Protokoll geben" angenommen. 

Dadurch dass dieser Entwurf in der ersten Kammer nicht 
mehr zur Beratung kam, blieb es rechtlich bei der Gemeindeord- 
nnng v. 31. Dezember 1831, aber thatsächlich blieb das Provisorium 
V. 1833 in Geltung. Die Rechtsmässigkeit der Geltung des letz- 
teren wurde von dem Abg. v. R(»tteck jedoch bezweifelt, der sich 
1837 dahin aussprach, dass durch den Umstand, dass die zweite 
Kammer 1835 die Hauptbestimmung des Provisoriums verworfen 
und nur einen ganz kleinen Census von 500 f(. Verdienstkapital 
angenommen habe, das Provisorium von Rechtswegen als erloschen 
anzusehen sei. 

IL Dem nächsten Landtag von 1837 wurde ein neuer, 
weitergehender Entwurf vorgelegt, der für den Wahlcensus einen 
Ersatz bringen sollte. Der Grundgedanke blieb insofern derselbe, 
als der wohlhabenden Klasse bei den Gemeindewahlen ein gewisses 
Uebergewicht eingeräumt werden sollte. Dagegen sollte es fort- 
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an wegen geringen Besitzes keine völlige Ausschliessung vom 
Wahlrecht mehr geben. Der Entwurf suchte vielmehr die Wahl- 
berechtigung dadurch zu beschränken, dass er WahlcoUegien ein- 
führte, die mit dem grossen Ausschuss identisch waren. Bei der 
Wahl dieses grossen Ausschusses sollte kein gleiches Wahlrecht 
gelten, sondern es sollte eine kleinere Zahl höchstbesteuerter 
Bürger ebensoviel Wahlrecht ausüben als die viel grössere Zahl 
der Niederstbesteuerten. Diesem Wahlcolleg sollte die Wahl von 
Bürgermeister, Gemeinderat und kleinem Ausschuss übertragen 
werden. Schliesslich sollte dieser grosse Ausschuss mit der 
Eigenschaft als Wahlcolleg in allen Gemeinden über 3000 Seelen 
eingeführt werden. Auf kleinere Gemeinden sollte er nicht aus- 
gedehnt werden, einmal weil dort die Grunde tur einen Unterschied 
im Wahlrecht zwischen Vermöglichen und Unvermöglichen weit 
weniger zutreffend seien als in grösseren; dann auch, weil in 
kleineren Gemeinden das Unangenehme, das in solch einer Unter- 
scheidung liege, sich viel mehr fühlbar mache, da alle Bürger sich 
doch verhältnissmässig nahestehen. Dies sind die Umrisse des 
Entwurfs. 

a) Gegen denselben erhoben sich sowohl schon in der Commission, 
wie bei der Diskussion gewichtige Stimmen. Der Abgeordnete 
V. Jtzstein erklärte ihn für einen grossen Rückschritt gegenüber 
den freisinnigen Bestimmungen von 1831. Die Erfahrungen mit 
letzteren seien zu kurz gewesen, da sie nur anderthalb Jahre in 
Geltung waren, als dass man von eigentlich schlechten Resultaten 
reden könnte. Zudem hätten sich seither in allen Gemeinden die 
Zustände gebessert und die Ordnung zugenommen. Die schlimmen 
Erfahrungen seien hauptsächlich in Landgemeinden gemacht 
worden ; dieser Entwurf sei aber eigentlich gar nicht auf solche, 
sondern auf Gemeinden über 3000 Seelen berechnet. Die 
Giemeindeordnung von 1831 solle solang aufrecht erhalten werden, 
bis man eine Revision der ganzen Gemeindeordnung vornehme; 
einzelne Hauptsachen herauszureissen tauge nichts. Dieser Ent- 
wurf sei härter als der frühere ; früher sei es einem fleissigen 
Mann bald möglich gewesen, 500 ft. zu erwerben und damit wahl- 
berechtigt zu werden; dann hätten alle Stimmen gleichviel 
gegolten. Durch den jetzigen Entwurf aber sei es der Mehrzahl 
unmöglich gemacht, jemals vollberechtigt zu werden. Selbst die 
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Commission war diesmal so wenig über die Hauptpunkte einig, 
dass von der Majorität und Minorität je ein getrennter, ausführ- 
licher Cominissionsbericht erstattet wurde. Die Minorität, die 
mehr an den Prinzipien von 1831 festhalten zu müssen glaubte, 
w^ar gegen die obligate Einführung des grossen Ausschusses und 
gegen die Bevorzugung der Kelchen bezüglich des Stimmrechts. 
Gehen wir nun auf die Einzelheiten des Gesetzes näher ein. 

b) Nach dem Regierungsentwurf § 1 sollte der grosse Aus- 
schuss obligat sein für alle Städte über 3000 Seelen; in Städten 
und Landgemeinden von mehr als 1500 his zu 3000 Seelen inclusive 
konnte ein solcher gewählt werden, wenn die Gemeinde es beschloss, 
oder die Staatsbehörde es auf Antrag des Gemeinderats oder Bürger- 
ausschusses anordnete. Demnach hätten im Grossherzogtum 22 Ge- 
meinden den grossen Ausschuss einführen müssen und 113 hätten 
es gedurft. Diese Bestimmung gieng davon aus, dass es in grossen 
Städten schwer sei, zur Gemeindeversammlung ein genügendes 
Lokal zu finden. In Mannheim, Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg 
und Lahr betrage die Bürgerzahl bereits über 1000 und sei stetig 
im Steigen. Einzelne Gemeinden mflssten jetzt schon ihre Gemeinde- 
versammlung unter freiem Himmel oder in zusammengeschlagenen 
Baracken oder in offenen Speichern abhalten. Unter solchen Um- 
ständen könne natürlich von einer ruhigen Beratung keine Rede 
sein. Aus dem Umstand, dass seit dem 23. April 1832 nur sechs 
grössere Städte den grossen Ausschuss eingeführt hätten, gehe her- 
vor, .dass ein Zwang nötig sei. Gegen diesen Zwang wandte sich 
die Minorität mit der Begründung, dass dadurch das Prinzip der 
Selbstständigkeit zerstört werde, wornach man von jeder Gemeinde 
erwarten dürfe, dass ihre Bürger selbst das wählen, was das Inter- 
esse der Gemeinde fordere. Die Gemeinden würden durch diesen 
Zwang für Gemeinden über 3000 Seelen gewissermassen in mündige 
und unmündige geteilt. Ausserdem seien gesetzliche Bestimmungen 
mit scharf trennenden Zahlen immer gefährlich. Dadurch könne 
z. B. Br^isach mit 3200 Einwohnern zur Einführung des grossen 
Ausschusses gezwungen werden und müsse die Gemeindeversammlung, 
die sich gut bewährt habe, aufgeben, während z. B. Eppingen mit 
nur 2900 Einwohnern sie behalten dürfe. Die Verhältnisse in beiden 
Gemeinden seien aber ganz dieselben. Die Minorität stellte des- 
halb den Antrag : „In allen Gemeinden von mehr als 1500 Seelen 
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wird ein grosser Ausscimss gewählt, wenn die Gemeinde es be* 
schliesst. In den Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und 
Heidelberg muss ein grosser Ausschuss gewählt werden." Der Abg. 
von Rotteck schlug als andern Ausweg, um dem grossen Ausschuss 
zu entgehen, vor, die Beschlussfähigkeit der Gemeindeversammlung 
auf die Hälfte der Bürger herabzusetzen und davon die Majorität 
zu verlangen; dann würden die Lokale überall ausreichen. Die 
Majorität der Commission sprach sich dagegen aus, dass die Ge- 
meinden von 1500—3000 Einwohnern gezwungen werden könnten 
zur Einführung des grossen Ausschusses, wenn der Gemeinderat 
oder Bürgerausschuss es beschliesse und die Staatsbehörde es an- 
ordne. Es entspreche nicht der Stellung des Gemeinderats oder 
Bürgerausschusses, den Beschlüssen der Gemeindeversammlung zu 
opponieren. Durch dieses Antragsrecht würden nur Zerwürfnisse 
in der Gemeinde erzeugt. Sie schlug folgende Fassung vor : „Auch 
in Gemeinden von über 1500—3000 Seelen kann ein grosser Aus- 
schuss gewählt werden, wenn es die Gemeinde beschliesst." Schlie5?s- 
lich gieng der Vermittlungsantrag Mittermaier folgenden Inhalts 
durch: „In allen Gemeinden über 3000 Seelen wird ein grosser 
Ausschuss gewählt, wo nicht die Gemeindeversammlung mit Staats- 
genehmigung das Gegenteil beschliesst. Auch in kleineren Ge- 
meinden kann die Gemeindeversammlung mit Staatsgenehmiguug 
die Wahl eines grösseren Ausschusses beschliessen." Dazu kam 
noch der Zusatzantrag Welcker, dass diese Einrichtung durch Ge- 
meindebeschluss auch wieder abgeändert werden könne. 

c) Die Wahl der Mitglieder des grossen Ausschusses sollte 
nach dem Regieruugsentwurf ausser den nach § 40 Gemeindeorduung 
von 1831 dazu gehörigen Mitgliedern des Gemeinderats und Bürger- 
ausschusses in den 4 grössten Städten v/i2, in den übrigen Städten 
über 3000 Seelen i/io wnd in kleineren Gemeinden Vt der ganzen 
Bürgerschaft betragen. Für den Fall, dass sich die Zahl der 
Bürgerschaft durch 12,10 und 7 nicht teilen lasse, sollte für den 
sich ergebenden Rest ein weiteres Mitglied des grossen AuÄsphusses 
gewählt werden. 

Der bisherige grosse Ausschuss war nach § 40 Gem.-Ordnung 
viermal so gross als der kleinere gewesen. Da jetzt sein Wir- 
kungskreis dadurch erweitert werden sollte, dass er Wahlcolleg 
wurde, so war eine Vergrösserung unbedingt erforderlich, um ver- 
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trauenswürdig zu sein. Die Commission hatte Bedenken wegen 
der von der Regierung vorgeschlagenen Berechnnngsart. Sie 
meinte, dass der Ausschuss dadurch in grossen Gemeinden zu 
zahlreich würde. In Mannheim würde er z. B. 219, in Karlsruhe 
166 Mitglieder zählen. Da er aber nicht nur Wahlcolleg sei, 
sondern auch häufig über die Gemeindeverwaltung zu beraten 
habe, so werde er so zu schwerfällig. Ausserdem bringe die Ein- 
teilung der Gemeinden in die 3 Klassen, wie der Regierungsent- 
wurf sie mache, störende Ungleichheiten mit sich, indem der 
grösste Teil der kleineren Gemeinden der dritten Klasse einen 
bedeutend zahlreicheren Ausschuss erhalten würde, als die letzte 
Gemeinde der zweiten Klasse mit einer viel grösseren Bürger- 
schaft. Zum Beispiel erhält eine Gemeinde mit 3100 Einwohnern 
(==: 620 Bürgern) nur einen Zuschlag von 62; dagegen eine Ge- 
meinde mit 3000 Einwohnern (= 600 Bürgern) einen Zusclilag 
von 86 ; eine Gemeinde von 2200 Einwolmern (= 440) einen Zu- 
schlag von 63. Daher stellte sie folgenden Antrag: „Die Zahl 
der Mitglieder des grossen Ausschusses soll ausser den dazu ge- 
hörigen Mitgliedern des Gemeinderats und Bürgerauschusses Vio 
der ganzen Bürgerschaft betragen und mindestens 50, höchstens 
150 Mitglieder enthalten**. Dagegen machte der Abg. Sander 
geltend, dass die Zahl 150 nur in ganz wenig Städten überschritten 
werde, wo auch mehr Intelligenz und Bildung über die etwaige 
Schwerfälligkeit bei den Verhandlungen weghelfe. 

So wurde der Regierungsentwurf mit dem Zusatzantrag 
Sander, dass der grössere Ausschuss nie unter 50 Mitgliedern ent- 
halten solle, angenommen. 

d) Bisher waren für die Wählbarkeit in den grossen Aus- 
schuss die Bürger nach dem Steuerkapital in 3 Klassen eingeteilt 
gewesen, und es sollte aus jeder Klasse ein Drittel des Ausschusses 
gewählt werden (§§ 28 und 40 Gemeindeorduung). Zwischen 
diesen Klassen herrschte vollkommene Gleichheit. 

" Diese Dreiteilung sollte beiben, sie sollte aber dahin geändert 
werden, dass die Angehörigen jeder Klasse zusammen gleichviel 
Steuerkapital besitzen sollen. Nur um allzu grosse Ungleichheiten 
in der persönlichen Teilnahme an den Wahlen zu beseitigen, sollte 
die höchstbesteuerte Klasse nie weniger als Ve? ^^^ mittlere Klasse 
nie unter 2/ß aller Bürger umfassen, wenn auch dadurch die höchst- 
besteuerte Klasse mehr als ein Drittel sämmtlicher Steuerkapitalien 
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in sich begreifen sollte. Diese Einteilung sollte nicht blos für 
das passive Wahlrecht gelten, sondern — und das ist neu — diese 
so construierten Klassen sollten auch das aktive Wahlrecht aus- 
üben und zwar sollte jede Klasse ein Drittel des grossen Aus- 
schusses wählen, also ^9 aus der ersten, 1/9 ^^s der zweiten und 
Y9 aus der dritten Klasse. 

Es lautete also § 3 des Eegierungsentwurfs folgendermassen: 
„Wo ein grosser Ausschuss aufgestellt wird, werden die Klassen, 
aus welchen nach § 28 und § 40 der Bürgerausschuss zu wählen 
ist, in der Art gebildet, da^js die nach der Grösse ihrer Steuer- 
kapitalien einzureihenden, wahlberechtigten Bürger jeder Klasse 
mit einander den dritten Teil des Steuerkapitals aller wahlbe- 
rechtigten Bürger besitzen. Kämen hiernach in die Klasse der 
höchstbesteuerten weniger als i/e ^^er wahlberechtigten Bürger, 
so wird die Klasse durch Aufnahme der im Steuerkapital Nächst- 
folgenden bis zu diesem Mass erweitert. Gleiches geschieht mit 
der Klasse der Mittelbesteuerten, wenn sie nicht wenigstens ^/g 
sämmtlicher wahlberechtigten Bürger ümfasst." 

In dieser Austeilung der Wahlrechte lag ein indirekter Wahl- 
census, dem die Absicht zugrund lag, ein zu grosses Uebergewicht 
der ärmeren Klasse zu verhüten, und den Stimmen der weniger 
zahlreichen Vermöglichen ein grösseres Gewicht beizulegen. Da 
die Menge ihr Uebergewicht nach und nach immer besser kennen 
und benutzen lernt, so sollten die Stimmen von jetzt an nicht nur 
gezählt, sondern vielmehr auch gewogen werden. Der Entwarf 
wollte das Schwergewicht in den Mittelstand legen, was als lobens- 
wert anerkannt wurde. Er sollte voll haben, was ihm gebührte, 
und die dritte Klasse sollte Ye ihrer Kechte an die erste Klasse 
abgeben. Die Majorität der Commission hob die Vereinfachung 
liervor, die bei den Wahlen nach dem Entwurf eintreten werde. 
Es müsste dann nicht mehr jeder Bürger für alle zu Wählenden 
stimmen, sondern nur für ein Drittel. Wenn z. B. früher ein 
Ausschuss von 90 Mitgliedern zu wählen \*ar, so musste jeder 
Bürger aus jeder Klasse 30 wählen, also 90 Stimmen abgeben. 
Nach dem Entwurf müsste aber jeder nur 30 Stimmen abgeben, 
da er aus jeder Klasse nur 10 zu wählen hätte. Es würde also 
dadurch eine bedeutende Abkürzung des Wahlgeschäfts erzielt. 

Die Minorität der Commission verlangte Streichung dieses 
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Paragraphen. Sie erkannte zwar an, dass durch den Regierungs- 
eutwurf die Schärfe eines Wahlcensus etwas weniger fühlbar ge- 
macht werde, glaubte aber, dass die Scheidung in Voll- und 
Wenigerberechtigte bei Gleicheit der Pflichten Unzufriedenheit 
oder aber Gleichgiltigkeit erregen würde. Der Staat, meinte sie, 
solle nicht noch durch Gesetze den natürlichen Einfluss, den der 
Wohlhabende habe, untei'stützen. Dagegen wurde geltend ge- 
macht, diese grösseren Rechte der Reichen seien auf diese Weise 
immer noch nicht so stark, als wenn alle mit einem Vermögen 
von unter 500 ff. vom Wahlrecht ganz ausgeschlossen würden. 
Die Commission führte gegen die Klasseneinteilung weiter an: je 
mehr der Staat die Mittel der geistigen Ausbildung allen zugäng- 
lich mache, desto weniger passe die Vermutung, dass die Reichen 
die Intelligenteren seien. Dem steht aber entgegen, dass zu einer 
gründlichen Ausbildung und zur Unabhängigkeit doch Vermögen 
nötig ist, und dieses knüpft wieder an den Bestand von Staat 
und Gemeinde an. Der Abg. Platz bemerkte bei der Discnssion 
ganz richtig: „Man darf die politischen Rechte nicht so verteilen, 
dass die am wenigsten Einsicht Habenden durch das Übergewicht 
ihrer Masse die am meisten Intelligenz und Interesse am Staats- 
zweck in sich vereinigende Minorität unterdrücken." 

Ferner warf man der Klasseneinteilung vor, sie beruhe auf 
relativen Grössen. In Städten ohne grosses Vermögen und Steuer- 
kapital gehöre nicht viel dazu, in die erste Steuerklasse zu kom- 
men. So kämen z. B. Leute, die jetzt in Freiburg in die dritte 
Klasse eingereiht werden sollten, in vielen andern Städten in die 
erste oder doch in die zweite. Daher verlangte der Abg. Zentner, 
dass das Steuerkapital in allen Gemeinden zum Stimmrecht im 
selben Verhältnis stehen solle; er forderte 1000 ft. Steuerkapital 
zum vollen Stimmrecht. 

Der gewichtigste Einwand der Commission war wohl der, 
dass sie den Entwurf für eine Art Selbsttäuschung erklärte. Um 
die Mitgliederzahl der Klassen auf die vorgeschriebene Höhe von 
i/e und 2^6 zu bringen, müsse man meist Bürger aus der niedere- 
ren Klasse heraufziehen. Ein von der Commission angeführtes 
Beispiel möge das veranschaulichen: Freiburg zählt 1490 Bürger 
mit einem Gesammtsteuerkapital von 6,115,173 ff. Das eine Drittel 
des Steuerkapitals ist bereits mit 74 Bürgern erreicht. Um je- 
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doch das. Vorgeschriebene Sechstel vollzumachen, sind lli Bürger 
aus der Zweiten Klasse heraufzuziehen, die eigentlich nur mittel- 
besteuerte sind. Der Niedei*stbesteuerte in der ersten Klasse hatte 
so nur 6525 fl. Steuerkapital. In der zweiten Klasse repräsenti- 
ren 270 Bürger ein Drittel des Sieuerkapitals. Da 174 in die 
erste Klasse hinaufgezogen wurden, so müssen 226 aus der drit- 
ten Klasse nachrücken. Der Niederstbesteuerte in der IL Klasse 
hat so nur 3020 ft. Steuerkapital. Dadurch wurde dem grösseren 
Veimögen in der That doch nicht der Einfluss eingeräumt, wie 
beabsichtigt war, und namentlich sass in der zweiten Klasse nicht 
der Mittelstand, sondern es prävalierten dort die Leute aus der 
niedersten Klasse. Das war auch der Punkt, wo die Gesetzgebung 
des Jahres 1851 abändernd eingriff'. Die Commission führte ferner 
an, welchfe Bedenklichkeiten sich bei einer Zergliederung des 
Steuerkapitals geltend machten. Zunächst würden die Schuldeo 
gar nicht inbetracht gezogen ; so könne es kommen, dass viele in 
der ersten Klasse sässen, die ihrer Schulden wegen denen in der 
dritten Klasse nachstünden. In der zweiten Klasse spiele nur das 
imaginäre Gewerbsteuerkapital eine Hauptrolle. Der Gewerbsmann 
erscheine mit 1500—2000, mit 2500—3000 fl. in dieser Klasse, 
weil das Gesetz sein Gewerbe mit dieser Summe in den Steuer- 
kataster eingestellt habe, wenn er auch in Wirklichkeit sonst 
keinen Besitz habe. In der dritten Klasse freilich seien viele mit 
•nur 500 ft. Steuerkapital; darunter aber solche, die in der Nach- 
bai-schaft viblleicht Vermögen im Wert von 60—100,000 fl. hätten, 
oder solche, deren Eltern noch das grosse Vermögen im Steuer- 
kataster eiügeschrieben hätten, während die Söhne nach Bildung 
und Vermögen in Wirklichkeit vielleicht gewichtige Stimmen in 
der Gemeinde führten. Hierher gehörten auch alle, die nur von 
ihrem vielleicht 100,000 ft. betragenden Kapital lebten, aber zur 
Miete wohnten und im Steuerkataster nur mit 500 fl. erschienen. 
Der Abg. von Rotteck wollte die Klasseneinteilung des Ent- 
würfe als im Widerspruch stehend mit § 7 der Verfassung, welcher 
lautet: „Die staatsbürgerlichen Rechte der Badener sind gleich 
in jeder Hinsicht, wo die Verfassung nicht namentlich und aus- 
drücklich eine Ausnahme begründet" erklären, .was er schon 1835 
bei der beabsichtigten Einführung eines Wahlcensus versucht hatte. 
Dabei verstieg er sich zu der gewagten Behauptung, dass em 
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Wahlcensus von 500 fl. mit der Verfassung nicht in Witjerspnich 
stehe, da alle Fleissigen es soweit bringen könnten. Dagegen 
wurde treffend erwidert, wenn man die Verfassung in dieser Aus- 
dehnung nehme, so komme bei jedem Gesetz zuerst die Frage 
inbetracht, ob dieser § 7 nicht Platz greife. Dann mtisiste z. B. 
auch jeder Bürger der Gleichheit wegen Teil an der öffentlichen 
Gewalt haben, also Bürgermeister oder Gemeinderat sein. Der Abg. 
von Eotteck verfolgte diese Sache auch nicht weiter, sondern 
stellte einen Vermittlungsantrag dahin, dass die Bürger, die nur 
500 oder 800 fl. Steuerkapital hätten, aus sich selbst Wahlmänner 
der Art wählen sollten, dass immer von sieben dieser Bürger ein 
Wahlmann gewählt werde, der dann gleiches Stimmrecht mit den 
übrigen Wahlberechtigten haben sollte. Diesen Modus hielt er 
für besser als einen Wahlcensus und für einfacher als den Re- 
gierungsentwurf, da er nicht auf so viel zufälligen Zahlanverhält- 
nissen beruhe; die Garantie sei aber dieselbe. Dadurch werde 
auch der Mittelklasse eine gebührende Stellung eingeräuqiit, indem 
sie nämlich ebenso viele Rechte als die höchstbesteuerj^e Khisse 
erhalte. 

Schliesslich wurde jedoch der Antrag der Majorität der 
Commission in folgender Redaktion angenommen: „Wo ein grosser 
Ausschuss aufgestellt wird, werden die 3 Klassen, aus welchen 
nach § 28 und 40 der Gemeindeordnung vom 31. Dezember 1831 
der Bfirgerausschttss und der grosse Ausschuss zu wählen sind, 
in der Art gebildet, dass die Klasse der Höchstbesteuprten i/g, 
die Klasse der Mittelbesteuerten die nächstfolgenden 2 Sechstel 
und die Klasse der Niederstbesteuerten die übrigen 3 Sechstel der 
Bürgerschaft umfasst". 

e) Der Paragraph 4 wurde ohne Diskussion angenommen; 
er lautete: „Wenn bei der Einteilung der 3 Klassen (§ 3) bei 
dem üebergang von der einen zur anderen Klasse mehrere gleich 
hoch besteuerte Bürger zusammentreffen, so gehen bei der Ein- 
reihung in die höhere Klasse die im Bürgerrecht Aelteren den 
Jüngeren vor.'^ 

f) Der Paragraph 5 des Regierungsentwurfs, dem sich die 
Majorität der Commission anschloss, und der auch durchging, be- 
stimmte: „Jede der nach § 3 gebildeten Klassen wählt für sich 
allein den dritten Teil der Mitglieder des grossen Ausschusses 
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besonders, und zwar ein Drittel dieses ihres Anteils ans der Klasse 
der Höchstbesteuerten, ein Drittel aus jener der Mittelbestenerten 
und ein Drittel aus jener der Niederbesteuerten." 

Gegen den Antrag des Abg. von Rotteck, dass jede Klasse 
ihre Vertreter aus sich selber wählen solle, wandte sich der Re- 
gierungscommissär mit der Bemerkung, dass dadurch eine Art 
Kastengeist erzeugt wfirde. Er erklärte, er sehe gerade darin 
den ganzen Vorteil des Regierungsentwurfs, dass eine von den 
Einflüssen einiger Weniger abhängige Mehrheit in der dritten Klasse 
nicht die ganze Zahl der von ihr zu wählenden Ausschussmitglieder 
ans ihrer eigenen Mitte wählen könne. Ihr Interesse werde nicht 
geschmälert, da die Zahl der zu AVählenden dadurch nicht beein- 
flusst werde. 

g) Der grosse Ausschuss sollte die Stelle der Gemeindever- 
sammlung auch inbezug aul die Wahlen des Bürgerausschusses, 
Geraeinderats und Bürgermeisters vertreten. Dadurch erreichte 
man den Vorteil, dass die ganze Genieinde nicht immer mit Wahlen 
belästigt wurde. Sie hatte dann nur alle 2 Jahre die Hälfte des 
grossen Ausschusses zu erneuern. Wo kein giosser Aosschuss 
bestand, sollten bei den Wahlen sämmtliche Gemeindebfirger wahl- 
berechtigt bleiben. (§ 6 Regieruugsentwurf.) 

Die Minorität der Commission stellte folgenden Gegenantrag : 
„Der grosse Ausschuss vertritt die Stelle der Gemeindeversammlung 
nach den Bestimmungen von § 40 Gemeindeordnung mit den in 
No. 1 und 2 dort angegebenen Ausnahmen. Die Zusammenbe- 
rufung der Gemeinde ist auch ferner notwendig, wenn nach den 
§§ 92—113 das Gemeindegut verteilt werden soll. Dem gi*ossen 
Ausschuss steht auch die Wahl des Gemeinderats und kleinen 
Bürgerausschusses zu. Inbezug auf die Wahl des Bürgermeisters 
bleibt es bei den Vorschriften der §§ 11 und 12 der Gemeinde- 
ordnung. In Städten über 3000 Seelen sind von der Wahlbe- 
rechtigung diejenigen ausgeschlossen, die im Ortssteuerkataster 
gar nicht oder nur mit dem persönlichen Verdienstkapital von 
500 ft. eingetragen sind." 

Gegen die Einführung von Wahlcollegien wurde geltend 
gemacht : 

Die indirekte Wahl bei Gemeindewahlen verringere das In- 
teresse der Bürger an den Gemeindeangelegenheiten, denn sie gebe 
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dem Urwähler keine Bürgschaft, dass seine Stimme wirklichen 
Einfluss auf die definitive Wahl haben werde. Die natürliche 
Folge davon sei dann Gleichgiltigkeit bei der Wahlmännerwahl. 
Bei einem Collegium, wurde weiter angeführt, lasse sich viel 
leichter intriguieren, was man ja gerade durch Einführung der in- 
direkten Wahl zu vermeiden erstrebe; denn auf eine kleinere Zahl 
wirke die Intrigue immer leichter. 

Alles was man gegen die mittelbare Wahl sagt, verliert aber 
im selben Mass an Kraft, als man die WahlcoUegien zahlreich macht. 

Gegen die allgemeine Teilnahme an der Wahl führte man 
folgende Gründe an : In grossen Städten sei es schwer, alle Wähler 
zusammenzubringen ; viele hätten keine Zeit, viele seien so gleich- 
giltig, dass sie selbst durch Strafen nicht zum Erscheinen gebracht 
werden könnten. Dadurch gäbe es viele vereitelte oder doch ver- 
zögerte Wahlen. Dagegen wurde behauptet, der Zeitverlust sei 
für die Leute nicht gross, sie brauchten nicht zu einer langen 
Beratung zu erscheinen, sondern nur um zu stimmen. Ausserdem 
genüge zu einer giltigen Abstimmung Anwesenheit von nur drei 
Vierteilen. Gegen das allgemeine Stimmrecht wurde ferner an- 
geführt, dass es immer grosse Aufregung verursache und den 
Frieden in einer Gemeinde gefährde. Durch dasselbe werde eine 
grosse Gefahr verursacht, indem die Besitzlosen und Abhängigen 
mitwählten, welche die wahren Gemeindeinteressen nicht beurteilen 
könnten und gern denjenigen wählten, bei dem sie am besten ihre 
Zwecke zu erreichen hofften. Der Vermögliche habe ein grösseres 
Interesse an der Gemeinde, trage mehr zu ihren Bedürfnissen bei 
und müsse deshalb auch mehr Rechte haben. Es wurde nun be- 
hauptet, alle Gründe, die gegen die Urwahl sprächen, kämen be- 
sonders bei der Wahl des Bürgermeisters inbetracht. Und ebenso 
behaupteten die Anhänger der Urwahl, bei der Wahl eines Mannes 
seien alle Gründe gegen WahlcoUegium am stärksten massgebend ! 

Im grösseren Ausschuss sollten nach dem Regierungsentwurf 
verschiedene Pflichten vermischt werden, zu denen auch wieder 
verschiedene Eigenschaften nötig seien. Für einen Wähler sei 
vor allem Menschenkenntnis nötig. Der Bürgermeister mindestens 
solle durch sämmtliche Gemeindebürger gewählt werden, wie bisher. 
Die Gefahr, dass ein Unwürdiger gewählt werde, sei durch die 
Versagung der Bestätigung und die Möglichkeit der Entlassung 
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gehoben. Ausserdem drohe um so weniger Gefahr, wenn, wie die 
Minorität der Commission beantragte, nur Leute mit Aber 500 fl. 
Steuerkapital wählen dürften. Der Bürgermeister habe nur dann 
das Vertrauen der Gemeinde wirklich, wenn er von allen gewählt 
sei. Die ärmere Klasse bedürfe des Bürgermeisters Bat und Hilfe 
am meisten, und doch solle sie bei seiner Wahl nur beschränkt 
mitwirken! Die zwei verschiedenen Wahlsysteme für den Burger- 
meister einerseits und den Gemeinderat und Bürgerausschuss ander- 
seits motivierte die Commission damit, dass das Verhältnis bei der 
Wahl dieser zwei Collegien ein anderes sei, als bei der des Bnrger- 
meisteis. Der Gemeinderat sei das entscheidende CoHeg in der 
Gemeindeverwaltung. Hier solle das Interesse derer, die mehr 
beisteuern, auch gehörig repräsentirt werden. Dies geschehe, wenn 
er so gewählt werde, dass der Unverständige nicht mehr das Ueber- 
gewicht habe. 

Von anderer Seite wurde wieder erklärt, die Urwahl des 
Bürgermeisters allein sei nicht viel wert, und es wurde der Antrag 
gestellt, alle AVahlen der Gesammtheit der Gemeindebürger ohne 
AVahlcensus zu überlassen. 

Die Diskussion über diesen Paragraphen war sehr ausfuhrlich 
und heftig. Es wurde noch eine Reihe von Anträgen gestellt; 
der ßegiernngsantrag wurde jedoch in folgender Fassung ange- 
nommen: „Der grosse Ausschuss vertritt die Stelle der Gemeinde- 
versammlung und hat nicht nur alle in § 40 der Gemeindeordnung 
dem bisherigen grossen Ausschuss zugewiesene Verrichtungen, 
sondern ausser denselben auch die Wahlen des Bürgermeisters, 
Gemeinderats und kleinen Bürgerausschusses zu besorgen. Jene 
Befugnisse, die nach der Gemeindeordnung auch beim Bestehen 
des grossen Ausschusses der Gemeindeversammlung zukommen, 
bleiben derselben auch in Zukunft vorbehalten." 

Bei Wahlen, welche der grosse Ausschuss vornimmt, müssen 
3/4 der Mitglieder derselben, einschliesslich der Mitglieder des Ge- 
meinderats und Bürgerausschusses mitstimraen (§ 7. 1). Der Re- 
gierungsentwurf hatte nur 2/3 verlangt, allein da die Zahl der Mit- 
glieder des grossen Ausschusses im Vei'hältnis zur Gemeindever- 
sammlung eine geringe war und das vollzählige Erscheinen leichter 
möglich machte, schien es besser, ^[^ zu verlangen, damit die Ab- 
stimmung eher der durch das Wahlcolleg vertretenen Bürgerschaft 
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entspreche. Bei anderen Wahlen genügte es, wenn nur wenigstens 
die Hälfte der Wahlberechtigten die Stimme abgab (§ 7, 2). Nimn^t 
der grosse Ausschiiss die Wahl eines Bürgermeisters vor, so ist 
absolute Stimmenmehrheit der anwesenden Wähler erforderlich. 

(§ 7, 3). 

h) Was schon 1835 im Entwurf beschlossen war, wurde jetzt 
Gesetz: nämlich, dass die Wahl der Gemeinderäte, wie die des 
Bürgermeisters in allen Gemeinden durch geheime Stinimgebung 
zu geschehen habe (§8). 

Der Abg. von Rotteck wollte zwar, dass bei der indirekten 
Wahl keine geheime Stimmgebung stattfinden solle; da sei viel- 
mehr Öffentliclikeit nötig, da jeder Wahlmann der Gemeinde für 
rechtlichen und guten Gebrauch der ihm übertragenen Wahlrechte 
verantwortlich sei. Die Bedenken, die bei der Urwahl durch ge- 
heime Stimmgebnng beseitigt werden sollten, fänden hier nicht 
statt, da Wahlmänner fast lauter Reiche sein würden. Er drang 
aber mit seiner Ansicht nicht durch. 

Dieses Gesetz fiber die Gemeindewahlen bezw. die Bildunfi: 
des grossen Bürgera^isschusses wurde von der ersten Kammer nach 
der von der zweiten Haramer vorgeschlagenen Fassung angenommen 
und unter dem 3. August 1837 vollzogen.^) 



IV. Abschnitt. 

Die Einfiässe der Revolution und Reaktion auf das Gemeinderecht. 

§ 25. D]e Einwirkuug der Revolution auf die Gemeindeverfassung. 

Die Revolution blieb auch nicht ohne Einfluss auf die 
Fortbildung des Gemeinderechts. Zunächst waren die Vorrechte 
der Grund- und Standesherren durch eine Verordnung, wie 
wir oben (S. 59) bereits erwähnten, aufgehoben worden. Aber 
noch andere Bestimmungen der Gemeindeverfassung schienen dem 
Landesausschuss, der sich im Mai 184:9 an die Stelle der Re- 
gierung gesetzt hatte und ein eigenes Regierungsblatt heraus- 
gab, einer Umgestaltung im Sinn der jetzt herrschenden Richtung 



1) Staats- und Regierungsblatt 1837 Nr. 28, S. 200; dazu VoUzugsver- 
ordnung yon 15 Seyt. 1887, Staats- und Regierungsblatt 1827, Nr. 34 S. 315. 
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zu bedürfen. Daher erliess derselbe am 24. Mai 1849 eiß provi- 
sorisches Gesetz betreffend Abänderungen der Gemeindeordnungi), 
wonach das Bestätigungsrecht der Regierung bezüglich des Bfu*- 
gerraeisters, sowie die Versagung der Bestätigung aufgehoben, 
ferner Urwahlen für alle Gemeindeämter mit gleiclier Stimmbe- 
rechtigung eingeführt, und die Auflösung der bisherigen Gemeinde- 
räte angeordnet wurde. Ausserdem wurde die Verpflichtung der 
Gemeindebeamten abgeschafft. 

Dieser revolutionäre Zustand dauerte bis zum 27 Juni. Un- 
ter diesem Datum wurden alle von der revolutionären Gewalt 
angeordneten Wahlen der Gemeindebeamten für nichtig erklärt 2), 
und die Beamten wieder eingesetzt, welche vor der Revolution 
im Amte waren, vorausgesetzt, dass sie sich nicht an den hoch- 
verräterischen Unternehmungen beteiligt hatten. Um ein ein- 
mütiges Zusammenwirken der Gemeindecollegien und Behörden 
herbeizuführen, wurde dann unter dem 18. Juli 1849 provisorisch 
verordnet, 8) dass die Kreisregierungen ermächtigt sein sollten, 
die in einzelnen Gemeinden bestehenden grossen Ausschüsse, wo 
es nach der Lage der Verhältnisse zweckmässig erscheine, aufzu- 
lösen und auszusprechen, ob sofort die Wahl eines neuen grossen 
Ausschusses stattzufinden habe, oder ob die Befugnisse desselben 
vorderhand an die Gemeindeversammlung zurückfallen sollten. Da 
man es auch im September noch nicht mit der Aufrechterhaltnng 
des Friedens und der öffentlichen Ordnung vereinbar hielt, die 
alten grossen Ausschüsse oder Gemeindeversammlungen zu ver- 
sammeln, oder für die aufgelösten Neuwahlen anzuordnen, so wurde 
durch ein provisorisches Gesetz *) vom 8. September 1849 verordnet, 
um Stockung in den Gemeindeangelegenheiten zu verhüten, dass 
die der Gemeindeversammlung bezw. dem grossen Bürgerausschuss 
zustehenden Befugnisse in der Gemeindeverwaltung, wo es nach 
der Lage der Umstände in einer Gemeinde notwendig erscheine, 
von der Kreisregierung auf den Gemeinderat und kleinen Bürger- 
ausschuss übertragen werden könnten, welche alsdann zur Erledi- 
gung der einschlagenden Geschäfte zu gemeinschaftlicher Beratung 
und ßeschlussfassung zusammenzutreten hätten. 



1) ßegbl. Nr. 36(7) vom 25. Mai 1849, S. 315. 

2) ßegbl. 1849 Nro. 35, S. 308. 

3) Regbl. 1849 Nro. 42, S. 349. 
*) ßegbl. 1849 Nro. 56, S. 441. 
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§ 26. Die Reaktion apf die Revolution, liesteliend in Beeoliränlcungen des 

Walilreclits, Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters und Vermelirung des 

Einflusses der Regierung nacli dem Gesetz von 1851. 

1. Die Reaktion auf die Revolution blieb auch in der Ge- 
meindegesetzgebung nicht aus. Sie äusserte sich in einem Gesetz- 
entwurf betreffend die Abänderung verschiedener Bestimmungen 
der Gemeindeordnung, der dem Landtag 1850/51 vorgelegt wurde. 
Dadurch sollte der Titel II der Gemeindeordnung von 1831 und 
das Gesetz über die grossen Bürgerausschüsse vom 3. August 1837 
aufgehoben werden. Motiviert war der Entwurf damit, dass die 
Revolution auch einen grossen Teil der Gemeindeangehörigen über- 
zeugt habe, dass die Gemeindeordnung grössere Gewähr für die 
Bewahrung des Friedens in den Gemeinden und für die Sicherung 
eines stetigen Gangst in der Gemeindeverwaltung bieten müsse, 
und dass den für die Erhaltung des Friedens beseelten und daran 
wesentlich interessierten Gemeindebürgern der gebührende Einfluss 
einzuräumen sei. Den letzteren Zweck hatte ja bereits das Gesetz 
vom 3. August 1837 angestrebt, aber aus verschiedenen Gründen 
nicht, oder nur unvollkommen erreicht. Der grosse Ausschuss 
hatte nicht den Erfolg gehabt, den man von ihm erwartete. Einmal 
waren die Collegien in grösseren Städten zu gross. Dann war 
die Selbsttäuschung, von der die Minorität der Commission von 
1837 gesprochen hatte, wirklich eingetreten. Durch das Hinauf- 
ziehen von Leuten aus den unteren Steuerklassen in die erste und 
zweite Klasse, um das erforderliche Sechstel, resp. zwei Sechstel 
der Bürgerzahl zu erhalten, wurden in jenen Klassen die Höher- 
besteuerten numerisch unterdrückt, so dass sie ihren Einfluss nicht 
geltend machen konnten. Schliesslich wurde ihr Einfluss und die 
freie Ueberzeugung der Wähler noch dadurch beschränkt, dass 
man die Mitglieder des Ausschusses nicht beliebig aus der Bürger- 
schaft wählen durfte, sondern dabei an die Beobachtung der Drei- 
teilung gebunden war. 

Der vorliegende Entwurf wollte nun diesen Missständen ab- 
helfen und befasste sich also vor allem mit: 

1) einer Aenderung in der Vertretung der Gemeinde; 

2) einer grösseren Einschränkung des aktiven und passiven 
Wahlrechts; 
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3) der Verlängerung der Dauer der Gemeindeärinter und Col- 
legien ; 

4) einer Vermelirung des Einflusses der Staatsgewalt auf 
die Ernennung und Entlassung der Bürgermeister. 

II. Bisher war der grosse Ausschuss erst in Gemeinden von 
über 3000 Seelen obligat gewesen ; nach dem vorliegenden Entwurf 
sollte jetzt in allen Gemeinden die Gemeindeversammlung durch 
den grossen Ausschuss ersetzt werden, welche nicht so klein waren, 
dass dadurch der Zweck einer Vertretung hintällig wurde. Als 
Grenze wurde eine Gemeinde mit 80 Bürgern = 400 Einwohnern 
angesehen. Darnach wurden 970 Gemeinden den grossen Aus- 
schuss erhalten und 600 die Gemeindeversammlung behalten. 

Der grosse Ausschuss sollte Wahlcolleg für die Wahlen des 
Bürgermeisters, Gemeinderats und kleinen Ausschusses bleiben und 
auch sonst die Gemeindeversammlung vertreten, ausgenommen, 
w^enn eine öffentliche Verkündigung an die Gemeinde zu geschehen 
habe, und wenn von den Staatsbehörden die Vernehmung der Ge- 
meinde befohlen werde. 

Während früher alle Gemeindebürger wahlberechtigt waren, 
sah man sich jetzt veranlasst, die Wahlberechtigung zu beschranken 
und davon auszuschliessen : 

1) alle, die wegen eines Verbrechens zu einer peinlichen 
Strafe; oder 

2) welche innerhalb der letzten 5 Jahre vom Tag an, wo 
die Strafe erstanden ist, zu einer Arbeitshausstrafe von wenigstens 
6 Monaten, oder durch richterliches Erkenntnis zur Dienstent- 
lassung, oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Fälschung und 
Betrug zu irgend einer Strafe verurteilt worden sind; 

3) diejenigen, welchen die Wahlberechtigung durch ein an- 
deres Gesetz ganz oder teilweise entzogen ist (§ l5 Absatz 1). 

Im Interesse der politischen Verbrecher von 1848, unter 
denen viele verführt waren, oder nur in der Verwirrung mitgemacht 
hatten, wurde für die Fälle sub. 1) und 2) bestimmt, dass die 
Wahlberechtigung wieder eintrete, wenn der Verurteilte in den 
vorigen Stand wieder eingesetzt werde, oder im Weg der Begna- 
digung die Wiederbefähigung erlangt habe (Absatz 2 und 3). 

Dem Verlust des Wahlrechts musste auch selbstverständlich 



L 



— 89 — 

der Verlust des Eeclits der Stimmgebüng bei der Genieindevei'^ 
Sammlung entsprechen. (Absatz 4). 

IV. Die Klasseneinteilung der Wahlberechtigten blieb inso- 
fern dieselbe, als in die erste Klasse diejenigen Bürger kamen, 
welche das erste Drittel der Steuerkapitalien leprä sentierten, in 
die zweite Klasse die mit dem zweiten Drittel, alle übrigen in 
die dritte Klasse. Wenn aber die Klasse der Höchstbesteuerten 
aus weniger als dem zwanzigsten Teil der Bürger bestehen sollte, so 
musste jedenfalls dieser Teil in der ersten Klasse voll gemacht 
werden durch Heraufziehen von Bürgern aus der zweiten Klasse. 
Dann wurde aber die zweite und dritte Klasse der Art gebildet, 
dass die Steuerkapitalien aller nicht in der ersten Klasse befind- 
lichen Bürger in zwei gleiche Teile geteilt, und in die zweite 
Klasse diejenigen aufgenommen wurden, welche als die Höohst- 
besteoerten die eine dieser Hälften besassen, in die dritte Klasse 
aber sämmtliche übrigen wahlberechtigten Bürger kamen. (§16 
und 17). Dadurch suchte man der ersten Klasse den ihr gebühr- 
enden Einfluss zu erhalten, und die früheren Uebelstände zu ver- 
meiden. Um übrigens ein unverhältnismäösiges Uebergewiißht der 
Höchstbesteuerten unmöglich zu machen, wurde die Zusatzbestimmung 
angenommen, dass jede Klasse mindestens doppelt so viel Wahl- 
berechtigte enthalten müsse, als dieselbe Mitglieder in den grossen 
Ausschuss zu wählen habe. (§ 17 Absatz 2). 

Jede der drei Klassen wählt für sich den dritten Teil der 
Mitglieder des grossen Ausschusses, und zwar findet keinerlei Be- 
schränkung der Wahl auf die einzelnen Klassen der Wahlberech- 
tigten statt. (§ 19 und 20.) Diese letztere Bestimmung wurde 
mit Freuden angenommen. Bisher war es oft kaum möglich, aus 
der dritten Klasse die erforderliche Zahl tauglicher Candidateji 
zu erhalten, schon deswegen, weil mit der Annahme des Amts 
immer ein Zeitverlust verbunden war, der sich bei dieser Klasse 
empfindlich fühlbar machte. So kam man dazu, Leute aus der 
dritten Klai^se zu wählen, die ihr nur bezüglich des Steuerkapitals, 
aber sonst nicht weiter angehörten. Man wählte Kapitalisten, 
Aerzte etc. zur Vertretung der Interessen eines Standes, die sie 
nicht teilten und dem sie nur äusserlich zugehörten. Das wider- 
sprach der Absicht des Gesetzes. Durch diese neue Bestimmung 
Hess sich übrigens eine indirekte Zurücksetzung der Unbemittelten 
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voraussehen, indem in Zukunft nicht mehr zu erwarten war, dass 
ein Drittel aus der niedersten Klasse gewählt würde. 

V. Bisher waren in den grossen Ausschnss alle Gemeinde- 
bürger wählbar, und Beschränkungen bestanden nur für den Ein- 
tritt in den Gemeinderat und kleinen Ausschnss. Jetzt sollten 
ähnliche auch für den grossen Ausschnss eingeführt werden und 
zwar mit der Begründung, dass in der Gemeindeversammlung jeder 
nur seine Person vertrete, im Ausschnss aber jede Stimme wegen 
der beschränkten Mitgliederzahl an Bedeutung gewinne. Deshalb 
könne man von den Ausschussmitgliedern auch mehr Eigenschaften 
verlangen. Daher schloss man folgende aus: 

1) die das 25. Lebensjahr nicht zurückgelegt haben; 

2) die als Soldaten im wirklichen Dienst stehen; 

3) über deren Vermögen die Gant gerichtlich eröffnet worden 
ist und zwar während der Dauer des Gantverfahrens und 5 Jahre 
nach dem Schluss derselben, sofern sie nicht früher nachweisen, 
dass sie ihre Gläubiger befriedigt haben; 

4) die nicht wahlberechtigt sind; 

5) denen die Wählbarkeit durch ein anderes Gesetz ganz 
oder zeitweise entzogen ist. (§ 25). 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Be- 
dingungen der Wählbarkeit (§ 22). 

VI. Zur Bes.timmung der Zahl der Mitglieder des grossen 
Ausschusses wurden 3 Vorschläge gemacht. Der Regierungsent- 
wurf wollte die Mitgliederzahl in ein Verhältnis zur Zahl der Ge- 
meinderäte setzen, und zwar sollte der Ausschnss viermal so gross 
sein als jener. Sie hatte dabei den Vorteil im Auge, dass sich 
bei dieser Berechnungsart keine so grosse Mitgliederzahl ergeben 
werde. 

Die Commission war aber dagegen, weil in vielen kleineren 
Gemeinden der Gemeinderat oft stärker sei als in grösseren. Um- 
gekehrt begnügten sich wieder viele Gemeinden, die ihre Gemeinde- 
räte besoldeten, aus Sparsamkeit mit einem kleineren Gemeinderat. 
Sie hielt deshalb die Grösse des Gemeinderats nicht für einen ge- 
eigneten Massstab. Einen solchen erblickte sie vielmehr allein in 
der Bürgerzahl. Hier stunden sich nun zwei Anträge gegenüber: 
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Entweder: die Zahl der Mitglieder sollte ausser den dazu- 
gehörigen Mitgliedern des Gemeinderats und kleinen Ausschusses : 
in Gemeinden von 80—200 Bärgern 10 
„ 201-300 „ 15 

„ 301-500 „ 20 

„ 501-1000 „ 40 

„ 1001—1500 „ 60 

„ „ 1501—2000 „ 80 

„ 2001—2500 „ 100 
Oder: 

in Gemeinden von 80 — 120 Bürgern i/s 

» n n 121 200 „ l/jo 

„ 201-300 „ i/i2 

„ 301-450 „ 1/15 

„ 451-600 „ Vi8 

„ 601-800 „ 1/20 

„ „ „ über 801 „ 1/25 
der Btirgerzahl betragen. 

Der letztere Antrag hätte zur Folge gehabt, dass die Zahlen 
zu wechselnd und der Ausschuss in kleineren Gemeinden grösser 
als in grösseren geworden wäre, z. B. hätte er in einer Gemeinde 
von 120 Bürgern 15 betragen; in einer solchen von 112 Bürgern 
14; in einer solchen von 104 Bürgern 13; dagegen in einer Ge- 
meinde von 121 Bürgern nur 12; in einer solchen von 130 Bürgern 
nur 13. 

Der erste Antrag wurde auch vom Regierungscommissär für 
gut befunden. Der Abg. Huber schlug damals schon vor, die Sache 
möchte an die Commission zurückverwiesen werden zur Unter- 
suchung, ob nicht der kleine Ausschuss ganz aufgehoben, und 
seine wichtigsten Geschäfte dem grossen Ausschuss und Gemeinde- 
rat zugewiesen werden sollten. Der Antrag wurde aber diesmal 
nicht unterstützt ; zwanzig Jahre später stellte ihn die Regierung 
selber und zwar mit Erfolg. 

Die erste Kammer formulierte ihre Beschlüsse hinsichtlich 
der Mitgliederzahl folgendermassen : „Die Zahl der Mitglieder des 
grösseren Ausschusses soll ausser den dazu gehörigen Mitgliedern 
des Gemeinderats und kleinen Ausschusses in Gemeinden : 
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von 80—160 Bürgern 18 

„ 151—300 „ 24 

„ 301-500 „ 36 

„ 501—1000 „ 48 

„ 1001—1500 „ 60 

„ 1501—2000 „ 72 

von über 2000 „ 96 

betragen" (§ 14). Dieser Beschlass wurde auch von der zweiten 
Kammer adoptiert. 

VIT. Die Amtsdauer des Bürgermeisters wurde auf 9 Jahre 
erhöht und zwar mit der Begründung, dass zur Einarbeitung längere 
Zeit nötig sei und dass sich die Befähigung zum Amt nur im 
Lauf längerer Zeit erwerben lasse. Der Satz, der immer für die 
kurze Amtsdauer angeführt werde, nämlich, dass durch sie der 
Untaugliche entfernt und der Fähige wieder gewählt werde, habe 
sich nicht bewährt. Eine Wiederwahl hänge oft von vorher nicht 
zu berechnenden Umständen ab; ausserdem könne der betreffende 
auch ablehnen. Dann habe die kurze Dauer insofern oft einen 
schlechten Einfluss, als der Bürgermeister während der Amtsdauer 
sich stets nachgiebig zeige, sei es, um es mit niemanden zu verderben, 
wenn er in die Gemeinde zurücktrete, sei es, um wieder gewählt 
zu werden. Ein weiterer Nachteil seien die häufigen Wahlen, 
die oft Ursache von allerlei Streitigkeiten in der Gemeinde würden, 
oder aber das Interesse abstumpften. Die Regierung gieng so 
weit, dass sie für den Bürgermeister eine Amtsdauer von zwölf 
Jahren forderte. Die Commission war damit nicht einverstanden; 
sie erblickte im grossen Ausschuss und seinem Wahlmodus eine 
Garantie dafür, dass nur ein Fähiger gewählt würde, dessen Wieder- 
wahl auch zu erwarten wäre. Eine weitere Garantie sei auch 
das Bestätigungsrecht der Eegierung. Eine so lange Dauer von 
zwölf Jahren würde aber viele davon abhalten, die Wahl anzu- 
nehmen und zwar aus Gründen, die anerkannt werden mttssten. 
Eine Amtsdauer von 6 Jahren genüge, zumal die Wahl in der 
Kegel auf Leute falle, die mit den Verhältnissen nicht unbekaiiut 
seien. Eine genaue Kenntnis der Gesetze und Verordnungen könne 
nicht verlangt werden, da die Thätigkeit des Bürgermeistei^ mehr 
im Vollzug amtlicher Weisungen, als in der selbständigen Anwendung 
von Gesetzen und Verordnungen bestehe. Die Hauptsache sei, 
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däss der Bürgermeister der Mann des Vertrauens sei, und wenn 
er dies nicht erworben oder wieder verloren habe, so dürfe seine 
Entfernung nicht durch eine so lange Amtsdauer verzögert werden. 
Die Erfahrung habe auch gezeigt, dass, je länger einer im Amt 
sei, desto häufiger denunciert werde, um ihn zu beseitigen. Der 
Antrag der Commission der zweiten Kammer auf eine sechsjährige 
Amtsdauer wurde von der ersten Kammer verworfen und dafür 
eine neunjährige verlangt, womit sich die zweite Kammer schliesslich 
einverstanden erklärte. 

Die Amtsdauer der Gemeinderäte blieb dieselbe, nämlich 6 
Jahre, wiewohl der Regierungsentwurf 8 Jahre vorgesehen hatte. 

Der Gemeinderat erneuert sich alle 3 Jahre zur Hälfte (§ 30). 
Eine Gesammterneuerung würde die Nachteile, die in den häufigen 
Wahlen liegen, allerdings beseitigt haben. Im Interesse der Stetigkeit 
der Verwaltung wurde jedoch die Partialerneuerung beibehalten. 

VIII. Hinsichtlich der Bestätigung des Bürgermeisters hatte 
sich die Vorschrift von 1831, dass der bei der dritten Wahl Ge- 
wählte bestätigt werden müsse, vorausgesetzt, dass er die 
gesetzlichen Eigenschaften habe, als nicht zweckmässig erwiesen. 
Dadurch musste oft jemand bestätigt werden, dem das Vertrauen 
der Regierung fehlte, und der Gemeinde wurde dadurch ein 
Mittel gegeben, ihren Willen gegen die Regierung siegreich zu 
behaupten. Diese Vorschrift sollte daher beseitigt und dafür 
bestimmt werden, dass, wenn dem bei der dritten Wahl Gewählten 
die Bestätigung nicht ertheilt werde, mit Umgehung einer weiteren 
Wahl von der Staatsbehörde ein Bürgermeister auf höchstens 3 
Jahre ernannt werde. Bei diesem zwangsweise gesetzten Büi^er- 
meister war kein Grund zur Annahme vorhanden, dass er die 
Gemeinde schädigen werde, da es im eigenen Interese der Re- 
gierung liegen musste, durch Leute zu wirken, die auch das 
Vertrauen der Gemeinde hatten. Wie die Regierung die Amts- 
dauer auf 12 Jahre festgesetzt hatte, so wollte sie auch die des 
zwangsweise gesetzten Bürgermeisters auf 6 Jahre ausdehnen. 
Die Commission hielt aber 3 Jahre für genügend in der Ueberzeugung, 
dass der Gedanke, einen Bürgermeister für solange gesetzt zu 
halten, die Wähler schon veranlassen werde, eine erfolgreiche 
Wahl zu halten. Ausserdem sei es auch gut, weiin der gesetzte 
Bürgermeister, der sein Amt durch die Regierung, und nicht durch 
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das Vertrauen der Gemeinde erhalten habe, nicht zu lang im 
Amte bleibe, da er doch meist einen schweren Stand haben 
werde. 

IX. Ueber andere als die gesetzlich angeführten Entschol- 
digungsgründe wegen verweigerter Annahme des Gemeinderatsamtes 
hatte nach bisherigem Recht der Gemeinderat und Bttrgerausscbuss 
zu entscheiden. Diese waren aber sehr nachsichtig, und selbst 
wenn sie einmal solche Gründe zurückgewiesen hatten, und der 
Rekurs vergeblich ergriifen war, zahlte man oft lieber die Strafe, 
als dass man annahm. Dem sollte jetzt abgeholfen werden 
Für die Ablehnung des Bürgermeisters wurde auch noch 
Genehmigung der Staatsbehörde verlangt, und im übrigen eine 
Geldstrafe von 26 — 150 fl., statt 50, wie bisher, in die Ortsannen- 
kasse festgesetzt. (§ 31). Dagegen wurde die bisherige Strafe 
der Suspension des aktiven Wahlrechts aufgehoben, denn sonst 
war es möglich, dass ein Suspendierter in den Gemeinderat ge- 
wählt würde und damit Mitglied des grossen Ausschusses wäre. 
Als solches hätte er dann die Gemeindebeamten zu wählen und 
zwar nicht von sich allein aus, sondern als Vertreter von so und 
so vielen seiner Mitbürger. Infolge der Suspension des Wahl- 
rechts dürfte er dann das aber nicht. 

X. Für den kleinen Ausschuss wurden auch einige Neuer- 
ungen eingeführt. So beantragte die erste Kammer, dass die 
Zahl der Mitglieder des kleinen Ausschusses in allen Gemeinden 
der Zahl der Gemeinderäte mit Einschluss des Bürgermeisters 
gleich sein solle, was angenommen wurde. (§ 43). Bisher musste 
in Städten über 3000 Einwohnern der Ausschuss um die Hälfte 
grösser als der Gemeinderat sein. 

Ferner wurde für alle Gemeinden mit grossem Ausschuss 
die für die Wahl desselben vorgeschriebene Klasseneinteilung 
auch für die Wählbarkeit zum kleinen Ausschuss eingeführt (§ 44), 
da kein Grund vorlag, im selben Gesetz zum nämlichen Zweck 
zwei verschiedene Klassensysteme aufzustellen. Ausserdem hätte 
man dann auch zweierlei verschiedene Steuerlisten haben müssen, 
und viele Bürger wären bei der einen Wahl in eine höhere, bei 
der anderen in eine niedere Klasse gekommen. 

Dieses Gesetz betreifend die Abänderung verschiedener Be- 
stimmungen des Gesetzes über, die Verfassung und Verwaltung 
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der Gemeinden von 31. Dezember 1831 und des Gesetzes über 
die grossen Bürgerausschüsse vom 3. August 1837 wurde am 
25. April 1851 vollzogen ^) und sollte binnen Jahresfrist vom 
Tag der Verkündigung an in Vollzug gesetzt sein. 



§ 27. Der Entwurf von 1866; die Riiekkehr zum direkten Wahiresbt, 
die Festsetzung der Amtdauer des Bürgermeisters auf 6 Jalire etc. durcli Gesetz 

von i870. 

I. Die Bestimmungen des Gesetzes von 1851 hatten die 
Selbstständigkeit und Freiheit der Gemeinden wohl mehr als 
nötig, selbst im Hinblick auf die vorausgegangene Revolution, 
beschränkt. Die Folge davon war eine grosse Unzufriedenheit 
mit der Gemeindegesetzgebung und ein allseitiges, dringendes 
Verlangen nach einer Reformation derselben. Diese Wünsche 
äusserten sich in einem Stu^m von Petitionen, die dem Landtag 
1865/66 vorlagen. Nicht weniger als 78 Gemeinden hatten auf 
diesem Wege ihre Wünsche geäussert, von denen einzelne 
wenigstens hier angeführt seien: 

„Einführung der grösseren Ausschüsse erst in Gemeinden 
von 300 oder noch mehr Bürgern; 

Erhöhung der Zahl der Mitglieder des grossen Ausschusses ; 

Beseitigung jeder Klasseneinteilung; 

Direkte Wahl des Bürgermeisters; 

Beschränkung des Bestätigungsrechts der Regierung bezüg- 
lich seiner; 

Beschränkung seiner Amtsdauer; 

Einführung geheimer Stimmgebung bei allen Wahlen; 

Oeffentlichkeit der Gemeinderats- und Auschusssitzungen. 

II. Die Regierung hatte eingesehen, dass den Hauptanstoss 
das Institut des grossen Ausschusses bezüglich seiner Zusammen- 
setzung und seiner Funktionen als Wahlcolleg erregt hatte. Sie 
brachte deshalb auch auf dem Landtag 1865/66 einen Gesetzent- 
wurf ein, über den von der Majorität und Minorität der Commission 
Bericht erstattet wurde, der aber leider wegen Scliluss des 

. Landtags nicht mehr zur Verhandlung kam . Die Commission war 



Regierungsblatt 1851 No. 32 S. 329; dazu Vollzugsverordnung vom 1. Mai 
1851, Kegbl. 1851 No. 32 S. 401 und Gemeindewahlordnung vom 30. April 
1851. Eegbl. No. 32 S. 342. 
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unter sich, wie mit der Regierung uneinig bezüglich des UmfangS 
der Reformen. 

Die Majorität der Commission hielt zwar eine Totalrevision 
der Gemeindeordnung für nötig, war jedoch dafür, sich einstweilen 
auf den vorliegenden Entwurf einzulassen. Sie bezeichnete als 
Punkte, die einer dringenden Reform bedürften, die Einführung 
einer getrennten Stadt- und Landgemeindeordnung und, was da- 
mit zusammenhing, die Einführung der Einwohnergemeinde, und 
ausserdem die Aenderung der Gemeindebesteuerung, lauter For- 
derungen, die uns später noch an anderen Orten beschäftigen werden. 

Die Minorität der Commission verlangte in vielem lediglich 
Wiederherstellung der früheren gesetzlichen Zustände, deren 
spätere Aenderungen ihr nicht, oder doch nicht in dem Mass, wie 
sie erfolgten, gerechtfertigt erschienen. 

Die Anträge der Regierung und Commission mögen hier in 
Kürze angeführt werden, wie wir sie in dem Commissionsbericht 
1870 zusammmengestellt finden; die meisten werden uns im Jahr 
1870 wieder begegnen, wo wir ausführlicher auf sie zu sprechen 
kommen werden. 

Diesen Anträgen nach sollte die Zwangspflicht zur Wahl 
eines grossen Ausschusses erst in Gemeinden beginnen, die 150 
und mehr Bürger zählten; nach der Commission sogar erst in 
solchen von 250 bezw. 300 Bürgern. 

In kleineren Gemeinden sollte nach dem Coramissonsantrag 
die Gemeindeversammlung über die Wahl eines grossen Ausschusses 
beschliessen können. 

Die Minorität der Commission verlangte Aufhebung der 
Klasseneinteilung, eventuell Wiederherstellung der Bestimnaungen 
des Gesetzes vom 31. Dezember 1831 oder doch vom 3. August 1837, 

Der Regierungsentwurt wollte eine Einteilung nicht der 
Wahlberechtigten, sondern der Wählbal-en in 3 Klassen einfuhren. 
Aus jeder Klasse sollte von jedem Bürger je ein Drittel gewählt 
werden. 

Die Majorität der Commission endlich wollte die bisherige 
Einteilung der Wahlberechtigten, nicht der Wählbaren beibehalten, 
aber die Klasseneinteilung in der Weise verbessern, dass die 
Klasse der Höchstbesteuerten wenigstens aus dem 10. Teil der 
Bürger bestehen solle. Jede Klasse sollte ferner mindestens drei- 
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mal so viel Bürger enthaltep, als daraus Mitglieder in den grossen 
Auscliuss zu wählen sind. Ferner sollten bei der Wahl der Mit- 
glieder des grossen Ausschusses zugleich Ersatzmänner gewählt 
werden. 

Die Minorität wollte die Wahl des Bürgermeisters, Gemeinde- 
rats und kleinen Ausschusses der Gemeinde zurückgegeben 
wissen, während die Majorität dies nur von den Wahlen zum 
kleinen Ausschuss forderte, und der Regierungseutwurf alle Wahlen 
dem grossen Ausschuss belassen, aber sie nur erleichtern wollte. 

Die Majorität beantragte ausserdem lauter geheime Walilen 
und Herabsetzung der Amtsdauer des Bürgermeisters auf 6 Jahre. 

Der Regierungsentwurf schlug eine nur dreijährige Amtsdauer 
für die Mitglieder des grossien Ausschusses vor und alle 3 Jahre 
eine Totalemeuerung ; die Minorität war dagegen für Beibehaltntig 
des bisherigen Rechtszustandes. 

Schliesslich verzichtete die Regierung noch auf das uube- 
diögte Bestätigungsrecht des Bürgermeisters und wollte das bis- 
herige Emennungsrecht auf den Fall einschränken, dass auch bei 
der dritten Wahlhandlung keine endgiltige Wahl zustand ge- 
kommen wäre. 

in. Da die Forderungen von 186ö nicht verwirklicht worden 
waren, wurden sie dem Landtag 1869/70 zum grössten Teil wieder 
gestellt. Die Regierung legte daher einen neuen Entwurf vor, der 
von der Tendenz ausgieng, den einzelnen Bürgern einen directeren 
Einfluss auf die Leitung der Gemeindeverwaltung zu verschaffen, 
uttd dadurch zugleich eine bessere Controle derselben einzuführen, 
und schliesslich die Selbstständigkeit der Gemeinden dem Staat 
.gegenüber zu erweitern. Der Entwurf bezweckte daher Abänderung 
der Gemeindeordnung in folgenden Punkten: 

1) der grosse Ausschuss sollte aufhören, Wahlcolleg zu sein; 
Bürgermeister und Gemein4erat sollten vielmehr durch direkte 
Wahl . sämmtlicher Gemeindqbürger ernannt werden; 

2) Alle Wahlen soUtei^ geheim sein; 

3) Der kleine Ausschußs sollte aufgehoben werden, und die 
Controle der Gemeindeverwaltung nur noch durch den früheren 
grossen Ausschuss allein ausgeübt werden. 

4) Die Regierung wollte auf Bestätigung des Bürgenueisters 
verzichten. 
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Durch den Entwurf wurde der Titel II der Gemeindeordnung 
vollständig umgeändert. Die erste Kammer beabsichtigte zuerst, 
den Entwurf als auf einer unrichtigen Grundlage beruhend zu ver- 
werfen und wollte die Vorlage eines neuen verlangen, der auf der 
Einwohnergemeinde beruhe. Da die Eegierung die Zeit hiefür 
noch nicht gekommen hielt, gab sie jedoch nach und trat in die 
Beratung ein. 

a) Der § 11 des Regierungsentwurfs uberliess also die Wahl 
des Bürgermeisters und Gemeinderats allen Gemeindebürgern. Noch 
im Jahr 1866 befürchtete die Regierung inneren Widerspruch in 
der Gemeinde zu erzeugen, wenn sie dem grossen Ausschuss die 
Wahl der Gemeindebeamten entziehe. Sie erkannte zwar damals 
schon an, dass a^ und zu das Verlangen nach einer direkten Wald 
des Büi germeisters geäussert worden sei, wollte aber keine zwei 
verschiedene Wahlsysteme einführen. Jetzt war sie zur Über- 
zeugung gekommen, dass bei den Gemeindewahlen die Gründe 
für das direkte Wahlrecht überwogen; denn je kleiner die Zahl 
der Urwähler wäre, meinte sie, desto eher wäre die direkte Wahl 
angebracht. Die Stimmen in der Commission waren geteilt. Wah- 
rend die Majorität für Beibehaltung der Wahlcollegien stimmte, 
war die Minorität auf der Seite der Regierung. Die Teilung in 
die 3 Klassen sei im Volk nie beliebt gewesen, und die meisten 
Bürgermeister der grossen Städte hätten ihre Beseitigung beantragt. 

b) Bei der Wahl des Bürgermeisters sollten nach dem Re- 
gierungsentwurf also alle Gemeindebürger gleiches Stimmrecht 
haben; dadegen sollten sie zu der Wahl des Gemeinderats, wie 
bisher zur Wahl des grossen Ausschusses, nach dem Steuerkapital 
in drei Klassen geteilt sein, die erste Klasse aber jetzt ein Sechs-» 
tel, die zweite zwei Sechstel und die dritte drei Sechstel der Bür- 
gerschaft umfassen. Jede Klasse sollte für sich besonders den 
dritten Teil der Mitglieder des Gemeinderats wählen. Die Re- 
gierung motivierte die Berücksichtigung des Steuerkapitals, hier 
damit, dass der Gemeinderat hauptsächlich die Geraeindewirtscliaft 
zu leiten habe, und dabei könne man den Nichtbesitzenden nicht 
kraft ihrer Majorität die ausschlaggebende Stimme in Angelegen- 
heiten einräumen, die die Besitzenden viel mehr träfen als sie. 
Die Commission hielt dies jedoch für eine zu grosse Concession 
an die Sonderinteressen der besitzenden Klassen und berief sich 
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darauf, dass verwaltende Collegien überhaupt fast nirgends nach 
dem Interessenprinzip zusammengesetzt wären, sofern nicht manche 
aus unmittelbaren Wahlen Ijervorgegangen seien. Sie stellte den 
Antrag, dass der Gemeinderfit gleich dem Bürgermeister von allen 
wahlberechtigten Bürgern aus allen wählbaren gewählt würde. 
Die Diskussion war sehr eingehend und es wurden mehrere Anträge 
gestellt; schliesslich gieng der Antrag Eckhardt auf gänzliche 
Beseitigung der Klassenwahlen durch. 

Die erste Kammer stellte jedoch die Wahl des Gemeinderats 
und Bürgerausschusses durch die in 3 Klassen eingeteilten Wahl- 
berechtigten wieder her. 

Ebenso wollte die erste Kammer die Bestätigung des Bürger- 
meisters durch die Regierung wieder eingeführt haben, obwohl 
die Regierung freiwillig darauf verzichtet hatte. Dass iiie mit 
beiden Forderungen nicht durchdrang, werden wir unten noch 
sehen. 

c) Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats wurde erhöht, 
weil seine Competenz durch Aufhebung des kleinen Ausschusses 
erweitert wurdd. So sollte der Gemeinderat von jetzt an 6—18 
Mitglieder zählen, je nach der Einwohnerzahl und den örtlichen 
Verhältnissen. In Gemeinden von 24 öder weniger Bürgern konnte 
jedoch seine Zahl bis auf 3 herabgesetzt werden. (§ 10.) 

d) Bei der Wahl des Bürgermeisters wurden die Bedingungen 
einer gültigen Wahl erleichtert, indem von jetzt an deijenige als 
erwählt galt, auf den die absolute Mehrheit der Stimmen der Er- 
schienenen und mindestens ein Drittel der Stimmen aller Wahl- 
berechtigten gefallen war. Wenn in 3 Wahltagfahrten eine giltige 
Wahl aus dem Grund nicht zustand gekommen war, weil keiner 
die erforderliche Stimmenzajil auf sich vereinigte, oder der Ge- 
wählte nicht wählbar war, so sollte mit Umgehung einer weiteren 
Wahl der Bürgermeister von der Staatsbehörde auf höchstens 
3 Jahre ernannt werden. 

e) Hinsichtlich der Wählbarkeit zum Amt des Bürgermeisters 
und Gemeinderats stellte ^ie Commission einen Antrag, der ge- 
wissermassen als üebergang zur Einwohnergemeinde anzusehen 
war. Sie verlangte nämlich, dass jeder Staatsbürger wählbar sein 
sollte. Sie wollte aber nicht den Charakter der noch bestehenden 
Bttrgergemeinde verletzen und forderte daher ferner, dass solche 
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Staatsbürger durch Annahme der Wahl das Bürgerrecht unent- 
geltlich erhalten sollten. Auf diese Weise gehörten die Ortsvor- 
stände doch immer dem Gemeindeverband an, und die Gemeinde 
war bei der Wahl nicht auf Gemeindebürger beschränkt, sondern 
konnte staatsbürgerliche Einwohner oder Leute von auswärts 
wählen. Der Abg. Schuster modificierte den Antrag dahin, 
dass die Gemeinderäte nur aus den Gemeindebürgern gewählt werden 
sollten, während Bürgermeister jeder badische Staatsbürger werden 
könne. Die Sache gieng nochmals an die Commission zurück, die 
alle Gemeindebürger für wählbar erklärte, die Ausnahmen davon 
festsetzte und bestimmte, dass unter denselben Voraussetzungen 
jeder Staatsbürger gewählt, aber nicht von der Staatsbehörde er- 
nannt werden könne. Mit der Annahme der Wahl sollte der 
Gewählte das Bürgerrecht unentgeltlich erwerben. Es stand ihm 
frei, sich in den Bürgergeuu&s einzukaufen oder nicht. Diesie 
P'assung der Commission wurde dann als § 15 angenommen. 

f) Die Amtsdauer des Bürgermeisters wurde nach dem Antrag 
der Commission auf 6 Jahre herabgesetzt, weil der Orts vorstand 
in der Regel kein angestellter Beamter, sondern gewählt sei, und 
als solcher sei er vor allem auf das Vertrauen angewiesen. Dafür 
seien die Wahlen ein Prüfstein, die deshalb nicht zu lang hinaus- 
geschoben werden dürften (§ 16). 

g) Bisher hatten über Ablehnungsgründe Gemeinderat und 
kleiner Ausschuss entschieden. Diese Entscheidung wurde jetzt 
nach Wegfall des letzteren, der Gemeinde selbst, bezw. dem grossen 
Ausschuss übertragen (§ 17) und damit zugleich die Möglichkeit 
des Rekurses beseitigt. 

h) Der bisherige grosse Ausschuss sollte also infolge der 
Beseitigung des kleinen die Controle der Gemeindeverwaltung allein 
ausüben. Man versprach sich davon grösseren Erfolg, da die bis- 
herige Teilung der Controle unter die zwei Organe ihre Wirkung 
beeinträchtigt hatte. Den minderwichtigen Teil seiner Angaben 
sollte der Gemeinderat in Zukunft allein ausüben. 

Der Regierungsentwurf hielt die Bestimmung von 1861 auf- 
recht, wonach der Ausschuss für alle Gemeinden mit über achtzig 
Bürgern obligat war. Die verschiedenen Anträge, die gestellt 
wurden, schlugen seine obligate Einführung erst in Gemeinden 
von einhundertfünfzig oder dreihundert Bürgern vor. Kleinere 
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Gemeinden sollten ihn dnrch Gemeindebeschluss einführen können ; 
es sollte von Zeit zn Zeit über Fortdauer oder Wiedereinführung 
des Ausschusses abgestimmt werden etc. Schliesslich einigte sich 
die zweite Kammer dahin, dass er in Gemeinden von einhundert- 
fünfzig Bürgern an obligat sein sollte. Die erste Kammer fasste 
jedoch einen abweichenden Beschluss, wonach der Ausschuss in 
allen Gemeinden von 100 und mehr Bürgern gewählt werden solle. 
Seine Zahl sollte ausser den dazu gehörigen Mitgliedern des Ge- 
meinderats in Gemeinden 

von 100—150 Bürgern 18 
„ 151-300 „ 24 

„ 301—500 „ 36 

„ 501—1000 „ 48 

„ 1001-1500 „ 60 

„ 1501-2000 „72 
und in Gemeinden von mehr als 2000 Bürger 96 betragen. 

In Gemeinden von unter 100 Bürgern sollte kein Ausschuss 
gewählt werden dürfen. 

IV. Hinsichtlicl] der verschiedenen angeführten Beschlüsse 
der ersten Kammer glaubte die Commission der zweiten Kammer 
festhalten zu müssen unter anderem: 

1) an der Beseitigung der Klasseneinteilung bei der Ge- 
meinderatswahl ; 

2) am Verzicht auf das Bestätigungsrecht der Kegierung 
bezüglich des Bürgermeisters. 

Sie war dagegen bereit, der ersten Kammer nachzugeben; 

1) in der Beibehaltung der Klasseneinteilung bei der Wahl 
des Bürgerausschusses ; 

2) bezüglich der Einführung des Bürgerausschusses in Ge- 
meinden von hundert Bürgern an. 

Der Abg. Kusel stellte den Antrag: es solle, ohne auf eine 
nochmalige Diskussion der einzelnen Paragraphen einzugehen, über 
den Antrag der Commission en bloc beraten und abgestimmt werden. 
Der Antrag wurde angenommen und die Anträge der Commission 
genehmigt. Die erste Kammer trat hierauf diesem Beschluss bei. 

Dieses Gesetz die x^bänderung einiger Bestimmungen des 
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Gesetzes über die Verfassung und Verwaltung der Gemeinden 
betreffend wurde unter dem 14. Mai 1870 vollzogen, i) 

Durch eine landesherrliche Verordnung desselben Datums 
wurde seine Wirksamkeit auf den 1. Juni 1870 festgesetzt 



y. Abschnitt. 

Der Uebergang zur ^inwohnergemeinde. 
Unterabteilung I. Veranlassung. 

§ 28. Die sociale Gesetzgebung der 60 er Jahre und ihr 
Einfluss auf das Geineindebürgerrecht. 

Durch die Gesetzgebung der sechziger Jahre wurde ein grosser 
Umschwung auf socialem Gebiet hervorgebracht. 

I. Dass in diese Zeit die bürgerliche Gleichstellung der Is- 
raeliten fällt, haben wir bereits oben (Seite 55) angeführt. 

n. Femer wurde durch dap badische Landesgesetz über 
Niederlassung und Aufenthalt vom 4. Oktober 18622), bezw. das 
Reichsgesetz über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 ») be- 
stimmt, dass keinem Bundesangehörigen um des Glaubensbekennt- 
nisses willen oder wegen fehlender Landes- oder Gemeindeange- 
hörigkeit der Aufenthalt, die Niederlassung, der Gewerbebetrieb 
oder der Erwerb von Grundeigentum verweigert werden dürfe, 
lauter Befugnisse, die früher an den Besitz des Gemeindebürger- 
rechts geknüpft waren. 

III. Ebenso gab bisher das Gemeindebürgerrecht die Befugnis, 
in der Gemeinde, deren Bürger jemand war, unter gewissen Vor- 
aussetzungen durch Heirat eine Familie gründen zu dürfen. (§ 1. 
Ziff. 6. Bürgerrechtsgesetz). Dagegen erklärte das Reichsgesetz 
über die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen der Ehe- 
schliessung*) vom 4. Mai 1868 für Reichsangehörige die Eingehang 
einer Ehe oder die damit verbundene Gründung eines eigenen 
Haushalts für unabhängig vom Besitz oder Erwerb einer Gemeinde- 



1) Gesetz- und Verordnungsblatt 1870 No. 36 Seite 423. 

2) Regbl. 1862 No. 48 Seite 445. 

8) Bundes Gesetzblatt 1867 No. 7 Seite 55. Ges.- und Verordnungsblatt 
1870 Beilage S. 7. 

*) Bundes GesbL 1868 No. 11 S. 149. Ges.- und Verordgsblatt 1870 
Beüage Seite 32. 
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angehörigkeit (Gemeindemitgliedschaft) oder des Einwohnerrechts, 
oder von der Genehmigung der Gemeinde (Gutsherrschaft) etc. 

IV. Bisher war durch Zunftverfassung die Ausübung der 
sogenannten zunftraässigen Gewerbe an das Gemeindebürgerrecht 
geknüpft gewesen. Diese Beschränkung wurde durch § 4 der 
Gewerbeordnung für das deutsche Eeich i) vom 21. Juni 1869 auf- 
gehoben, und die durch dieses Gesetz eingeführte Gewerbefreiheit 
übte auf die Grundlagen des Gemeindelebens einen mächtigen, 
umgestaltenden Eiufluss aus. 

V. Weiter bestimmte das badische Landesgesetz vom 5. Mai 
1870 die öffentliche Armenpflege betreffend 2) in § 2 folgendes: 
„Die öffentliche Armenpflege unterstützt diejenigen Personen, welche 
dauernd oder vorübergehend ausser Stand sind, aus eigenen Mitteln 
oder durch eigene Kräfte sich den notdürftigen Unterhalt selbst 
zu verschaffen.*' Nacli § 10 hatte jeder Inländer in der Gemeinde 
den Unterstützungsvvohnsitz, in welcher er nach erreichter Voll- 
jährigkeit sich aus freier Selbstbestimmung drei Jahre lang auf- 
gehalten hatte. Durch dieses Gesetz wurde unter anderm § 1 
des Bürgerrechtsgesetzes aufgehoben, wonach das Recht des An- 
spruchs auf Unterstützung aus Gemeindemitteln in den Fällen der 
Dürftigkeit vom Gemeindebürgerrecht abhängig gemacht war (§ 5). 
Durch das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz 3) vom 
6. Juni 1870 wurde dann ausgesprochen, dass jeder Deutsche in 
jedem Bundesstaat bezüglich des Unterstützungswohnsitzes als 
Inländer zu behandeln sei (§ 1). 

VI. Schliesslich wurde auch noch durch badisches Gesetz 
vom 21. Dezember 1869 die Aenderung einiger Bestimmungen der 
Verfassungsurkunde betreffend^) das Stimmrecht zur Wahl der 
Wahlmänner für den badischen Landtag, das bisher mit dem Ge- 
meindebürgerrecht oder der Bekleidung eines öffentlichen Amts 
verbunden war (§ 36 der Verfassung in ihrem ursprünglichen Text), 
allen Staatsbürgern unter gewissen Voraussetzungen erteilt. 



1) Bundes Gesbl. 1869 No. 26 S. 245. 

2) Ges.- und Verordgabl. 1870 No. 32 S. 387. 

9) Bundes Gesbl. 1870 No. 20 S. 360. Ges.- und Verordgsbl. 1872 No. 28 
Seite 276. 

*) Ges.- und Verordgsbl. 1869 No. 37 S. 571. 
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Vn. Die Folge der Loslösungen aller dieser einzelnen Be- 
fagnisse vom Gemeiudebürgerreclit war, dass der Inhalt desselben 
aaf die T^ilnabme an der Gemeindeverwaltung durch das active 
und passive Wahlrecht und den Genuss an etwaigem Bärgernutzen 
beschränkt wurde. 

Der bedeutende Aufschwung des Verkehrs in jenen Zeiten 
war ein weiteres Moment, das in den grösseren Städten zu einer 
Umgestaltung des persönlichen Elements in der Richtung führte, 
dass die Zahl der Bürger abnahm, und die der nichtbürgerlichen 
Elemente in demselben oder noch höherem Mass stieg. Der seit- 
herige Bürgerrechtsverband hatte sich hauptsächlich durch die 
Söhne der Bürger fortgepflanzt, die sich verheirateten oder ein 
eigenes Gewerbe einrichteten. Nur gering war der Zugang, den 
er durch Leute erhielt, die sich aufnehmen Hessen. Die Haupt- 
vorteile, die früher nur durch das Gemeindebürgerrecht gewährt 
wurden, erhielt man jetzt auch ohpe dasselbe. Dass man da gern 
die mit Aufnahme oder Antritt verbundenen Kosten ersparte, das 
geht aus der niederen Zahl derer hervor, die sich aufnehmen Hessen 
oder das Bürgerrecht antraten. 

Es waren dies: 



im Jahr 



1869 



in Karlsruhe 85 

„ Mannheim 158 

„ Freiburg 73 

„ Heidelberg 98 

„ Pforzheim 59 



1870 


1871 


53 


21 


89 


56 


47 


52 


49 


36 


43 


16 



1872 



20 
62 
62 
25 

15 



(4. Beilageheft II. Kammer 1873—74 Seite 118 und 119.) 

So drohte der alte Bürgersts^nd immer mehr auszusterben, 
und es war vorauszusehen, dass in nicht allzulanger Zeit die Leitung 
der Gemeinden in die Hände einiger weniger Familien kommen 
würde, wenn keine Aenderung erfolge. 



§ 29. Das bisherige Verhältnis von Rechten und Pflichten bei den Niohtbiirgern. 

I. Ein weiterer Punkt, der schon im Jahre 1866 als dringend 
der Abhilfe bedürftig bezeichnet wurde, war die ßeitragspflicht 
zu den Gemeindebedttrfnissen, die hauptsächlich auf Gewerbe und 
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Grundbesitz beruhte. Schon damals war eine ganze Anzähl von 
Petitionen eingereicht worden, die eine Abänderung der Gemeinde- 
besteuerung überhaupt, sowie Abschaffung der Vorausbeiträge der 
Ortsbürger und der ihnen Gleichgestellten verlangten. Die Com- 
mission beantragte Ueberweisung derselben an das Staatsministerium 
zur Kenntnisnahme. Unter d6n Petitionen, die 1870 vorlagen, 
wurde vor allem von einigen grösseren Städten, wie Pforzheim 
und Lörrach, der Beizug der Klassen- und Kapitalsteuerkapitalien 
zur Gemeindebesteuerung verlangt. 

II. Betrachten wir nun einmal an der Hand einiger Tabellen 
das Verhältnis des Beizugs der Nichtbtirger zu dem der Bürger, 
das uns später anlässlich der Gesetzgebung von 1890 noch 
mehr beschäftigen wird. 

Karlsruhe hat 5084 Umlagepflichtige, darunter 1652 Bürger; 

MauQheim „ 6028 „ „ 2647 „ 

Freiburg „ 3730 „ „ 1563 „ 

Heidelberg „ 3218 „ „ 1656 „ 

Pforzheim „ 4344 „ „ 1302 „ 

Von Grund-, Häuser-, Gewerbe- und Gefällsteuerkapifal fallen in: 

Karlsruhe 12,418,386 fl. auf Gemeindebürger — 11,675,114 fl. auf staatsb. Einw. 

Mannh. 18,125,000 fl. „ „ — 8,870,000 fl. „ „ 

Freiburg 8,777,455 fl. „ „ — 6,892,990 fl. „ „ 

Heidelbg^ 10,000,000 fl. „ „ rund - 8,500,000 fl. „ „ 

(Motive zum Entwurf von 1874 4. Beilageheft Landtag 1873/74 
IL Kammer Seite 118 und 119). 

Durch das Gesetz vom 5. Mai 1870 die öffentliche Armen- 
pflege betreffend wurden die Klassen- und Kapitalsteuerkapitalien 
der Gemeindebesteuerung insoweit unterworfen, als die Kosten 
der öffentlichen Armenpflege nicht durch Gemeindeeinkünfte ein- 
schliesslich der Auflage auf den Bürgernutzen gedeckt wurden. 
Zur Kapitalsteuer sind angelegt in Mannheim die Gemeindebürger 
mit 12,780,000p. ; die staatsbürgerlichen Einwohner mit 12,649,200 f(. ; 

in Freiburg die ersteren mit 5,366,740 ff. ; die letzteren mit 
18,796,450 p. ; 

in Heidelberg die ersteren mit 7,483,100 f(. ; die letzteren 
mit 9,272,460 f(.; 
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in Pforzheim die ersteren mit 8,546,550 fl. ; die letzteren mit 
2,786,500 ft. 

(Ebenda Seite 119.) 

Aus allen diesen Zahlen geht hervor, dass die Nichtbürger 
in bedeutendem Mass zu den Geraeindelasten beitrugen, ohne dass 
ihnen dafür irgendwelche Rechte an der Gemeindeverwaltung zu- 
kamen. Ein solches Missverhältnis zwischen Rechten und Pflichten 
konnte auf die Dauer nicht bestehen bleiben. 



Unterabteilung II. 

Die Einfflhrung der reinen Einwohnergemeinde 

durch die Städteordnung von 1874. 

A. § 30. Allgemeine Bestimmungen. 

I. Einige Commissionsmitglieder waren schon 1866 im Zweifel 
gewesen, ob eine fragmentarische Revision der Gemeindeordnung 
so dringend nötig sei, ob man nicht vielmehr damit warten solle, 
bis eine Totalrevision der Gemeindeordnung erfolgen könne. 

Unter dem Eindruck der Wirkungen des neuen Freizfigio:- 
keitsgesetzes sagte man damals schon einen Umschwung in den 
Städten voraus, der die Einführung der Einwohnergemeinde zur 
Folge haben werde, war aber mit der Regierung einig, dass ge- 
setzgeberische Aenderungen in diesem Sinn erst später nötig wurden. 
Schon bestimmter äusserte sich das Verlangen nach einer gesetz- 
lichen Umgestaltung auf dem Landtag 1869/70. Die zweite Kammer 
begnügte sich zwar damals damit, die dringendsten Bedürfnisse, 
denen der damals vorgelegte Entwurf gerecht zu werden suchte, 
zu befriedigen und wollte diese Befriedigung nicht durch das Ver- 
langen nach einer Totalrevision der Gemeindeordnung weiter hinaus- 
schieben. Die Commission der ersten Kammer äusserte sich da- 
gegen folgendermassen : „Die ganze Lage unserer Gemeindegesetz- 
gebung, das Recht und die sociale Freiheit verlangen die Vollendung 
des Ausbaues der in den Hauptteilen bestehenden Einwohnerge- 
meinde." 

Auf die Bürgergemeinde war ursprünglich die Gemeindege- 
setzgebung berechnet gewesen. Nachdem aber die wirtschaftliche 
Existenz des Einzelnen von der Bürgergemeinde gelöst war, ent- 
behrte dieselbe ihrer realen Grundlage. Diese Grundlage hatte 
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sich so verändert, dass auch die Gesetzgebung diese Veränderung 
auf die Dauer nicht mehr ignorieren konnte. Denn eine Gemeinde 
kann ihre Aufgabe nur dann erfüllen, wenn ihre Organisation ihren 
thatsächlichen Verhältnissen angepasst ist. Die Eegierung glaubte 
jedoch damals die Zeit zu einer Aenderung noch nicht gekommen. 

IL Allein vier Jahre später sah sie sich zur Vorlage eines 
Entwurfs besondere Bestimmungen über die Verfassung und Ver- 
waltung der Stadtgemeinden betreffend veranlasst. Schon im 
Jahr 1866 war von den Commissionsmitgliedern der Mangel der 
Scheidung in Stadt- und Landgemeindeordnung als ein dringend 
der Reform bedürftiger Punkt bezeichnet worden. Die Commission 
von 1870 dagegen erkannte zwar einerseits die Vorteile einer 
besonderen Städteordnung an, hielt es aber andrerseits tür äusserst 
schwer, die Grenzen zwischen Stadt und Land zu finden, da bei 
uns der Unterschied inbezug auf Grösse, Kultur und wirtschaft- 
liche Ssdt&ade der Gemeinden kein so grosser sei wie z. B. in 
Preussen. ' Eine eigeiie StUlem^dnung für die wirklich eigenartigen 
4 — 5 grössten Gemeinwesen könne nur so wenig Singuläres ent- 
halten, dass kein Grund zu getrennten Gesetzen vorliege. Die 
Commission hatte deshalb Anschluss an die preussische Gemeinde- 
ordnung von 1850 und an die schleswig-holsteinische von 1869 bean- 
tragt, die nur in getrennten Titeln innerhalb desselben Gesetzes 
die grösseren und kleineren Gemeinden behandelten. 

Die 1874 von der Regierung vorgelegte Städteordnung wollte 
nicht die alte Gemeindeordnung ganz verdrängen ; sie sollte vielmehr, 
da Stadt- und Landgemeinden viel Gemeinsames haben, nur als 
Novelle zur Gemeindeordnung autgefasst werden. Die Grundlage 
blieb demnach für Stadt- und Landgemeinden dieselbe. Für erstere 
traten aber nur insofern Abänderungen der Gemeindeordnung ein, 
als sie durch die eigentümliche Natur und die besonderen Bedürfnisse 
der Städte geboten schienen. Die Commission wünschte aber, dass 
die für die Städte geltenden Bestimmungen in Verbindung mit 
der Gemeindeordnung als ein Ganzes amtlich herausgegeben 
würden, damit man nicht in verschiedenen Gesetzen nachzuschlagen 
und stets darauf zu achten habe, ob diese oder jene Bestimmung 
der Gemeindeordnung auch für Städte gelte. Die Regierung 
erklärte sich damit einverstanden. 

Die badische Städteordnung schloss sich im grossen und 
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ganzen den preussischen Städteordnungen an, die in ihren Grund- 
zügen den übrigen deutschen Städten als Vorbild dienten und 
daher im weitaus gi-össeren Teil des Reichs die Quelle eines gemeinen 
Stadtrechts bilden. Der Entwurf enthielt in seinem ersten Artikel 
die Abänderungen der bisherigen Gemeindeordnung; der zweite hob 
einige mit der Städteordnimg unvereinbare Gesetze auf; der dritte 
gewährte kleineren Städten die Möglichkeit, die Städteordnung an- 
zunehmen. Der Abg. von Feder stellte den Antrag, die Beratung 
und Beschlussfassung über den vorliegenden Entwurf bis zur 
gleichzeitigen Beratung der Gemeindebesteuerungangelegenheiten 
auszusetzen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt. 

III. Die Einwohnergemeinde sollte nach dem Regierungs- 
entwurf in den fünf grössten Städten des Landes : Mannheim, 
Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg und Pforzheim als Gesetz einge- 
führt werden, während anderen Städten bis auf dreitausend Ein- 
wohner herab ihre Einführung mit Genehmigung des Ministeriums 
des Innern freigestellt sein sollte. Die Commission erkannte für 
jene Städte das Bedürfnis nach einer Städteordnung an, wollte 
aber auch noch Baden und Constanz in das Gesetz aufgenommen 
wissen, was auch geschah. Mit ihrer Erwägung jedoch, ob die 
Städteordnung nicht grundsätzlich für alle Städte über zehntausend 
Einwohner gelten solle, erklärte sich die Regierung nicht einver- 
standen, da die abstrakten Zahlbestimmungen nur etwas zufalliges 
seien, und es vielmehr darauf ankomme, den concreten Bedürf- 
nissen Rechnung zu tragen. Die socialen Zustände in den 
mittleren Städten seien andere, und namentlich unter diesen selbst 
so verschiedene, dass eine allgemeine, obligate Einführung der 
Städteordnung sich nicht rechtfertigen lassen würde. Wo 
sich im Einzelfall die Einführung als wünschenswert darstelle, 
könne sie ja nach dem dritten Artikel des Gesetzes erfolgen. 
Hier mag im Voraus angeführt werden, dass von dieser fakulta- 
tiven Einführung der Städteordnung auffallender Weise bis jetzt 
nur zwei Städte Gebrauch gemacht haben, trotzdem für diese 
Städte manche Erleichterungen vorgesehen waren. Es waren 
dies die Städte Bruchsal und Lahr; in der erstefen trat die 
Städteordnung laut Bekanntmachung i) vom 25. Dezember 1875 



1) Ges. u. Verordnungsbl. 1875 No. 39, S. 418. 
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löit detti 1. Januar 1876, in der letzteren nach Bekanntmachung ^) 
vom 23. Oktober 1888 mit dem 1. Januar 1889 in Kraft. Viel- 
leicht lässt sich dieser Umstand damit erklären , das» die 
Aufhebung des Bürgernutzens und der rasche Uebergang zu einer 
völlig umgestalteten Rechtsordnung nicht den Wünschen und Be- 
dürfhissen entsprach, (cf. S. 109). Was übrigens Bruchsal 
betrifft, so erklärte der Abg. Schmitt 1890 in der Kammer: 
„Bruchsal sei mit der Städteordnung hereingefallen! Es gäbe 
eine grosse Anzahl Bürger, die dieselben hinwünschten, wo der 
Pfeffer wächst"!!! 

IV. Nach dem Gesetz von 1874 wurde statt des bisherigen, 
durch Geburt oder Aufnahme zu enverbenden Bürgerrechts die 
Thatsache des blosen Aufenthalts zur Grundlage der politischen 
Gemeinderechte gemacht. Ein Vorläufer nach dieser Richtung 
war das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz, das be- 
züglich der öffentlichen Armenpflege bereits die Bürgergemeinde 
durchbrochen hatte und die Berechtigung auf Untersätzung an 
die Thatsache des Aufenthalts von gewisser Dauer knüpfte. Von 
dem Uebergang zur Einwohnergemeinde erwartete man eine 
grosse Vereinfachung der ganzen Gemeindeverwaltung. Dadurch 
sollten zunächst alle Unterschiede wegfallen, welche bisher zwi- 
schen staatsbürgerlichen Einwohnern und Gemeindebürgern be- 
standen hatten, und welche sich vor allem in einer besonderen 
Vertretung und Vernehmung der ersteren geäussert hatten. Ein- 
zelne Zwtfeige der Verwaltung, wie Schul- und Armenwesen, die 
sich auf alle Einwohner bezogen, hatte man früher nicht der Ge- 
meinde überlassen können, sondern musste dafür besondere Ver- 
tretungen schaffen. Diese wurden jetzf hinfällig, da der Wirk- 
ungskreis des Stadtrats sich über alle Einwohner erstrecken sollte. 

In der neuen, nach der Städteordnung einzuführenden Ein- 
wohnergemeinde gab es keine sogenannten Gemeindebürger mehr; 
die alte Bürgergemeinde sollte in der Einwohnergemeinde aufgehen. 
Allerdings übernahm die Einwohnergemeinde die Bürger der alten 
Bürgergemeinde, die Einwohner waren, aus Gründen der Billig- 
keit; sie konnte das auch unbedenklich thun, da die Erfüllung 
der Bedingungen zum Antritt oder zur Aufnahme in den al- 
ten Bürgerrechtsverband ja genug Garantien gaben. Aus dieser 



1) Ges. u. Verordnungsbl. 1888 No. 44 S, 641. 
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UebernahüiB zogen vor allem die ehemaligen Gemeindebfirger 
unter 26 Jahren oder auswärts wohnende Gemeindebürger, die 
wieder heimkehrten, Vorteil, da sie sonst nach den Erfordernissen 
des neuen Gesetzes nicht zu den Stadtbürgern gezählt hätten. 
(§ 7 a Absatz 3). Allmälich verschwanden so die alten Gemeinde- 
bürger. 

Eine Verbindnag der alten Bfirgergemeinde mit der Ein- 
wohnergemeinde der Art, dass beide neben einander herliefen, 
wollte man nicht construieren. Man glaubte dadurch wegen des 
prinzipiellen Unterschieds dieser zwei Systeme die Einheit der 
Verfassung zu stören und die Entwicklung des Gemeindelebens 
zu gefährden. Später, im Jahr 1890, hat man sich 48ch zu einer 
solchen Verbindung entschlossen, indem man die alte Bfit^gwge- 
meinde bestehen liess und neben dieser das Institut der soge- 
nannten wahlberechtigten Einwohner schuf. 

Mit der Einführung der Einwohnergemeinde durften keine 
neuen Allmendgenüsse mehr zu Gunsten der einzelnen Bürger 
geschaffen werden. Hätte man den alten Bürgergenuss fortbe- 
stehen lassen, so würde sich die alte Bürgergemeinde in der 
neuen Einwohnergemeinde als geschlossener Kreis fortgepflanzt 
haben und diese Vermischung von zwei entgegengesetzten Grand- 
sätzen hätte sich für die städtische Verwaltung un^rorteilhatt 
fühlbar gemacht. Deshalb sollte der Bürgergenuss abgeschafit 
werden. Nur diejenigen, die bereits nach dem bisherigen Gesetz 
im Genüsse waren, oder eine rechtliche Anwartschaft darauf 
hatten, sollten noch teilnehmen. Die frei werdenden Anteile 
fielen dann der Gemeinde zu. 

In den Städten, auf welche dieses Gesetz Anwendung fand, 
trat unter anderem auch das Gesetz über die Rechte der Ge- 
meindebürger und die Erwerbung des Bürgerrechts nebst den 
später dazu erlassenen Gesetzen ausser Wirksamkeit. (Artikel 11 
No. 1). 

Der Begriff des neuen Bürgers der Einwohnergemeinde 
prägte sich darin aus, dass, falls gewisse persönliche Garantien 
vorhanden waren, das Bürgerrecht aus einem bestimmt beschaffenen 
Wohnsitz kraft Gesetzes entstand. Das Bürgerrecht wurde nicht 
mehr durch Geburt oder Aufnahme erworben, und es gab keine 
Verpflichtung zur Erwerbung, noch ein Recht auf Verleihung des 
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Bürgerrechts mehr. Nicht nur die Staatsangehörigen, sondern 
jeder Eeichsangehörige erhielt kraft Gesetzes dieses Bürgerrecht. 
So bestimmte § 7 a des Gesetzes : „Gemeindebürger (Stadtbürger) 
sind alle im Vollbesitz der Kechtsßthigkeit und der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlichen männlichen, nicht im aktiven Militärdienst 
stehenden Angehörigen des deutschen Reiches, welche seit zwei 
Jahren: 

a) Einwohner des Stadtbezirks; 

b) das 24. Lebensjahr zurückgelegt und eine selbstständige 
Lebensstellung haben; 

c) keine Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln em- 
pfangen haben; 

d) Die ihnen obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet 
haben ; 

e) im Grossherzogtum eine direkte ordentliche Staatssteuer 
bezahlen. 

Eine Aufenthaltsdauer von zwei Jahren in einer Gemeinde 
wurde verlangt, einmal weil man es für zweckmässig hielt, den 
Erwerb der politischen Gemeinderechte von derselben Frist abhängen 
zu lassen, wie den des Unterstützungswohnsitzes. Dann sollte da- 
durch die fluktuierende Bevölkerung ausgeschlossen werden, da man 
doch nur von der sesshaften eine tiefere Teilnahme an den Inter- 
essen der Stadtverwaltung erwarten konnte. Ebenfalls dem Gesetz 
über den Unterstützungswohnsitz entnommen war die Bestimmung, 
die sich übrigens auch in.der preussischen Städteordnung fand, dass 
man seit 2 Jahren das 24. Lebensjahr zurückgelegt haben müsse. 
Dadurch sollte die nötige Reife und Unabhängigkeit garantiert 
werden. Schwer war es, zu definieren, was man unter einer selbst- 
ständigen Lebensstellung verstehe. Die Commission befasste sich 
damit eingehend. Als selbstständig im Sinne dieses Gesetzes wurden 
demnach diejenigen Personen betrachtet, welche entweder einen 
eigenen Hausstand hatten oder ein Gewerbe auf eigene Rechnung 
trieben, oder an direkten, ordentlichen, jährlichen Staatssteuern 
mindestens 20 Mark bezahlten. Zu einem eigenen Hausstand ge- 
hören auch Haushaltungen ohne Hausbesitz in Miete. Auch ein 
Wittwer oder sonst ein lediger Mann ohne Kinder kann einen 
eigenen Hausstand haben, wenn er eine Wohnung mit Küche inne 
hat und nach dem alten Ausdruck einen „eigenen Rauch führt" 
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t)der „eigenen Herd" hat. Wer aber im Gasthaus wohnt, oder sich 
in eine fremde Haushaltung eingemietet hat, der hat keinen eigenen 
Hausstand. Ein Gewerbe auf eigene Rechnung steht dem eigenen 
Hausstand gleich. Eine Beschrannkung auf diese zwei Eigen- 
schaften würde jedoch zu weit gehen, denn es giebt auch ohne 
diese eine ganze Reihe von Leuten, die bezüglich Bildung oder 6e- 
schäftsthätigkeit den ersteren mindestens gleich stehen. Dahin ge- 
hören z. B. Leiter eines fremden Geschäfts wie Bankdirektoren, 
Techniker etc.; ferner Privatgelehrte und Kapitalisten etc. Für 
diese begnügte man sich mit der Erlegung von mindestens 20 Mark 
einer direkten Staatssteuer. Nicht selbstständig im Sinne dieses 
Gesetzes sind Dienstboten, Gewerbegehilfen und Fabrikarbeiter 
ohne eigenen Hausstand. Das Erfordernis sub e), die Erlegung einer 
direkten, ordentlichen Staatssteuer, Hess sich damit rechtfertigen, 
dass die Leute, die vermittelst ihrer Stimme über die Steuerkraft 
ihrer Mitbürger verfügen, selbst von den Wirkungen ihrer Ver- 
fügungen berührt werden sollten. Durch dies Erfordernis wurde 
übrigens nicht etwa der arbeitenden Klasse das Bürgerrecht ent- 
zogen, da die Gewerbsteuer ja fast alle erwerbfahigen Personen 
traf. Indirekt war das Erfordernis der Steuerzahlung auch in der 
alten Bürgergemeinde vorhanden gewesen, indem dort die Beding- 
ung eines den Unterhalt der Familie sichernden Nahrungszweiges 
die Steuerpflicht zur Folge hatte. Vom Vorhandensein einer zwei- 
jährigen Dauer der Erfordernisse a — e konnte durch Beschluss des 
Bürgerausschusses in einzelnen Fällen Nachsicht erteilt wurden 
(§ 7 b). 

Dieses neue Gemeindebürgerrecht ruhte: 

1. bei den Entmündigten, Mundtoten und Verbeistande ten ; 

2. in Folge der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
während der Dauer dieses Verlustes; 

3. nach eröffnetem Gant /erfahren während der Dauer desselben 
und solange die Gläubiger nicht befriedigt waren; 

4. infolge des Eintritts in den aktiven Militärdienst auf die 
Dauer dieses Verhältnisses. (§ 7d). 

Es gieng verloren: 

1. durch Verlust der detitschen Reichsangehörigkeit; 

2. durch Aufgeben des Wohnsitzes im Stadtbezirk; 

3. durch Verlust der Selbstständigkeit der Lebensstellung ; 



— 113 - 

4. durch Empfang einer Armenunterstützung aus öffentlichen 
Mitteln; 

5. durch Nichtentrichtung der an die Gemeinde geschuldeten 
Abgaben nach erfolglos durchgeführtem Betreibungsveriahren ; 

6. durch den Wegfall der Pflicht zur Entrichtung einer direk- 
ten ordentlichen Staatssteuer im Grossherzogtum. 

Der Verlust des Bürgerrechts zog den Verlust der dasselbe 
als Bedingung voraussetzenden Stellen und Aemter nach sich (§ 7 e). 

Das Bürgerrecht, vorausgesetzt, dass es nicht ruhte, schloss 
in sich die Berechtigung zur Teilnahme an den Gemeindewahlen 
und die Befähigung zur Übernahme von unbesoldeten Aemtern und 
Funktionen der Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung. 

Jeder Gemeindebürger ist verpflichtet, eine Wahl in die Ge- 
meindevertretung, zu einen^ unbesoldeten Gemeindeamte, sowie ein- 
zelne Funktionen in städtischen Verwaltungsangelegenheiten anzu- 
nehmen. Die Gründe, die zur Ablehnung einer Wahl oder eines 
Auftrags, sowie zum Austritt vor gesetzlich abgelaufener Dienst- 
zeit berechtigten, waren m wesentlichen dieselben wie die Ab- 
lehnungsgründe der Gemeinderäte nach § 17 der Gemeindeordnung. 
Doch schien es angebracht, die Ablehnung zu erleichtern gegen- 
über dem bisherigen § 40 der Gemeindeordnung bezüglich des 
Bürgerausschusses, da die Gemeinden von jetzt an eine bedeutend 
erhöhte Bürgerzahl zu erwarten hatten. Es wurden folgende Ab- 
lehnungsgründe fixiert: 

1. anhaltende Krankheit; 

2. Geschäfte, die eine häufige oder lange andauernde Abwesen- 
heit mit sich bringen 5 

3. ein Alter von über 60 Jahren; 

4. sechs Jahre unbesoldeten Dienstes in der Gemeindever- 
waltung oder Gemeindevertretung für die nächsten sechs Jahre; 

5. andere erhebliche Gründe, über deren Vorhandensein der 
Bürgerausschuss endgiltig entscheidet. 

Zur Ablehnung einer Wahl in den Gemeinderat berechtigte 
überdies die Verwaltung eines Staatsamts oder des Notariats. (§7c). 

Die Verweigerung de;* Annahme der auf einen Gemeinde- 
bürger gefallenen Wahl, selbst wenn er als Stellvertreter gewählt 
worden war, ohne genügende Entschuldigungsgründe, zog die Er- 
legung eines auf Antrag des Stadtrats durch den Bezirksrat eud- 
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giltig festzustellenden Betrags von 100—300 Mark in die Ge- 
meindekasse nach sich. Hinsichtlich des Austrittes vor gesetzlich 
abgelaufener Dienstzeit fand das Gleiche statt. (§ 7 c). 

Während früher niemand in zwei Gemeinden gleichzeitig Bürger 
sein durfte, wurde jetzt von dem Bürgerrecht; das jemand auf 
Grund der Einwohnergemeinde hatte, das alte, nach dem Bürger- 
rechtsgesetz erworbene Bürgerrecht in einer Gemeinde, die nicht 
auf dem Princip der Einwohnergemeinde beruhte, in keiner Weise 
berührt (§ 7f). 

V. Jede Gemeinde, welche die Städteordnung einführte, musste 
ein Ortsstatut errichten, worin über diejenigen Punkte, für welche 
die Städteordnung statutarische Bestimmungen vorbehielt, die nöti- 
gen Festsetzungen getroffen wurden (§ 7 g Absatz 1). Die Ein- 
führung eines Ortsstatuts war den preussischen Städteordnungen 
entnommen. Damit wurde der Vorteil erreicht, dass die Autonomie 
der Städte erhöht wurde, und in jeder einzelnen Stadt die beson- 
deren Verhältnisse berücksichtigt und nach Ermessen der Stadt- 
vertretung geregelt werden konnten. Die Städteordnung selbst 
regelte nur diejenigen Verhältnisse, die überall gleichmässig be- 
handelt werden sollten. Das Ortsstatut konnte sich ausserdem auf 
andere, die städtische Verfassung und Verwaltung berührende Punkte 
erstrecken, sofern darüber die Städteordnung Bestimmungen nicht 
enthielt, und die statutarischen Festsetzungen anderen Gesetzen 
nicht widersprachen. (Absatz 2). Das vom Gemeinderat beschlossene 
Ortsstatut bedurfte der Zustimmung des Bürgerausschusses und 
der Genehmigung des Ministeriums des Innern. (Abs. 3). 



B. Die Organe nach der Städteordnung. 
§ 31. Bürgermeister, Stadtrat und besondere Commissionen. 

Der Behördenorganismus, obwohl von dem der alten Bärger- 
gemeinde ausgehend, gestaltete sich in der Einwohnergemeinde 
doch in manchen Punkten eigentümlich. Gehen wir näher darauf 
ein: 

Der Gemeinderat (Stadtrat) bestand aus dem Oberbürger- 
meister, einem oder mehreren besoldeten Beigeordneten und 
mehreren Stadträten, über deren Zahl und etwaige besondere 
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Funktionen das Ortsstatut das Nähere bestimmte. Die Beigeord- 
neten waren die Stellvertreter und Amtsgehilfen des Oberbürger- 
meisters; der erste Beigeordnete fflhrte den Titel Bürgermeister. 

(§ 10). 

I. Da die Verwaltung unserer grösseren Städte eine ungleich 
schwierigere war, so hatte es sich gezeigt, dass die bisherigen Verwal- 
tungsbehörden auf die Dauer den an sie gestellten Ansprüchen 
nicht gewachsen waren. Weil die Bürgermeister und Beigeordneten 
ihre ganze Kraft und Zeit der Verwaltung zu widmen hatten, so 
sollten an die Stelle des Ehrenamts Berufsbeamte treten; ferner 
bestimmte § 19 e, dass das Ortsstatut festsetzen solle, für welche 
Dienstzweige besondere städtische Beamte bestellt, und welche 
von diesen auf Lebenszeit angestellt werden könnten, und wie bei 
der Besetzung dieser Steiler^ zu verfahren sei. Damit im Zusammen- 
hang stund auch die Gewährung von Pensionen (§ 19 d), da 
man sonst nicht leicht tüchtige Beamte gefunden hätte. Weil in 
kleineren Städten das Erfordernis des Berufsbeamtentums oft 
weniger stark hervortrat, so bestimmte das Gesetz in Absatz 2 
des dritten Artikels, dass in den Städten, denen die Einführung 
der Städteordnung freistand, durch Orsstatut festgesetzt werden 
könne, dass von der Wahl der Beigeordneten und von den Be- 
stimmungen des Gesetzes über Pensionierung der Bürgermeister 
und städtischen Beamten Umgang zu nehmen sei. 

II. Der Oberbürgermeister, die Beigeordneten und Stadt- 
räte wurden von dem Bürgerausschuss gewählt. (§ 11). Wir 
wollen später an anderen Orten darauf noch zurückkommen. 

ni. Ueber die Amtsdauer des Oberbürgermeisters und der 
Beigeordneten herrschten verschiedene Ansichten. Einige Glieder 
der Commission waren für eine solche von 6 Jahren, die Mehrzahl 
für eine längere, um tüchtige Leute für die Stellen zu gewinnen. 
Ein Commissionsmitglied war der Ansicht, das sollte dem freien 
Ermessen der Gemeinde anheimgegeben werden, die auch eine Wahl 
auf Lebenszeit anordnen könne. Die Mehrheit sprach sich jedoch 
für gesetzliche Regelung aus. Die Amtsdauer wurde dann auf 9 
Jahre festgesetzt und Wiederwählbarkeit zugelassen. (§ 17 Abs.l). 
Das Ortsstatut bestimmte auch die Frist, innerhalb welcher im 
Fall der Erledigung der Stelle des Oberbürgermeisters oder eines 
Beigeordneten durch Tod oder Austritt zu einer neuen Wahl ge- 
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schritten werden sollte. (Absatz 2). Hinsichtlich der Amtsdauer 
und Erneuerung der Stadträte blieben die alten Bestimmungen 
für die Gemeinderäte in Kraft (§ 18). Die Zahl der Stadträte wurde 
durch Ortsstatut bestimmt (§ 10). 

IV. Bei der Wahl des Oberbürgermeisters oder eines Beige- 
ordneten galt als erwählt derjenige, für welchen die absolute Mehr- 
heit aller Wahlberechtigten gestimmt hatte. Wenn in drei Wahl- 
tagfahrten eine giltige Wahl aus dem Grund nicht zu Stand ge- 
kommen war, weil keiner die erforderliche Stimmenzahl in sich 
vereinigte, oder der Gewählte nicht wählbar war, oder wenn die 
Vornahme einer zweiten oder dritten Wahl verweigert wurde, so 
war das Ministerium des Innern berechtigt, einen Commissär zu 
ernennen, welcher die Stelle auf Kosten der Stadt verwaltete, bis 
eine giltige Walil getroffen wurde. Spätestens nach Ablauf eines 
Jahres musste eine erneuerte Wahl angeordnet werden. (§ 14). 

Das Stimmenerforderniss zur Wahl der Stadträte blieb das- 
selbe wie bisher. (§ 15). 

V a) In den Stadtrat war jeder Stadtbürger wählbar, deissen 
Bürgerrecht nicht ruhte. Es konnten aber: 

1) Diejenigen Beamten und Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Aufsicht des Staates über die Stadt ausgeübt 
wurde ; 

2) Die besoldeten Gemeindebeamten ; 

3) Geistliche upd Volksschullehrer; 

4) die besoldeten Richter, die Beamten der Staatsanwaltschaft 
und die Polizeibeamten die auf sie gefallene Wahl nur annehmen^ 
wenn sie ihr Amt niederlegten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, Brüder 
und Schwäger, sowie diejenigen, welche als offene oder persönlich 
haftende Gesellschafter bei der nämlichen Handelsgesellschaft 
beteiligt waren, konnten nicht zugleich Mitglieder des Stadtrats 
sein. Entstand die Schwägerschaft oder Geschäftsverbindung im 
Lauf der Wahlperiode, so schied im ersten Fall dasjenige Mitglied, 
durch welches das Hindernis herbeigeführt wurde, im anderen 
Fall das den Jahren nach ältere Mitglied aus. War der zum 
Bürgermeister oder Beigeordneten Gewählte mit einem der Stadt- 
räte auf die vorbezeichnete Weise verwandt oder verschwägert 
oder bei einer Handelsgesellschaft beteiligt, so schied der Stadt- 
X^i aus (§ 12). 
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Betreifs No. 4 wollte die Commission zuerst die Richter für 
wählbar erklären, indem sie dadurch Intelligenz und Rechtskeuntnis 
in den städtischen Behörden zu fördern hoffte. Sie gab aber dann 
ihre Absicht auf, indem sie einem Conflikt fürchtete zwischen den 
Interessen des Berufsbeamtentums und der stadträtlichen Verwaltung. 
Man schuf dann einen Ausweg, indem man sie für in den Bürger- 
ausschuss wählbar erklärte. 

b) Die Wählbarkeit zum Amt des Oberbürgermeisters oder 
eines Beigeordneten war nicht durch das Stadtbürgerrecht bedingt. 
Vielmehr war zu einem solchen Amt jeder im Vollbesitz der Rechts- 
fähigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche, männliche, 
nicht im aktiven Militärdienst stehende Angehörige des deutschen 
Reichs wählbar, welcher das 26. Lebensjahr zurückgelegt hatte. 
Die Wahl konnte jedoch nur derjenige annehmen, welcher die 
badische Staatsangeliörigkeit besass oder erwarb (§ 13). Das 
Erfordernis des Besitzes oder Erwerbs der badischen Staatsange- 
hörigkeit, um die Wahl annehmen zu können, kam nur auf die 
Erfüllung einer Form heraus. Man ging eben von dem Gedanken 
aus, dass man zur Bekleidung eines wichtigen Amtes in einem 
Staat auch Angehöriger desselben sein müsse. 

VI. Für einzelne Verwaltungszweige konnten zur Unter- 
stützung des Stadtrats besondere, bleibende städtische Commissionen 
gebildet werden, deren Errichtung und Wirkungskreis im Orts- 
statut oder durch Gemeindebeschluss mit Genehmigung des Mini- 
steriums des Innern zu bestimmen war (§ 19 a Absatz 1). Es 
war als ein grosser Mangel der bisherigen Gemeindeordnung em- 
ptunden worden, dass keine besonderen Commissionen für einzelne 
Verwaltungszweige eingesetzt werden durften. Durch die Ge- 
stattung derselben wurde eine bedeutende Erleichterung des Ge- 
schäftsgangs herbeigeführt. Der Schwerpunkt der Verwaltung 
blieb aber trotzdem im Stadtrat, da der Vorsitzende jeder Com- 
mission ein Stadtrat war; im übrigen konnte sie aus Mitgliedern 
des Stadtrats, Bürgerausschusses und aus anderen Bürgern zu- 
sammengesetzt werden. Sämmtliche Mitglieder wurden vom Stadtrat 
ernannt (19 a Abs. 2). Die Commission schlug den Zusatz vor, 
dass der Oberbürgermeister jeder Zeit berechtigt sein solle, den 
Commissionssitzungen beizuwohnen, und, wenn es ihm nötig oder 
zweckmässig erscheine, ausnahmsweise den Vorsitz zu übernehmen 

9 
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(Absatz 3). Die Commissionen waren dem Stadtrat untergeordnet, 
der über Beschwerden gegen dieselben vorbehaltlich des Rekurses 
zu beschliessen hatte (Abs. 4). 



§ 32. Der Biirgerausschuss. 

Wenn bisher schon der Bürgerausschuss zur Vertretung der 
Gemeinde bestand, so war es selbstverständlich, dass er in den 
grössten Städten beibehalte wurde, und zwar sollte er dort die 
Gemeindeversammlung in allen Fällen vertreten. Die Commission 
hatte vorgeschlagen, den gewählten Mitgliedern des Bürgeraus- 
schusses im Gegensatz zu den darin sitzenden Mitgliedern des 
Stadtrats den besonderen Namen „Stadtverordnete" zu geben, 
was auch angenommen wurde. 

I. Berechtigt zur Wahl der Stadtverordneten war jeder Stadt- 
bürger, dessen Bürgerrecht nicht ruhte i) (§ 34). Die bisherige 
Dreiteilung in Klassen der Wahlberechtigten nach der Höhe der 
von ihnen entrichteten Gemeindeumlagen sollte bleiben; aber die 
Klassen selbst sollten anders abgeteilt werden als bisher. Hierbei waren 
verschiedene Gesichtspunktie massgebend. Zunächst glaubte man, 
es würde die bisherige Einteilung schon dadurch umgestossen 
werden, dass jetzt auch die Einkommensteuer in die Gemeinde- 
besteuerung überlfihrt werden sollte, die übrigens auch für die 
staatliche Besteuerung noch nicht geregelt war. Dann hätte die 
Beibehaltung der bisherigen Einteilung in der Einwohnergemeinde 
ein ganz anderes Resultat zur Folge gehabt als in der bisherigen 
Bürgergemeiude. Ferner wurde durch den Entwurf die Bärger- 
zahl ungeheuer vergrössert. Wenn auch die Neuhinzukommenden 
den verschiedenen Vermögensklassen angehörten, so war doch sicher, 
dass der grössere Teil in die Klasse der Niederstbesteuerten kam. 
Wollte man nun die bisherige Einteilung beibehalten, so würde 
diese Klasse ein bedeutencles Uebergewicht erlangt haben.* Daher 
empfahl sich eine Aenderung, damit die bisherige Solidität in der 
Gemeindevertj-etung, wie sie durch die Bürgergemeinde garantiert 
gewesen war, gewahrt bleibe, und dieselbe keinen zu grossen 



^) lieber Einzelheiten betreffs der Wahl cf. Wahlordnung für die Städte 
der Städte-Ordnung, z. Zt. in giltiger Fassung vom 12. Dezember 1892. Ges.- 
und Verordgsbl. 1892 No. 39 S. 665. 
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Schwankuiigen und Einwirkungen unlauterer Elemente ausgesetzt 
werde. Es wurde zwar von der Regierung anerkannt, dass die 
bisherige Gemeindebesteuerung, wonach die Communallasten haupt- 
sächlich auf Grundbesitz und Gewerbe ruhten, prinzipiell richtig 
sei; zugleich aber bedauerte sie, dass die allgemeinen Steuerarteü 
bis jetzt noch gar keinen Eingang in die Gemeindebesteuerung ge- 
funden hätten. Da nun damals eine Reform der Staatssteuern 
vorgenommen, und die Einkommensteuer eingeführt werden sollte, 
so beantragte die Regierung, dass ein Viertel des Gemeinde- 
aufwands auf das Einkommen umgelegt werden solle, solern der 
Umlagesatz einen Zuschlag von 50% zur Staatseinkommensteuer 
nicht übersteige. Man versprach sich damals sehr viel von der 
Einkommensteuer, wenn man sich auch nicht verhehlte, dass da- 
durch manche reiche und unabhängige Bürger vertrieben oder 
solche Fremde vom Zuzug abgehalten, würden. Aus diesem Grund 
war die Commission nur für eine sehr massige Belastung des 
Einkommens. In der Commission waren überhaupt die Stimmen 
über die Gemeindebesteuerung sehr geteilt. Einige Mitglieder 
waren der Ansicht, die Regelung des Steuerwesens sollte vorerst 
den Städten selbst überlassen werden, wobei allerdings Staats- 
genehmigung zu verlangen wäre. So könnten die individuellen 
Bedürfnisse am besten berücksichtigt werden, und vielleicht filnde 
eine Stadt von sich aus eine billige und zweckmässige Besteuer- 
ungsart, die der Nachahmung wert sei. Die Mehrheit war jedoch 
für eine gesetzliche Regelung, weil durch die Besteuerung eine 
Belastung des Privatvermögens und ein eingreifender Rechtszwang 
erfolge. Bei einer Ueberlassung an die Gemeinden könnten infolge 
der Verschiedenheit der Interessen leicht gefahrliche Klassen- 
kämpfe entstehen. 

Die Regierung schlug also vor, die neu einzuführende Ein- 
kommensteuer als Einteilungsprinzip der Wählerklassen einzuführen. 
Sie hielt diese Steuer aus einer Reihe von Gründen für besonders 
geeignet dazu. Die Commission hatte jedoch dagegen verschiedene 
Einwände. Einmal war die Einkommensteuer noch gar nicht 
gesetzlich geregelt; dann hielt sie es auch für nicht ratio- 
nell, eine Steuer, die höchstens ein Viertel der Gesammtum- 
lagen ausmache, zum ausschliesslichen Massstab zu wählen, und 
die Grund-, Häuser- und Gewerbesteuer, die circa drei Viertel 
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der Gemeindesteuern einbrachten, nicht mit zu berechnen. Die 
Sache fand schliesslich ihre Erledigung sehr einfach dadurch, dass 
die erste Kammer den Entwurf die Einführung einer allgemeinen 
Einkommensteuer betreffend ablehnte. Daraufhin wurde dann 
auch der Entwurf besondere Bestimmungen über die Aufbringung 
des Gemeindeauf wands in den Städten der Städteordnung betreffend, 
wonachein Viertel des Gemeindeaufwands durch Einkommensteuer zu 
decken wäre, zurückgezogen, da ja der Staatssteueikataster der 
Gemeindebesteuerung zugrund lag. 

Die Einteilung geschah also nach wie vor nach der Höhe 
der Summe der Gemeindeumlagen. Hinsichtlich der Abteilung 
der einzelnen Klassen wollte zwar die Commission das Verhältnis 
von Beitragspflicht zum Stimmrecht gebührend berücksichtigt sehen, 
sie verlangte aber auch, dass die Zahl der Mitglieder der ersten 
Klasse mindestens so gross sein solle, dass dadurch die Funktion 
des Ausschusses als Wahlcolleg nicht beeinträchtigt werde. In 
der zweiten Klasse sollte der solide Mittelstand die ausschlaggebende 
Stimme haben. Ihre Vorschläge, denen auch die Regierung und 
nachher die Kammer beistimmte, giengen dahin, dass die erste 
Klasse, die aus den höchstbesteuerten Bürgern bestehen und min- 
destens ein Drittel der gesammten städtischen Umlage tragen 
solle, mindestens ein Zwölftel der ganzen Bürgerschaft ausmachen 
müsse. Die zweite Klasse solle aus den Mittelbesteuerten bestehen, 
welche zusammen wieder mindestens ein Drittel der ganzen Ge- 
meindeumlage bezahlten, und solle mindestens zwei Zwölftel der 
Bürgerschaft umfassen. Die dritte Klasse solle aus den Mindest- 
besteuerten, welche zusammen höchstens ein Drittel der von den 
Bürgern aufzubringenden Gemeindeumlagen bezahlten, bestehen 
und höchstens neun Zwölftel der Bürgerschaft umfassen. Wenn 
bei dem Uebergang von der einen zur anderen Klasse mehrere in 
gleichem Mass besteuerte Bürger zusammentreffen sollten, so 
wurden die nach ihrem Wohnsitz im Stadtbezirk älteren Bürger 
vor den jüngeren in die höhere Klasse eingereiht. Liess sich die 
Zahl der Bürger nicht durch 12 teilen, so wurden die übrig blei- 
benden der niedersten Klasse zugeteilt (§ 35). 

Nach den meisten norddeutschen Städteordnungen mussten 
die Stadtverordneten in jeder Klasse mindestens zur Hälfte aus 
Hausbesitzern gewählt werden. Einen Antrag desselben Inhalts 
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hatte die Commission gestellt. Sie gieiig hier davon aus, dass 
die Hausbesitzer vor allem an der Wohlfahrt der Stadt beteiligt 
seien, und dass sie einen grossen Teil der städtischen Steuern 
aufbringen. Der Antrag gieng aber nicht durch. 

IL Hinsichtlich der Wählbarkeit zu dem Amt der Stadtver- 
ordneten hielt man keine so grossen Beschränkungen für nötig, 
wie bei der Wählbarkeit in den Stadtrat. Man erklärte für 
wählbar alle Stadtbürger, deren Bürgerrecht nicht ruhte, mit 
Ausnahme: 

a) derjenigen Beamten und Mitglieder von Behörden, welchen 
die staatliche Aufsicht über die Stadt übertragen war; 

b) der Stadträte; 

c) der besoldeten Gemeindebeamten. 

Die nach Ablauf der Walilperiode Ausscheidenden konnten 
wieder gewählt werden (§ 37). 

III. Bürgermeister, Beigeordnete und Stadträte sollten also 
in der Einwohnergemeinde nicht mehr direkt, sondern durch den 
Bürgerausschuss gewählt werden. Durch Einführung der Städteordnug 
stieg die Wählerzahl in Karlsruhe von 1652 auf 6520, in Heidel- 
berg von 1656 auf 3008; in Mannheim von 2647 auf 6301: in 
Freiburg von 1563 auf 2757; in Pforzheim von 1302 auf 3853. 
(4. Beilage-Heft 1873/74 Seite 121). Da nun bei den Wählern 
die Fähigkeit vorausgesetzt werden musste, die Eigenschaften 
eines Berufsbeamten beurteilen und prüfen zu können, was noch 
schwieriger wurde, wenn Leute von auswärts in Vorschlag kamen, 
so musste die Wahl solchen übertragen werden, die das allgemeine 
Vertrauen der Mitbürger besassen und auch zugleich die bei der 
Teilnahme an der Verwaltung nötige Geschäftskenntnis hatten, 
um die geeigneten Beamten ausfindig zu machen. Da ferner das 
numerische Uebergewicht in den unteren Klassen lag, so war Ge- 
fahr vorhanden, dass bei einer direkten Wahl die verschiedenen 
Interessen nicht gleichmässig vertreten, und dass gerade die 
wichtigsten, nämlich die höheren und dauernden Interessen nicht 
berücktichtigt würden. In der alten Bürgergemeinde war diese 
Gefalu: eine bedeutend geringere gewesen, da dort ein sehr grosser 
Teil der Leute aus der untersten Klasse, die jetzt in der Ein- 
wohnergemeinde wahlberechtigt wurden, das Bürgerrecht an ihrem 
Aufenthaltsort nicht hatte, also von der Wahl ausgeschlossen war. 
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Es wurde auch noch darauf hingewiesen, dass die indirekte Wahl 
der Verwaltungsorgane durch die städtische Vertretung in Deutscli- 
tand gemeines Recht sei. 

Ein Mitglied der Commission war für direkte Wahl der 
Stadträte durch die Bürger; die übrigen Commissionsmitglieder 
äusserten sicli aber dagegen in der Befürchtung, dass bei der 
direkten Wahl die politischen und socialen Gegensätze in Vorder- 
grund gedrängt werden könnten, und die sachlichen Rücksichten 
für die Stadtverwaltung darunter Not leiden würden. Auch hielt 
man die Verbindung von zwei Wahlarten für die Mitglieder eines 
Collegs für unthunlich. Daher wurde ein diesbezüglicher Antrag 
auch verworfen. 

Das gleiche Schicksal hatte ein Antrag Lender, der selbst 
den Bürgerausschuss durch einfache, direkte und geheime Wahl 
gewählt haben wollte. 

IV. Der städtische Bürgerausschuss bestand: 

a) aus den Mitgliedern des Stadtrats; 

b) aus den gewählten Stadtverordneten. (§ 33). 

Die Regierung und Commission hatten sich eingehend mit 
der Frage beschäftigt, ob die Vereinigung mit dem Stadtrat bei- 
zuhalten sei, besonders da schon öfters ein gegenteiliger Wunsch 
geäussert war, und da auch in Preussen die Stadträte und Stadt- 
verordneten zur Beschlussfassung in zwei Collegien getrennt 
waren. Wenn die Trennung auch von Vorteil war für das selb- 
ständige Vorgehen jeder der beiden, so war sie doch auch wieder 
eine Quelle vieler Conflikte, zu deren Schlichtung die Einmischung 
der Regierung nötig wurde. In Preussen hatte man in dieser 
Beziehung schlimme Erfahrungen gemacht. Da der badische 
Bürgerausschuss nach Ansicht der Commission nicht blos eine 
controlierende, sondern auch eine wesentlich an der Gemeindever- 
w*altung beteiligte Behörde war, indem er vielen Anordnungen 
des Stadtrats zuzustimmen hatte, und der Stadtrat selbst, der von 
ihm gewählt wurde, sich gewissermassen nur als der engere, die 
Geschäfte besorgende Ausschuss des Bürgerausschusses dar- 
stellen Hess, und der Bürgerausschuss selbst als der weitere, 
durch eine Anzahl von Bürgern verstärkte, grosse Stadtrat, so 
schien derselben die Vereinigung beider zweckmässig, um so mehr 
als sich die badische Einrichtung im ganzen bewährt hatte- Man 
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ging aber insofern einen Schritt weiter, als man für die vom 
Stadtrat an den Bttrgerausschuss gehenden Vorlagen Bestellung 
von Berichterstattern zuliess. (§ 43) und ausserdem dem Bürger- 
ausschuss in Verwaltungsangelegenheiten eine grössere Initiative 
einräumte. (§ 41 Ziffer 2—4). 

V. Die Zahl der Stadtverordneten betrug in Städten mit 
weniger als 1000 Bürgern 48, mit 1001 — 1500 Bürgern öO, mit 
1501—2000 Bürgern 72, mit mehr als 2000 Bürgern 96 (§ 33). 

VI. Die Stadtverordneten allein ohne die Stadträte wählten 
je für den Zeitraum bis zur nächsten Erneuerungswahl einen 
geschäftsleitenden ständigen Vorstand mit einem Obmann als Vor- 
sitzenden. (§ 43 Satz 1). Eine Rivalität zwischen Oberbürger- 
meister und Beigeordneten einerseits und dem Vorstand andererseits 
war dabei kaum zu erwarten, dagegen hielt man es für keinen 
Schaden, wenn durch diesen Vorstand die gewählten Mitglieder 
aus ihrer bisherigen, bescheidenen und allzu passiven Stellung 
heraustreten würden. Diesem Vorstand mussten die für den 
Bürgerauschuss bestimmten Vorlagen des Stadtrats rechtzeitig 
mitgeteilt werden. Der Stadtrat stellte dann eigene Berichter- 
statter dafür aus seiner Mitte auf; doch konnte der Vorstand 
noch Correferenten, sowie eine Prüfungscommission aus der Mitte 
der Stadtverordneten bestellen. (§ 43 Satz 2). Es blieb dem Auschuss 
selber unbenommen, jeder Zeit einzelne Vorlagen und Anträge 
zur Vorprüfung an Commissionen zu verweisen, die aus Stadt- 
i'äten und Stadtverordneten gemischt sein konnten (Letzter Satz). 

VII. Die Mitglieder des Bürgerausschusses waren zum Er- 
scheinen bei den Versammlungen desselben verpflichtet. Der 
Stadtrat konnte Strafen für nicht berechtigtes Ausbleiben fest- 
setzen, deren Betrag 5 Mk. nicht übersteigen durfte. 

Die Verhandlungen des Bürgerausschusses waren öffentlich. 
(§ 46). 

VLII. Artikel IV des Gesetzes bestimmte, dass die Einführung 
der Städteordnung erst mit der neuen Regelung der Gemeindebe- 
steuerung stattfinden solle. Durch landesherrliche Verordnung^) 
vom 24. Juni 1874 wurde dann der Einflihrungstag auf den 
1. Januar 1875 anberaumt. 



1) Ges. n. Yerordnnngsblatt 1874 No. 34 S. 395. 
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C. 

§ 23. Die Beitraflspflicht zu den GememdebedUrfhissen in den unter die 
Stadteordnung fallenden Städten. 

Im Zusammenhang mit der Einfiihrnng der Stadteordnung: 
sollte auch in den entsprechenden Städten die Gemeindebesteuerung 
neu geregelt werden. Der erste zu diesem Zwek vorgelegte Ent- 
wurf rausste, wie schon oben erwähnt, wieder zurückgezogen 
werden, weil die in denselben aufgenommene Einkommensteuer 
von der ersten Kammer abgelehnt wurde. Hierauf wuide ein 
zweiter Entwurf besondere Bestimmungen über die Aufbringung 
des Gemeindeaufwands in den Städten der Städteordnung betreffend 
vorgelegt, dem von der Kammer auf Antrag der Commission unter 
Verzicht auf eine spezielle Discussiön durch . Annahme en hloc 
die Zustimmung erteilt wurde.i) Da die Städteordnung nur noch 
eine Klasse von Einwohnern kannte, so fielen auch bei der Be- 
steuerung alle Unterschiede weg, die zwischen Gemeindebürgern 
und staatsbürgerlichen Einwohnern bisher bestanden hatten, vor 
allem der Ausschuss der staatsbürgerlichen Einwohner. Dieser 
Ausschuss betraf jetzt nur noch die Ausmärker (cf. § 96 Städte- 
ordnung.) Nach diesem Gesetz wurde der durch die Gemeinde- 
einkünfte nicht gedeckte Gemeindeaufwand nacli dem Staatssteuer- 
kataster der Stadt auf das gesammte Grund-, Gefäll-, Häuser- 
und Gewerbsteuerkapital, sowie auf das Klassen- und Kapital- 
bezw. Kapitalrentensteuerkapital umgelegt (§ 71 Absatz 1). Eine 
Abänderung erlitt dieses Gesetz unter dem 6. Februar 1879.2) 

D. . 

Die Abänderungen der Städteordnung. 
§ 34. Die Motion v. Feder die Abänderung der Städteordnung betr. von 1880. 
I. Die badische Städteordnung bewährte sich im grossen 
und ganzen gut, wenn auch bereits auf dem Landtag 1879 — 80 
vom Abg. V. Feder eine Motion ausgieng, die 1882 und 1884 ge- 
setzliche Aenderungen zur Folge hatte. Trotzdem betonten die 
Motive zu den Aenderungen von 1884 die Vorzüge der badischen 
Städteordnung, die sich vor allem in der aktiven Beteiligung 

J) Ges. u. Verordnungsblatt 1874 Nr. 27 Seite 347. 
2) Ges. u. Verordnungsblatt 1879 Nr. 7 Seite 63. 
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eiiier verhältnismässig grossen Zahl von Bürgern an der Gemein- 
deverwaltung zeigten; ferner im Ueberwiegen nicht des Berufsbe- 
amtentums, sondern des ehrenamtlichen Elements im Stadtrat bei 
Gleichheit der Dienstzeit der Mitglieder des Stadtrats wie des 
Bürgerattsschusses, so dass der Stadtrat wesentlich als ein durch 
das Vertrauen des Bttrgerausschusses mit der Geschäftsführung 
betrauter Ausschuss des letzteren zu betrachten sei. Als weiterer 
Vorzug wurde angeführt die stetige Betonung der grundsätzlichen 
Gleichheit der Aufgaben durch die Gemeinsamkeit der Beratung 
und Abstimmung und schliesslich die organische Verbindung mit 
der allgemeinen Gemeindeordnuug. 

II. Doch gehen wir näher auf die Motion des Abg. von 
Feder ein. Der betreffende Abgeordnete vertrat den Standpunkt 
der Erfahrung, die er während seiner Amtsdauer als Stadtrat, 
Stadtverordneter und Stadtverordnetenvorstand in Mannheim ge- 
sammelt hatte; dazu kam noch, dass er die Erscheinungen des 
Städtelebens im ganzen Grossherzogtum eingehend beobachtet 
hatte. Die Regierung war damals mit der Revision der Städte- 
ordnung, die sie schon längere Zeit beschäftigte, noch nicht so 
weit gediehen, um sie den Ständen vorlegen zu können. Die Er- 
örterungen, die nun die Motion herbeiführen würde, sollten nach 
Absicht des Antragstellers die Regierung in ihrer Arbeit fördern 
und sie über die Ansichten der Volksvertreter orientieren. Der 
Inhalt der Motion war folgender: Es sollte: 

1) eine einheitliche und übersichtliche Redaktion der Städte- 
ordnung vorgenommen ; 

5) das An- und Abmeldeverfahren bei den Gemeindeverwaltungen 
gesetzlich geregelt ; 

3) im Fall der Beibehaltung des Klassensystems dasselbe 
der Absicht des Gesetzes gemäss reguliert; 

4) die controlierende Gewalt in den Stadtgemeinden den 
Stadtverordneten als selbständig beratendem und beschliessendem 
Colleg nach dem Vorbild der übrigen deutschen Gesetzgebungen 
übertragen und demgeinäss die Befugnisse des Stadtverordneten- 
vorstands entsprechend erweitert; 

5) die Bestimmungen über die Entlassbarkeit der Gemeinde- 
beamten in einer den heutigen Verhältnissen entsprechenden 
Weise geregelt werden. 
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III. Diese einzelnen Punkte führte von Feder näher aus und 
stellte in der 16. öffentlichen Sitzung vom 18. Dezember 1879 den 
Antrag, die in seinem Vortrag angeregten Punkte einer näheren 
Betrachtung zu unterziehen, in wiefern sie sich zu einer Aenderang 
im Weg der Gesetzgebung empfehlen würden. Die Motion wurde 
dann zur Vorberatung und Berichterstattung an eine Commission 
verwiesen, die nach erstattetem Berieht am 1. März 1880 den 
Antrag stellte: „Das hohe Haus wolle beschliessen, die Grossher- 
zogliche Regierung sei zu ersuchen, eine Revision der Städteord- 
nung vorzunehmen und dem nächsten Landtag einen desfallsigen 
Entwurf vorzulegen, wobei eine Reihe von angeführten Momenten 
zu berücksichtigen seien." 

Diese einzelnen Momente werden uns bei der Schilderung 
der Entwürfe von 1882 und 1884 wieder begegnen und dort ihre 
Erledigung finden. 

Der Kammer-Präsident teilte dann am 16. März 1880 mit, 
dass die über die Motion v. Feder gefassten Beschlüsse der 
Kammer formell nicht ausführbar seien. Er schlug deshalb im 
Einvernehmen mit dem Berichterstatter der Commission vor, den 
Beschluss dahin zu fassen: „Die Kamtaer wolle beschliessen, zu 
Protokoll zu erklären, sie sei der Ansieht, dass eine Revision der 
Städteordnung vorzunehmen und dabei folgende Punkte zu berück- 
sichtigen seien," was auch angenommen wurde. Die erste Kammer 
hatte 1880 keine Gelegenheit, sich über von Feders Motion 
zu erklären. Die Commission der zweiten Kammer, welche die 
Motion zu prüfen hatte, erwog die Frage, ob nichtschon jetzt eine 
Aenderung der Städteordnung zu empfehlen sei, obgleich dieselbe 
erst 5 Jahre in Geltung war. Sie sprach sich in bejahendem 
Sinne aus, da das Klassenwahlsystem der Stadtverordneten not- 
wendung einer Aenderung bedürfe, um den thatsächlichen Ver- 
hältnissen zu entsprechen. 



§ 35. Aenderungen des Klassenwahlsystems durch Gesetz von 1882. 

An diesem Punkt erfuhr dann auch die Städteordnung ihre 
erste Abänderung durch Gesetz i) vom 12. Mai 1882. Zu weiteren 



Ges.* und Verordgsbl. 1882 No. 13 S. 115, 
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Vorschlägen bezüglich der Revision der Städteordnung hatte die 
Regierung im Jahr 1882 trotz der Protokollerklärung der Kammer 
1879/80 noch keine Zeit gefunden. 

I Der Abg. von Feder hatte in seiner Motion darauf auf- 
merksam gemacht, dass dem Klassenwahlsystem die Absicht zu- 
grund lag, dem Mittelstand die ausschlaggebende Stimme zu ver- 
schaffen. Diese Absicht war nun nicht nur nicht erreicht worden, 
sondern die künstliche Berechnungsart des bisherigen Gesetzes, 
wozu auch noch der Einfluss des Erwerbsteuergesetzes kam, hatten 
ihre Wirkung nach der entgegengesetzten Richtung geäussert. 
Es ergab sich nämlich, dass in der dritten Klasse eine geringere 
Wählerzahl gerade so viel Rechte ausübte, wie die Mehrzahl aller 
Wähler, die in der zweiten Klasse vereinigt war, trotzdem der 
Umlagebetrag der dritten Klasse im Vergleich zu dem der zweiten 
ein verschwindend kleiner war. Die Zahlenverhältnisse in Mann- 
heim waren folgende: 

IIL Klasse: 2487 Wähler. 10,109 M. Umlage. 

IL Klasse: 3318 Wähler 189,638 M. Umlage. 

(Kammerverhandlungen 1879/80. 4. Beil. Heft II. Kammer S. 103). 
Dieser missliche Erfolg erklärte sich daraus, dass für die beiden 
ersten Klassen einmal je ein Drittel der Gesammtumlagen verlangt 
wurde, und dass ausserdem gleichzeitig die Bedingung gestellt 
war, dass die erste Klasse nie unter einem Zwölftel, die zweite 
Klasse nie unter zwei Zwölftel der Bürgerschaft betragen dürfe. 
Dadurch konnte es unter Umständen möglich werden, dass für 
die dritte Klasse gar kein Steuerkapital mehr übrig blieb, indem 
alle steuerzahlenden Bürger nach Abzug derer in der ersten Klasse 
in die zweite Klasse aufgenommen werden mussten, um dort zwei 
Zwölftel der Bürgerschaft und auch zugleich ein Drittel der Ge- 
sammtumlagen zu repräsentieren. Dann blieben oft für die dritte 
Klasse nur die wenigen Bürger übrig, die bei Einführung der 
Städteordnung schon nach dem alten Bürgerrechtsgesetz Bürger 
waren und ihr Bürgerrecht behielten, auch für den Fall, dass sie 
keine Staatssteuem zahlten. 

II. Bereits auf dem Mannheimer Städtetag im Jahr- 1880 
war vom Vertreter der Stadt Konstanz ein Vorschlag zur Abhilfe 
gemacht worden. Darnach sollte die bisherige Einteilung nach 
Zwölfteln der Bürgerschaft beibehalten werden ; dagegen sollte 
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davon ümf^ang genommen werden, dass jede Klasse, oder mindestens 
die beiden ersten je ein Drittel der Gesamratumlage repräsentierten. 
Die Bürger würden also einfach nach der Beihe nach der Höhe 
ihrer Gesammtumlagen in eine Liste ißingetragen, und davon bil- 
dete das erste Zwölftel die erste Klasse, das zweite und dritte 
Zwölftel die zweite Klasse und die übrigen neun Zwölftel die 
dritte Klasse. Für die erete Klasse würde es wohl überall der 
Fall sein, dass sie ein Drittel der Gesammtumlagen oder auch 
noch mehr aufbrächte. Hier würde also die Wirkung dieselbe 
bleiben wie nach dem bisherigen Gesetz. Anders würde es da- 
gegen bei der zweiten Klasse werden. Bisher war, um in der 
ersten Klasse das erforderliche Zwölftel zu erlangen, ein solches 
Heraufziehen von Bürgern der zweiten Klasse dahin nötig, dass 
für die zweite und dritte Klasse oft nur noch geringe Steuerka- 
pitalien übrig blieben. Dadurch wurde der Einfluss des Mittel- 
standes in der zweiten Klasse illusorisch gemacht. Das würde 
jetzt durch diesen Vorschlag vermieden, der sich auch durch seine 
Einfachheit auszeichnete. 

Ein anderer ^'orschlag gieng auf demselben Städtetag von 
den Vertretern von Karlsruhe und Heidelberg aus, wonach die 
erste Klasse in ihrer bisherigen Zusammensetzung beibehalten 
werden sollte. Der von dieser nicht absorbierte Umlagebetrag 
sollte hälftig geteilt werden, und die erste Hälfte von der zweiten 
Klasse, die zweite Hälfte von der dritten Klasse aufgebracht werden. 
Die zweite Klasse sollte ausserdem mindestens aus zwei Zwölfteln 
der Bürgerschaft bestehen. Dieser letztere Vorschlag lehnte sich 
am meisten an das bisher geltende Recht an, und wich nur so 
weit davon ab, als nötig war, um der zweiten Klasse den erfor- 
derlichen Einfluss zu sichern. 

in. Bei der Abstimmung über die Motion wurde der Re- 
gierung eine Prüfung der Resultate beider Vorschläge durch pro- 
beweise Klassenbildung empfohlen und davon die Annahme des 
einen oder anderen abhängig gemacht. Diese Prüfung nahm dann 
die Regierung in den Jahren 1880—82 vor, indem sie der Klassen- 
bildung die Wählerlisten von 1878 und 1881 zu Grund legte. Sie 
kam zii dem Ergebnis, dass beide Vorschläge in ihren Wirkungen, 
mathematisch zusammentrafen, und dass beide geeignet waren, 
die ursprüngliche Absicht des Gesetzes zu verwirklichen, ohne 
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neue Unzaträglichkeiten zu verui-sachen. Sie legte ihrem Entwurf 
von 1882 den ersten Vorschlag zngrund, weil er einfacher war 
und sich der Fassung von § 35 Gemeindeordnung eng anschloss. 

IV. Die Commission von 1882 erwog, ob in die Beratung 
des Entwurfs einzutreten, oder ob derselbe nicht a limine zurück- 
zuweisen sei. Zur Rechtfertigung der letzteren Ansicht wurde 
geltend gemacht, eine besondere gesetzliche Regelung dieses Punktes 
empfehle sich nicht, und mit der Verbesserung des Klassen Systems 
könne gewartet werden bis zu einer umfassenden Revision der 
Städteordnung. Die Majorif;ät der Commission war jedoch für so- 
fortige Regelung dieses Punktes, damit bereits den nächsten Er- 
neuerungswahlen diese bessere Einteilung zugrund gelegt werden 
könne. Daniach würden z. B. in Mannheim statt wie bisher 3794 
Wahlberechtigte mit 220,822 M. Umlagen nur 1087 mit 168,034 M. 
Umlagen die zweite Klasse bilden, und die dritte 4890 Wahlbe- 
rechtigte mit 60412 M. Umlagen, statt wie bisher 2183 mit nur 
7624 M. Umlage enthalten. Ebenso würde dort an die Stelle der 
bisherigen niedersten Umlage in der zweiten Klasse von 5 M. 24 Pf. 
eine solche von 64 M. 75 Pf. treten, und der durchschnittliche 
Umlagebetrag in der zweiten Klasse würde von 58 M. 20 Pf. auf 
154 M. 69 Pf. steigen. (4. Beilageheft IL Kammer 1881/82 Seite 
558). Es wüi-de also dadurch die Gefahr beseitigt, dass die Nicht- 
besitzenden das Gemeinderegiment in Händen hätten und zur Aus- 
beutung der Besitzenden missbrauchten. 

V. Der Entwurf wurde dann von der zweiten Kammer in 
folgender Fassung, der auch die erste Kammer beitrat, angenommen : 

„Für die Wahl der Stadtverordneten werden die Wahlbe- 
rechtigten nach der Höhe der von ihnen zu entrichtenden Ge- 
meindeumlagen in drei Klassen geteilt. Es besteht: die erste 
Klasse aus den Höchstbesteuerten und umfasst das erste Zwölftel; 

die zweite Klasse aus den Mittelbesteuerten und umfasst die 
beiden folgenden Zwölftel; 

die dritte Klasse aus den Niederstbesteuerten und umfasst 
die übrigen neun Zwölftel der Bürgerschaft. 

Wenn bei dem Uebergang von der einen zur anderen Klasse 
mehrere in gleichem Mass besteuerte Bürger zusammentreffen, so 
werden die nach ihrem Wohnsitz im Stadtbezirk älteren Bürger 
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vor den jüngeren in die höhere Klasse eingereiht. Lässt sich 
die Zahl der Bürger nicht durch zwölf teilen, so werden die übrig- 
bleibenden der niedersten Klasse zugeteilt". (§ 35.) 



§ 36. Die Redaktion der Städteordnung und die Stellung und Befugnisse 
der Stadtverordneten nacli dem Gesetz von 1884. 

I. Trotz der Protokollerklärung der Kammer auf von Feders 
Motion und trotzdem die Beschlüsse des badischen Städtetags vom 
2. Februar 1880 in vielen Punkten mit den in jener Protokoller- 
klärung niedergelegten Wünschen der zweiten Kammer überein- 
stimmten, erklärte die Regierung 1882 nach nochmaliger Prüfung 
dieser Wunsche, sie könne sich nicht von ihrer Zweckmässigkeit 
überzeugen. Daher liatte sich auch der in diesem Jahr vorgelegte 
Entwurf auf die Aenderung der Klasseneinteilung beschränkt. 
Ebenso erklärte die erste Kammer von 1882, sie beabsichtige 
nicht, jenen Vorschlägen näher zu treten; sie halte es für gut, 
wenn b^i Aenderungen nur langsam und mit der äussersten Vor- 
sicht vorgegangen werde. Inzwischen waren aber auch in der 
Presse mancherlei Wünsche nach einer Aenderung der Städteordnug 
laut geworden, und so sah sich die Regierung doch bereits 1884 
zur Vorlage eines diesbezüglichen Entwurfs veranlasst, nachdem 
sie alle Anregungen nochmals eingehend gepriift hatte. 

II. Die Regierung erklärte sich nicht bereit zur Erfüllung 
des Verlangens nach einer selbständigen Gestaltung der Städte- 
ordnung, und zur Einführung eines gesetzlichen Anmeldeverfahrens 
als Bedingung für den Ervverb des Stadtbürgerrechts; sie war 
auch nicht bereit zur prinzipiellen Trennung der Stadtverordneten 
vom Stadtrat. 

Dagegen wollte sie in vielen wichtigen Punkten dem Stadt- 
verordnetenkörper und besonders dessen Vorstand eine die unab- 
hängige Controle besser ermöglichende Stellung gewähren. Sie 
wollte auch die Selbstverwaltung der Städte erweitern, besonders 
bezüglich der Pensionierung der Beigeordneten, und gegen eine 
etwaige Ueberschreitung ihrer Absetzungsbefugnisse gegenüber 
den Gemeindebeamten wirksamere Garantien geben, verlangte 
aber in diesem Fall Einräumung des staatlichen Bestätigungsrechts 
bezüglich des Oberbürgermeisters und der Beigeordneten. 
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in. Der erste Punkt, den die von Feder'sche Motion einer 
näheren Beachtung empfohlen hatte, war die eventuelle Vornahme 
einer einheitlichen und fibei-sichtlichen Redaktion der Städteordnung. 
Es wurde mit Recht darauf hingewiesen, die Städteordnung deute 
die verschiedenen Perioden der Gemeindegesetzgebung an, und 
es sei eine völlige Umarbeitung nötig, um bei der Anwendung 
Irrtümer zu verhüten. Im Interesse des Verständnisses sei eine 
klare, einheitliche und übersichtliche Fassung zu wünschen. Das 
Gesetz nenne sich zwar Städteordnung; § 1 laute aber: „Die 
Gemeinden teilen sich in Stadt- und Landgemeinden." So fänden 
sich in dieser sogenannten Städteordnung noch eine Reihe von 
Bestimmungen, die sich auf Stadt und Land bezögen. Ferner 
wimmle es noch von nebeneinander laufenden Ausdrücken, wie 
Stadtrat — Gemeinderat-, Stadtbttrger — Gemeindebürger etc. 
Das W^ort „Stadtbürger" komme überhaupt nur verschämt zur 
Anwendung, indem es meist eingeklammert sei. 

Die Commission von 1880 trat v. Feder bei. Schon 1874 
war von der damaligen Commission ein diesbezüglicher Wunsch 
geäussert worden, und der Vollzug dieser Redaktionsarbeit wurde 
der Regierung anheimgegeben. Diese hatte sich aber darauf 
beschränkt, die Bestimmungen der beiden Novellen vom 24. und 
29. Juni 1874 in die allgeijaeine Gemeindeordnung einzufügen, im 
übrigen aber die nicht ausdrücklich aufgehobenen oder abgeän- 
änderten Bestimmungen der Gemeindeordnung einfach stehen zu 
lassen. Mehr konnte man eigentlich damals auch nicht von der 
Regierung verlangen, da es sich nicht um Redaktion eines neuen 
Gesetzes, sondern um Veranstaltung einer amtlichen Ausßrabe 
handelte, wobei der Wortlaut der verschiedenen Gesetze, die zu 
einem Ganzen vereinigt wurden, nicht verändert werden durfte. 
Die Commission empfahl daher damals der Regierung, wenn es 
sich um Revision der Städteordnung handle, diese dann so umzu- 
formen, dass darin nur diejenigen Bestimmungen aufgenommen 
würden, die für Städte galten. Diese neue Städteordnung möge 
dann auch äusserlich durch fortlaufende Paragraphierung zu einem 
Ganzen gestaltet werden. Dieser Antrag der Commission wurde 
als Beschluss der Kammer ins Protokoll aufgenommen. Derselbe 
Wunsch wurde auf dem Städtetag vom 2. Februar 1880 geäussert. 

Die Regierung erklärte 3ich jedoch 1885 aus folgenden 
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Gründen dagegen: Sie meinte, die Stadteordnang würde dadurch 
von der allgemeinen Gemeindeordnnng losgelöst, ans der sie doch 
historisch herausgewachsen sei. Dadurch würde eine Verschieden- 
heit des Rechtscharakters zwischen Städten und anderen Gemeinden 
aufgestellt, die über die thatsächlichen Verhältnisse hinausgehe; 
ausserdem beziehe sich die Städteordnung auch nur auf so wenige 
Gemeiudewesen. Eine verschiedene Paragraphenzählung störe die 
Verwertung der Ergebnisse von Wissenschaft und Praxis für die 
gleichen Bestimmungen von Städteordnung und Gemeindeordmmg. 
Das alles schliesse jedoch nicht aus, dass die zusammengehörigen 
Gesetze amtlich als Städteordnung zusammengestellt und vei-- 
öffcntlieht würden, womit sich die Commission einverstanden er- 
klärte. Demgemäss bestimmte Artikel III des Gesetzes folgendes : 
„Die Grossherzogliche Regierung wird ermächtigt, den Text der- 
jenigen auf die Gemeindeverfassung und Verwaltung bezüglichen 
Gesetzesbestimmungen, welche auf die dem Gesetz vom 24. Juni 
1874 besondere Bestimmungen über Verfassung und Verwaltung 
der Stadtgemeinden betreffend unterstehenden Gemeinden An- 
wendung finden, als „Städteordnung" zusammenzustellen und durch 
das Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkündigen. Dabei sind 
die Ausdrücke „Gemeinderath", „Gemeinderechner", „Gemeinde- 
versammlung", „Gemeindebürger", „Beigeordneter" jeweils durch 
die Bezeichnungen „Stadtrat", Stadtrechner", Bürgerausschuss", 
„Stadtbürger", Bürgermeister" etc. zu ersetzen." Diese Zusammen- 
stellung findet sich denn auch im Gesetz- und Verordnungsblatt 
1884 No. 24 Seite 240. 

IV. Ein weiterer Punkt der Protokollerklärung vom 1. März 
1880 sprach aus, dass in die Städteordnung als weitere Voraus- 
setzung zur Erwerbung des Bürgerrechts die Bestimmung aufzu- 
nehmen sei, dass die Stadtbewohner, nachdem sie die gesetzlichen 
Voraussetzungen des § 7 a der Städteordnung erfüllt hätten, sich 
beim Stadtrat um Aufnahme in die Bürgerliste melden sollten, 
der zu diesem Zweck jährlich eine öffentliche Aufforderung zu er- 
lassen habe. Wer sich seit mindestens 3 Jahren in der Stadt 
aufhalte, und im übrigen die Voraussetzungen zum Bürgerrecht 
besitze, sei zu dieser Anmeldung verpflichtet, und könne vom 
Stadtrat zum Vollzug derselben angehalten werden. 

Der Städtetag hatte über diesen Punkt folgenden Beschluss 
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gefasst: „Neuanzieheude haben sich beim Stadtrat behufs Eintrag 
in die Bürgerliste persönlich zu melden, worüber ihnen jeweils 
eine Bescheinigung zu erteilen ist. Die zweijährige Frist läuft 
vom Tag dieser Anmeldung an." 

Beide Beschlüsse unterschieden sich dadurch von einander, 
dass die zweite Kammer eine Anmeldung nach vollendetem zwei- 
jährigem Aufenthalt wünschte, während der Städtetag eine solche 
bei Beginn der Niederlassung wollte. 

Der Abg. von Feder motivierte seinen Antrag damit, dass 
in den Städten, wo die Polizei von der städtischen Verwaltung 
losgelöst sei, jede zuverlässige Kenntnis über den Personenstand 
fehle. Anders war es nach dem früheren Bürgerrecbtsgesetz ge- 
wesen, indem dort sowohl bei Antritt des angeborenen Bürgerrechts, 
als auch bei Erlangung desselben durch Aufnahme eine Anmeldung 
beim Gemeinderat und ein Akt des letzteren, nämlich der Ausspruch 
der Zulassung, bezw. xiufnahme, sowie Eintrag in das Bürgerbuch 
gefordert wurde. Ip der Einwohnergemeinde würde allerdings vor 
den Wahlen zum Bürgerausschuss durch einen Schutzmann, der 
von Haus zu Haus gehe, mühsam zu constatiren gesucht, wer 
Stadtbürger sei. Um aber den zweijährigen Aufenthalt und das 
26. Lebensjahr festzustellen, dazu hätte die Stadtverwaltung von 
sich aus kein Mittel Die von den Schutzleuten erfolgten Fest- 
stellungen bezögen sich immer nur auf den Tag der Feststellung; 
bis zur nächsten Wahl wäre wieder im Personenstand der Gemeinde 
eine Reibe von Veränderungen erfolgt, ohne dass die Gemeinde- 
verwaltung davon wüsste. Zur Feststellung des Personenstands 
der Städte sollte also das oben angegebene An- und Abmeldever- 
fahren eingeführt werden. 

Dagegen wurde geltend gemacht, dadurch würde den 
Gleichgiltigen es leicht gemacht, sich ihren bürgerlichen Verpflich- 
tungen zu entziehen, indem sie einfach die Anmeldung unterliessen. 
Dadurch entgingen sie zugleich auch noch dem Steuerbeizug. 
Ferner könnten gut organisierte Agitationsparteien alle ihre 
Anhänger zur Anmeldung veranlassen und dadurch in der Ge- 
meindeverwaltung die Herrschaft erlangen. 

Diese Möglichkeiten erkannte die Commission von 1880 an, 
glaubte aber, dass das Klassenwahlsystem gegen alle schlimmen 
Wirkungen genügend schätze. Ausserdem würden dann auch 

10 
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Stumpfsinn und Gleichgiltigkeit bei den Vermöglichen schon 
nachlassen, indem sie sich in eigenem Interesse anmelden würden. 

Im Jahr 1884 wurde von der Regierung geltend gemacht, 
eine Gesetzesvorschrift, welche die geschehene Anmeldung zur 
Bedingung der Erwerbung des Bürgerrechts machen würde, wäre 
eine erhebliche Durchbrechung des Grundsatzes der badischen 
Städteordnung, wonach unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
jeder Einwohner ohne, ja selbst gegen seinen Willen Stadtbürger 
werde. Für Nichterfüllung der Anmeldung eine Strafe zu setzen, 
gehe kaum an. In gleicher Weise sprach sich auch die Commission 
von 1884 gegen An- und Abmeldung aus, und so fand sich denn 
auch in dem der Kammer unterbreiteten Entwurf keine darauf 
bezügliche Bestimmung. 

V. Auch das Verhältnis des Stadt verordnetencoHegs zum 
Stadtrat berührte von Feder in seiner Motion und wollte die con- 
troUierende Gewalt in den Städten den Stadtverordneten als 
selbständig beratenden und beschliessenden Colleg nach dem Vor- 
bild der übrigen deutschen Gemeindegesetzgebungen übertragen 
wissen. Demgemäss sollten die Befugnisse des Stadtverordneten- 
vorstands entsprechend erweitert werden. Eine selbständige Stellung 
des Controllorgans sei absolut nötig, da die Erfahrung gezeigt 
habe, dass wenn man nicht controlliert sein wolle, es genug 
Mittel gebe, um die Controlle hinzuhalten oder unwirksam zu 
machen. Die unselbständige Stellung des Bürgerausschusses sei 
schuld an der umsichgreifenden Teilnahmslosigkeit. Der Bürger- 
ausschuss werde jährlich nur ein bis zwei Mal einberufen, und es 
werde ihm jede Einsicht in Gemeindeangelegenheiten vorenthalten. 
Dadurch müsse das Interesse abgestumpft werden. Als einziges 
Mittel, um eine wirksame Controlle auszuüben, erklärte von Feder 
die Bestimmung, die Zusammenberufung der Stadtverordneten 
nicht von der leitenden Person in der Gemeinde, sondern von 
dem gesetzmässig dazu berufenen Organ, nämlich dem Stadtver- 
ordnetenvorstand, abhängen zu lassen. Letzterem wären daher 
auch weitergehende Befugnisse einzuräumen, da seine bisherigen 
meist bedeutungslose seien. 

Die Commission von 1880 trat jedoch dieser Auffassung 
nicht bei, besonders deshalb, weil in den Städten der Städteord- 
nung die nötige Selbständigkeit des Bürgerausschusses, die ihm 
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an sich schon seine dem Stadtrat überlegene Zahl garantiere, 
noch durch das Zuwachsen von unabhängigen Elementen vermehrt 
werde. Sie sprach vielmehr ihre Ansicht dahin aus, dass der 
Büi'gerausschuss mit seiner bisherigen Organisation völlig in der 
Lage sei, seine Aufgaben und besonders die ControUe auszuüben. 
Die vom Abg, von Feder gerügten Mängel bezüglich der Finanz- 
controUe seien nicht etwa auf eine fehlerhafte Organisation der 
Gemeindecollegien zurückzuführen, sondern sie seien in der oft 
sehr w^enig sorgfältigen und gewissenhaften Rechnungsprüfung 
durch den Bürgerausschuss begründet. 

Trotz dieser Ansicht der Commission wurde bei der Ab- 
stimmung der Antrag von Feder und Genossen folgenden Inhalts 
angenommen: „Die controllierende Gewalt in den Stadtgemeinden 
ist den Stadtverordneten als einem selbständig beratenden und 
beschliessenden Colleg nach dem Vorbild der meisten deutschen 
Städteordnungen zu übertragen. Demgemäss sind die Befugnisse 
des Stadtverordnetenvorstands entsprechend zu erweitern." 

Auf dem Städtetag dagegen wurde ein von Mannheim ge- 
stellter Antrag desselben Inhalts von der Mehrheit abgelehnt. 

Denselben Standpunkt nahm die Regierung 1884 ein ; sie 
konnte sich nicht überzeugen, dass durch die bisherige Organisation 
des Bürgerausschusses eine genaue ControUe verhindert werde. 
Sie war aber der Ansicht, der auch die Commission beitrat, dass 
eine Verbesserung bezüglich der Stellung der Stadtverordneten 
auf dem Boden der bestehenden Städteordnung und unter grund- 
sätzlicher Beibehaltung der Vereinigung von Stadtrat und Stadtver- 
ordneten zu erstreben und zu erreichen sei. Daher beantragte 
sie vor allem erleichterte Möglichkeit für Stadtverordnete, Initia- 
tivanträge zu stellen (§44 Absatz 3 und 4); ferner Verpflichtung 
des Stadtrats zur Berichterstattung an den Bürgerausschuss über 
den Vollzug der Beschlüsse des letzteren. (§ 56 b); ferner Ver- 
wendung von mindestens einem Stadtverordneten in die neu zu 
gründende Commission zur Ueberwachung des Kassen- und Rech- 
nungswesens (§ 19 b) ; dann Bestellung eines ständigen Stellvertreters 
für den Obmann des Bürgerausschusses; und die Bestimmung, 
dass Oberbürgermeister und Obmann jeweils kraft Gesetzes Mit- 
glieder der gemischten Commission sein sollten. (§ 43). Schliesslich 
sollte, wenn im Bürgerausschuss über Beschwerden gegen 
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Oberbargermeistery Borgenneister oder Stadtrat yerbandelt würde, 
der Obmann des Stadtverordnetenvorstands den Vorsitz fahren 

(§ 44). 

Anf Wnnsch des Präsidenten warde aacb aber den betreffenden 
Antrag auf Trennung der Stadtverordneten vom Stadtrat aas von 
Feders Motion, die dem Hans gedruckt vorlag, abgestimmt; der- 
selbe wnrde aber abgelehnt, nnd die verschiedenen Anti'äge der 
Begierang angenommen. Dieses Gesetz i) vom 16. Jani 1884 die 
Städteordnang betreffend, trat mit seiner Yerkändigang in Wirk- 
samkeit. 

Unterabteilung III. 

Die EinfOhrung der wahlberechtigten Einwohner. 

A) Yenuilassang. 

§ 37. Dia BerechtigHRg der Niehtbiinier nr TeilimhM 

an der Saaeindevertrehiiig ia Verhältnis n ihrer Beitragspilicht n den 

Oaaeindebedurfhissen. 

I. Für die nicht unter der Städteordnung stehenden Gemeinden 
wurde die Aufbringung des Gemeindeaufwands neu geregelt durch 
Gesetz vom 24. Februar 1879 2). Dadurch wurden die Voraus- 
beiträge der Bärger und der ihnen Gleichgestellten abgeschafft, 
und eine stärkere Belastung des Bürgernutzens zugelassen, ausser- 
dem aber für alle Einwohner das System der Gebühren d. h. der 
Beiträge nach Massgabe des besonderen Nutzens, und ein beson- 
deres Deckungsverfahren für die sogenannten Socialausgaben ein- 
geführt. Durch dasselbe Gesetz wurden auch die einen persönlichen 
Charakter tragenden Erwerb- und Kapitalrentensteuern in die Ge- 
meindebesteueruug überführt. Dabei fühlte man aber, dass man 
den Nichtbürgern, die man jetzt wieder mit neuen, empfindlichen 
Belastungen beschwerte, doch eine wirksamere Vertretung ihrer 
Interessen einräumen müsse, um sich nicht den Vorwurf grober 
Ungerechtigkeit zuzuziehen. Der bisherige Ausschuss der staats- 
bürgerlichen Einwohner und Ausmärker hatte sich als eine allzu- 
beschränkte Concession erwiesen. 



1) Ges. u. Verordnungsblatt 1884 No. 24 S. 233. 

2) Ges. u. Veromnungsbl. 1879 No. 8 S. 71. 
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II. Diese Vertretung wurde daher in den §§ 92 — 94 des 
Gesetzes von 1879 neu geregelt. Nach § 92 trat dem Gemeinde- 
rat und der Gemeindeversammlung bezw. dem Bürgerausschuss je 
ein gewählter Vertreter der umlagepflichtigen Einwohner der Ge- 
meinde, welche in derselben das Bürgerrecht nicht besassen, und 
der Ausmärker bei, wenn es sich um die Beratung von Gegen- 
ständen handelte, welche von Einfluss auf die von ihnen zu ent- 
richtenden Umlagen waren. Ebenso konnte die Staatsbehörde den 
Beizug dieser Vertreter anordnen zur Beratung von Gegenständen, 
welche auf die Erhebung von Umlagen in einer Gemeinde von 
Einfluss waren, sofern die Beschlussfassung der staatlichen Ge- 
nehmigung unterlag. Wenn das beitragspflichtige Steuerkapital der 
staatsbürgerlichen Einwohner oder Ausmärker mindestens ein Fünftel 
des gesammten umlagepflichtigen Steuerkapital betrug, so erhöhte 
sich die Zahl der Vertreter der Betreffenden auf zwei. 

Diese Vertreter wurden alle drei Jahre unmittelbar nach 
der Erneuerung des Gemeinderats durch die betreffenden Steuer- 
pflichtigen gewählt; dabei fiel auf 5000 Mark Steuerkapital und 
weniger eine Wahlstimme. Für je weitere 5000 Mark Steuer- 
kapital wurde dem Steuerpfliclitioen eine weitere Wahlstiraiiie 
eingeräumt. Diese derart bevorzugten Wähler durften jedoch den 
übrigen Wählern gegenüber zusammen nicht mehr als die Hälfte 
der Stimmen aller Wahlberechtigten fuhren. Vertretung oder 
Einsendung eines Wahlvorschlags des Wahlberechtigten war zu- 
lässig. Bei der Wahl entschied die relative Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Wählbar war jeder Staatsbürger, der auch in 
den Gemeinderat wählbar war. 

Dieselbe Stellung wie diese Vei treter genoss jeder einzelne 
Gemeindesteuerpflichtigtj, der mindestens den fünften Teil des 
gesammten umlagepflicbtigen Steuerkapitals der Gemeinde besass. 
Wenn derselbe in den Gemeinderat wählbar war, konnte er dieses 
Recht persönlich ausüben; sonst musste er sich durch einen dazu 
befähigten Stellvertreter vertreten lassen (§ 93). Diese Vertreter 
und die ihnen Gleichgestellten hatten wie die Gemeinderäte volles 
Stimmrecht; sie konnten von allen in Frage kommenden Akten 
und Urkunden Einsicht begehren und waren zur Ausführung des 
Rekurses hinsichtlich einzelner Beschlüs&e der Gemeindebehörden 
berechtigt. 
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Die Verwalter des Domänenfiskiis, der Standes- und Grund- 
herren, sowie der über einen oder mehrere Bezirke sich erstreckenden 
Stiftungen, femer alle Diejenigen, welche mit einem Stenerkapital 
von mindestens 50,000 Mark zur Gemeinde umlagepflichtig waren, 
waren zur Beratung des Voranschlags auch dann einzuladen, 
wenn ihnen ein Stimmrecht gemäss §§ 92 und 93 nicht zustand 
beziehungsweise übertragen war, jedoch nur unter der Voraus- 
setzung, dass überhaupt eine Umlage zu beschliessen war. Sie 
waren in diesem Fall mit ihren Einwendungen zu hören und 
konnten solche schriftlich dem Voranschlag anschliessen (§ 94). 

in. Es zeigte sich jedoch bald, dass diese im Jahr 1879 den 
staatsbüi-gerlichen Einwohnern und Ausmärkem eingeräumte Ver- 
tretung eine ungenügende war. Als man daran dachte, die Ein- 
kommensteuer in die Gemeindebesteuerung zu überfuhren, was 
auch durch Gesetz ^) vom 2. Mai 1886 geschah, da lief eine statt- 
liche Anzahl von Petitionen bei dem Landtag ein. Die staats- 
bürgerlichen Einwohner von 31 Gemeinden beklagten sich darin 
über das Missverhältnis zwischen der Höhe ihres Beizugs und der 
ihnen eingeräumten Teilnahme an der Gemeindeverwaltung. Sie 
verlangten entweder : 

1) eine Ermässigung der Belastung mit Gemeindeumlagen ; 
oder 

2) Verleihung des aktiven und passiven Wahlrechts; oder 

3) dass die Gesetzgebung das fehlende Mittelglied zwischen 
Städteordnung und kleinen Gemeinden schaffe; 

oder endlich dass eine vollständige Einfuhrung der Einwohner- 
geraeinde stattfinde* 

Hinsichtlich der ersten Forderung wurde zur Tagesordnung 
übergegangen, bezüglich der andern dagegen anerkannt, dass unter 
Umständen eine gesetzliche Änderung nötig sein könne, wozu aber 
vorerst noch amtliche Erhebungen anzustellen seien. In diesem 
Sinn wurden die Petitionen der Regierung von der ersten Kammer 
zur Berücksichtigung, von der zweiten zur Kenntnisnahme über- 
wiesen, von beiden aber im Sinn einer thunlichst vorsichtigen 
Behandlung dieser wichtigen Sache. 



1) Ges.- und Verordgsbl. 1886 Nn, 23. S. 199. 
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IV. Im Jahr 1886 befasste sich nun die Regierung näher mit 
diesen Verhältnissen gelegentlich der Beratung des Gesetzentwurfes 
betreffend die Abänderung der Gemeinde-Ordnung bezüglich der 
Aufbringung des Gemeindeaufwands. Sie sprach sich damals in den 
Motiven folgendermassen darüber aus: „Bei dem engen Zusammen- 
hang zwischen Steuerlast und Rechten zur Teilnahme an der Ge- 
meindeverwaltung hat die Regierung erwogen, ob nicht bei diesem 
Anlass die in der Gemeindeordnung § 92 den niclit bürgerlichen Ein- 
wohnern eingeräumten, zur Ausübung eines erheblichen Einflusses 
auf die Gemeindeverwaltung erfahrungsgemäss nicht zureichenden 
Rechte zu erweitern seien. Sie hat jedoch von einem derartigen 
Vorschlag Umgang genommen, weil die Sache einer besonderen 
und umfassenderen Behandlung bedarf. Die Regierung glaubt, dass 
die Frage der Erweiterung des Krdses der an der Gemeindever- 
waltung und Vertretung beteiligten Personen, sei es durch Er- 
leichterung der Einführung der Städteordnung, sei es durch Ände- 
rungen des Bürgerrechts in der Richtung der Minderung der Voraus- 
setzungen für Erlangung des Bürgerrechts — Änderungen, die 
übrigens nicht ohne Einfluss auf die Gemeindeverfassung werden 
bleiben können — auch bezüglich derjenigen Gemeinden, die der 
Gemeindeordnnng unterstehen, einer baldigen Lösung unterzogen 
werden sollte, und hat seither diesen Gegenstand nicht ausser Augen 
gelassen. Der Lösung dieser wichtigen und wegen der Rückwirkung 
auf die Gemeindeverfassung und das Bürgerrechtsgenussverhältnis 
nicht so einfachen Frage sollte durch Aenderung des § 92 Gemeinde- 
. Ordnung jetzt nicht vorgegriffen werden." 

Die Regierung hatte dann ausgedehnte Erhebungen gemacht 
über das Verhältnis der Zahl der Nichtbürger und der Höhe ihrer 
Steuerkapitalien zur Zahl der Bürger und der Höhe der Steuer- 
kapitalieu derselben. Sie fand, dass in vielen Städten bis unter 
zweitausend Einwohner herab die Nichtbürger durch starke Prozent- 
sätze vertreten waren und ebenso bedeutende Steuerkapitalien be- 
sassen. Zur Veranschaulichung wollen Avir einzelne von den Er- 
hebungen der Regierung hier anführen, wie wir sie im Commissions- 
bericht zusammengestellt finden : 

Gesammtzahl der badischen Gemeinden : 1582. 
I. Städte der Städteordnung: 9« 
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; Stadt- 
'Ludgad. 

n. Gemeinden mit 4000 Einw. n. mehr ' 10 
DL „ , 3000 , „ „ ; 

IV. , , 2000 , „ , ! 

V. „ , 1000 , „ „ • 

VI- ri n 800 „ „ „ 

vn. „ „ 500 , „ „ 



17 

27 

40 

2 

2 



! Zu. 
geaend. I saminen. 



4 

9 

53 

264 

134 

334 



14 

26 

80 

304 

136 

336 



n— vn. 



98 



I 



798 



896 



Daron sind znr Zeit nmlage&ei: 

Städte 6 

Landgemeinden mit über 

2000 Einwohner ... 7 

mit über 1000 Einwohner 26 

mit über 500 „ 31 

Zusammen 70 
(4. Beil.-Heft. Kammerrerhandlimgai 1889,^ Seite 364.) 

Von den 10 der Städteordnung nicht unterstehenden Städten 
mit über 4000 Einwohnern übertraf in 5 die Zahl der stimmbe- 
rechtigten Nichtbürger jene der Bürger; aber auch in den andern 
5 sank der Prozentsatz der Nichtbürger nicht unter 25% herab. 

Von den 17 Städten mit über 3000 Einwohnern überwog in 
5 die Zahl der stimmberechtigten Nichtbürger, in 4 stand sie der 
Zahl der stimmberechtigten Bürger nahezu gleich, in 4 betrug sie 
noch über 25 o/o, in den übrigen 4 sank sie bis zu 10% herab. 

In den 19 Städten mit über 2000 Einwohnern überwog in 10 
die Zahl der stimmberechtigten Nichtbürger ; in 5 betrug sie noch 
über 25 % ; in den übrigen 4 sank sie bis auf 7 % herab. 

Von den 8 Städten nnter 2000 Einwohnern stand in 5 die 
Zahl der stimmberechtigten Nichtbürger gleich der der stimmbe- 
rechtigten Bürger; in den übrigen sank sie bis auf 12%. 

Von den 19 Landgemeinden mit über 2000 Einwohnern über- 
wog in 4 die Zahl der Nichtbürger; in 2 betrug sie über 40%; 
in 7 zwischen 25% und 10%; in 5 über 5%; in 1 4%. 

Bezüglich der Gemeinden unter zweitausend Einwohnern 
lagen solche Erhebungen nicht vor. Allein man kam zu annähernd 
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entsprechenden Resultaten, wenn man die Zahl der anwesenden 
Bürger, worunter jedoch auch die nicht stimmberechtigten waren, 
mit der Zahl der Reichstagswähler verglich (4. Beilageheft S. 362). 
Nach den für die Orte mit über zweitausend Einwohnern 
vorhandenen Nachweisungen überwog das Gesammtsteuerkapital 
der vollberechtigten Bürger durchschnittlich jenes der sonstigen 
stimmberechtigten Einwohner erheblich. Das Gegenteil war jedoch 
der Fall in folgenden: 



Stadtgemeinden: 



Gesammtsteuerkapital in % 


der Bürger 


der Nichtbttrger 

mit angeborenem 

Biirfferrecht. 


der übrigen Ein- 
wohner. 


31,2 


1,4 


67,4 


24,3 


0,4 


75,3 


48,4 


0,3 


51,3 


48,7 


0,3 


51,0 


46,0 


1,5 


52,5 


45,8 


0,4 


53,8 


28,8 


1,5 


69,7 


35,2 


0,2 


64,6 


16,ü 


0,4 


83,0 


52,0 


0,6 . 


47.0 


50,4 


0,0 


49,6 


53,3 


1,6 


45,1 


56,4 


0,5 


43,1 


55,5 


2,6 


41,9 


55,9 


0,9 


43,2 


50,9. 


3,5 


45,6 



Lörrach 

Donaueschingen . . 
Waldshut .... 

Zell i. W 

Triberg 

Schönau i. W. . . . 
Landgemeinden: 
Neuenheim .... 
Stetten a. L. . . . 
St. Blasien .... 
Nahezu Gleichgewicht war 

Torhanden in: 
Waldkirch 
Säckingen 
Mosbach . 
Ächern . 
Schopfheim 
Gernsbach 
Stadt Kehl 



(4. Beilageheft Seite 364.) 
Alle diese Daten zeigen, dass infolge derselben Gründe, die 
im Jahr 1874 die Einführung der Städteordnung für die grössten 
Städte veranlasst hatten, sich auch in den andern Gemeinwesen 
im Lauf der Zeit eine Umgestaltung des persönlichen Elements 
vollzogen hatte. Schon damals schien es der Regierung zweifel- 
haft, ob nidht auch bald- in andern Gemeinden, besonders von 
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städtiscliem Charakter und in verkehrsreicher Lage, dieselbe Um- 
gestaltung eintreten würde, die in den grössten Städten zur Ein- 
tührung der Einwohnergemeinde veranlasst hatte. Deshalb stellte 
man damals den andern Städten die Annahme der Städteordnung 
nicht nur frei, sondern räumte ihnen sogar noch Erleichterungen 
dabei ein. Pass davon fast gar kein Gebrauch gemacht worden 
war, haben wir schon oben constatiert Vor allem machte sich 
jetzt die Zahl der stimmberechtigten Nichtbürger in den grösseren 
Städten geltend. Aber auch in weniger grossen Gemeinden mit 
entwickelter Industrie und Gewerbe, zahlreichen Beamten etc., 
wozu auch noch die Verkehrslage sehr inbetracht kam. war die 
Zahl der staatsbürgerlichen Einwohner noch sehr oft eine recht 
beträchtliche. Ferner war in Anschlag zu bringen, dass das Ge- 
meindebürgerrecht, nachdem, wie wir oben bei Einführung der 
Städteordnung gezeigt haben, eine Reihe von Befugnissen davon 
gelöst waren, durchaus nicht mehr sehr begehrenswert erschien. 
In folgenden Gemeinden von zweitausend Einwohnern und mehr 
w^aren die Ziffern derer, die nach § 7a der Städteordnung stimm- 
berechtigte Bürger waren, aber das Bürgerrecht nicht angetreten 
halten, erheblich: 



Städte: 

OfFenburg . . 
Weinheim . . 
Rastatt . . . 
Durlach . . . 
Lörrach . . . 
Ettlingen . . 
Furtwangen 
Wertheim . . 
Donaueschingen 
Ladenburg . . 
Müllheim . . 
Breisach . . . 
Gernsbach . . 
Landgemeinden 
Käferthal . . 
Wehr .... 
Handschusheim 







darnnter 


anwes. Bürger. 


son-stige 
Stimmberechtigte 


angeborenes 
Bürgerrecht. 


482 


789 


34 


1128 


512 


118 


497 


541 


64 


874 


661 


57 


230 


980 


59 


546 


563 


80 


271 


823 


68 


294 


303 


107 


276 


405 


45 


445 


198 


61 


293 


266 


72 


102 


150 


42 


235 


274 


30 


521 


584 


40 


354 


269 


80 


474 


106 


38 



Auch in Landgemeinden mit nnter zweitausend Einwohnern 
fand sich ausnahmsweise eine erhebliche Enthaltung vom Bürger- 
recht da vor, wo entweder das Einkanfsgeld sehr hoch, oder der 
Bürgernutzen wenig rentabel war. (4. Beilageheft Seite 363). 

Diese Zahlen bewiesen, dass die alte Bürgergemeinde ihrem 
Verfall entgegen gieng. Durchbrochen war sie ja bereits auf 
zwei wichtigen Gebieten, dem Schul- und Armenwesen, wo den 
staatsbürgerlichen Einwohnern eine bedeutende Mitwirkung ein- 
geräumt war. 

V. Dem Landtag 1889/90 lagen zahlreich unterschriebene 
Petitionen der staatsbürgerlichen Einwohner aus 49 Gemeinden 
vor, die meistens für sich Einräumung derselben Wahlrechte, wie 
sie den Gemeindebürgern zustanden, verlangten, wodurch das Recht 
auf den Bürgernutzen in keiner Weise berührt werden sollte. 
Diese Petitionen giengen auch an die erste Kammer, und ihr 
Commissionsberichterstatter, Geh. Eef. Haas stand denselben wohl- 
wollend gegenüber und empfahl der Pegierung eine Reform des 
Bürgerrechtsgesetzes in diesem Sinn. Auch an die Regierung 
waren Petitionen gleichen Inhalts gekommen und sie schienen den 
äusseren Anlass zur Einbringung eines abändernden Gesetzes ge- 
geben zu haben. 

Von Interesse dürfte es sein, die Steuerkapitalien der staats- 
bürgerlichen Einwohner dieser 49 Gemeinden mit jenen der Orts- 
bürger zu vergleichen, was durch Hinweis auf die folgenden 
Tabellen geschehen möge: 



- 144 — 



ja 
N 
e 

o 


Ein- 
wohn- 
er74ih] 


Gemeinden 


Zah 
Umlage 

Orts- 
bürger 


1 der 
;pflicht 

Nicht- 
bttrger 


Durc 
deckend 

Orts- 
bttrgerü 

Ji 


ii Umlage tn 
ler Gemeindeanf- 
nrand von 

Nicht- Sonttigen 

bürgern (Ausmärk.) 

M Ml 


Eingereicht too 


1 


7754 


OfFenbnrg 


537 


1753 


44172 


23871 


21882 


Anssclinss der , 


2 


7655 


Darlach 


809 


425 


— 


— 


— 


nichtbürg. Ew. 


3 


7596 


Weinhelm 


1099 


456 


— 


— 


— 


43 nichtb. Ew. 


4 


6199 


Ettlingen 


532 


833 


28218 


20958 


17427 


103 „ 


5 


5283 


Neckarau 


— 


— 


— 


— 


— 


107 „ 


6 


4943 


Schwetzing. 


640 


400 


— 


Vs 


— 


203 , „ 


7 


4858 


Eberbach 


850 


600 


24160 


6220 


6520 




8 


4007 


Überlingen 


— 





18522 


8954 


5582 




9 


3932 


Bretten 


580 


253 


23960 


6200 


5100 


Ansschnss der 


10 


3718 


Emmending. 


— 


— 


14677 


14647 


10911 


nichtbärgerl. 


11 


8660 


Werthein) 


— 




15543 


11439 


10480 


EinwoLner. 


12 


3518 


Donauesch. 


290 


748 


12822 


18902 


29441 




18 


3426 


Mosbach 


— 




10300 


8850 


7800 




14 


3318 


Wiesloch 


— 


— 


— 


— 


— 


Vertr. d. nichtb. 


15 


3267 


Ladenburg 


— 


— 


17398 


4300 


17571 


Aussch. d. nichtb 


16 


3106 


Altbreisach 


446 


627 


9735 


7550 


3158 


n n " 


17 


3104 


Btthl 


423 


177 


14000 


12000 


5000 


40 nicbtb. Ew. 


18 


3071 


Achern 


387 


605 


15412 


10848 





175 „ . 


19 


2892 


Sinsheim 


376 


160 


17456 


5511 


9463 


V. Achern u. Illenaii. 

Aussch. d. nichtb. 


20 


2892 


Zell i, W. 


— 


— 


— 


— 


— 


fl » n 


21 


2890 


Handschus- 
heim 


(45) 


(20) 


— 


v* 


V4 


49 nichtb. Ew. 


22 


2733 


Schopfheim 


163 


628 


22500 


23400 


11400 


Aossch. d. nicbtb 


23 


2663 


Gunsbach 


— 


— 


— 


— 


— 


47 nichtb. Ew. 


24 


2608 


Waldshut 


— 


— 


16771 


20159 


— 


89 „ , 


25 


2542 


Gengenbach 


— 


— 


— 


Vs 


— 


Anssch. d. nichtb 


26 


2467 


Kenzingen 


iL Bei 


lagehefl 


i Seite 31 


)2— 95.) 


" 


18 nichtb. Ew. 
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ä 

o 


Ein- 
wohn- 
erzahl 


Gemeinden 


Zahl 
Umlag« 

Orts- 
bürger 


der 
ipflicht 

Nicht- 
bftrger 


Dnr( 
deckend 

Orts- 
bürgern 


;h Umlag 
ler Gerne 
wand VOI 
Nicht- 
bürgern 


e zu 
indeauf- 

1 

Sonstigen 
(Ausmärk.) 


Eingereicht von 


27 


2462 


Triberg 


183 


388 


— 







Aasschuss der 


28 


2459 


Pfullendorf 


290 


212 


8816 


3300 


3384 


nichtbürg. Ew. 


29 


2436 


Nenenheim 


158 


129 


— 


'U 


— 


Vertr. d. Staatsb. 


30 


2397 


St. Georgen 














31 


2335 


i. Seh. 
Radülizell 


192 


141 
292 


— 


3724 


— 


1 Ansschnss der 
) nicbtbürjrerl. 


32 


2186 


Statten i. W. 


V3 


Vs 


6074 


6935 


3885 


j Einwohner. 


38 


2095 


Hornberg 








— 


— 


— 


39 nichtb. Ew. 


34 


2065 


Singen bei 














35 


2027 


Konstanz 
Messkirch 


(10 
326 


5) 
150 


13402 


3673 


3728 


Ausschuss der 
• nichtbürgerl. 


36 


1865 


Neckar gemd. 


— 


— 


— 


— 


— 


1 Einwohner. 


37 


1820 


Staufen 


— 


— 


11000 


4500 


3000 


32 nichtb. Ew. 


38 


1794 


Markdorf 


— 


— 


10443 


9267 


2448 


8 nichtb. Ew. 


39 
40 


1756 
1744 


Todtnau 
Meersburg 


275 
240 


270 
130 


1 15000 

"9058 


11500 
6087 


a730 


Ausschuss der 
nichtbürgerl. 
Einwohner. 


41 


1432 


Neokar- 
bischofsbeim 




_ 




_ 





Vertr. d. nichtb. 


42 


1584 


Kandern 


128 


207 


— 


— 


— 


9 nichtb. Ew. 


43 


1424 


Bappenan 


— 


— 


— 


— 


— 


40 nichtb. Ew. 


44 


1301 


Scbönan i.W. 


163 


276 


4590 


2779 


6703 


Aussch. d. nichtb. 


45 


1054 


Dürrheim 


— 


— 


61% 


22,50/0 


16,5«/o 


57 nichtb. Ew. 


46 
47 


1047 
1046 


Neckarelz 
Gerlacbs- 
heim 












Ausschuss der 
nichtbürgerl. 
Einwohner. 


48 


863 


Immenstaad 


— 




4044 


772 


301 


8 nichtb. Ew. 


49 


451 


Salem 


11 


30 


8«/o 


220/0 


700/0 


Vertr. d. nichtb. 
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B) Die Abänderung üer Gemeindeordnung durch das Gesetz von 1890. 
§ 38. Atlaemeines. 

I. So enthielt denn der 1890 vorgelegte Entwurf folgende 
Aenderungen : 

1) Ausdehnung des Rechts und der Pflicht zur Teilnahme 
an der Gemeindeverwaltung und Vertretung auf alle Reichsange- 
hörigen, bei welchen die in der Städteordnung für Erlangung 
und Ausübung des Bürgerrechts bezeichneten Voraussetzungen 
zutreit'en ; 

2) Aenderung der Klasseneinteilung für die Wahl des Bürgeraus- 
schusses gemäss der in der Städteordnung festgesetzten Abgrenzung ; 

3) Wahl des Bürgermeisters und Gemeinderats durch den 
Bürgei ausöchuss ; 

4) Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters auf 9 
Jahre. 

II. Die Commission war einstimmig der Ansicht, dass der 
richtige A\'ee:, den die Gesetzgebung einzuschlagen habe, nur der 
sein könne, dass neben dem Fortbestand der alten Bürgergemeinde 
den staatsbürgerlichen Einwohnern lediglich eine einflussreichere 
Teilnahme an der Gemeindeverwaltung einzuräumen sei. Die grosse 
Mehrheit der Commission w^ar für eine durchgreifende Abänderung 
der Gemeindeordnung. Eine ganz verschwindende Minderheit da- 
gegen, die nur 2 Mitglieder zählte, wollte sich nur darauf beschränken, 
den staatsbürgerlichen Einwohnern gleiches Wahlrecht mit den 
Gemeindebürgern zu verleihen, und kam damit den Wünschen der 
Petenten nach. Dagegen sprach sie sich aus Prinzip gegen eine 
Aenderung der bisherigen Wahlarten und gegen eine Beschränkung 
der den Bürgern bisher zugestandenen Rechte aus. Sie verwarf 
daher den ganzen eingebrachten Entwurf, ohne aber von sich aus 
auf eine blosse Einräumung der Wahlrechte an die staatsbürger- 
lichen Einwohner anzutragen. 

III. Erhebliche Schwierigkeiten schien es zu machen, die 
richtige Grenzlinie zu finden zwischen den Gemeinden, die jener 
Abänderung bedurften, und denjenigen, die sie entbehren konnten. 
Der Regierungsentwurf wollte die Aenderungen angewandt wissen 
auf alle nicht unter die Städteordnung fallenden Städte und Land- 
gemeinden, die nach dem Ergebnis der letzten Volkszählung 
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tausend Einwohner erreicht hatten, oder noch erreichen würden. 
Die Regierung legte diesen festen Massstab der amtlichen Be- 
völkerungsziffer zu Grund in der Erwägung, dass bei dem 
herrschenden Prinzip der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit in 
allen Gemeinden von einer gewissen Grösse mehr oder minder 
die Voraussetzungen zur Beteiligung des staatsbürgerlichen Elements 
an der Gemeindeverwaltung vorlägen. Bei Gegenden von geringerer 
Einwohnerzahl glaubte sie wegen des dort vorherrschenden länd- 
lichen Charakters ein Bedürinis zur Aenderung nicht vorhanden. 

Als nächstliegender Einreibungsgrund unter das neue 
Gesetz schien allerdings der Prozentsatz, sei es der Zahl oder 
der Steuerkapitalien der staatsbürgerlichen Einwohner ^ich geltend 
zu machen. Allein bei näherer Prüfung fand man, dass die Pro- 
zentsätze bezüglich der Zahl der staatsbürgerlichen Einwohner 
im Verhältniss zur Zahl der Bürger und dann der Steuerkapitalien 
beider sich keineswegs deckten. Man hätte daher, um nicht das 
Gesetz auf eine ganz kleine Zahl von Gemeinden zu beschränken, 
Zahl und Steuerkapital gleichzeitig berücksichtigen müssen. Ausser- 
dem hat die Festsetzung eines Prozentsatzes immer etwas willkür- 
liches, und ferner wechselten die zugrundliegenden Verhältnisse 
stetig, so dass man von diesem Massstab absah. 

Die Majorität der Commission billigte den Grundsatz der 
Regierung, die Bevölkerungszahl als Einreihungsgrund anzunehmen; 
sie war aber der Ansicht, dass die Statistik nachweise, dass auch 
in Gemeinden von weniger als tausend Einwohnern die Aenderungen 
angebracht seien. Die vorliegenden 49 Petitionen staatsbürger- 
licher Einwohner stammten aus Gemeinden verschiedenster Ein- 
wohnerzahl. Ausserdem hätten von den 344 Gemeinden mit 
500 — 1000 Einwohnern eine erhebliche Zahl ausser der Landwirt- 
schaft auch Gewerbe und industrielle Betriebe. 

Nach dem Regierungsentwurf würden die Gemeinden des 
Landes — abgesehen von den 9 Städten der Städteorduung — 
künftig in 3 Arten zerfallen: 

1) 424 Stadt- und Landgemeinden neuer Ordnung; 

2) 354 Gemeinden mit Bürgerausschuss alter Ordnung; 

3) 795 Gemeinden ohne Bürgerausschuss ; 
(4. Beilageheft Seite 371). 

Die Majorität der Commission hielt eine solche Rechtsver- 
schiedenheit weder durch äussere Verhältnisse noch durch innere 
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Griid«^ für %f!füAz/itA s«T^^{Lrr«^rti<n. Naacatlkfc Mdl sie eine 
r'^T^Mthlt^diinÄrti^e fe^teiiaa^ omi ZcL*tAiidizkät des Bürgerans- 
5K'hn.^i^^ in den G-m^rinden toq l'^i^r 1MX> «ad mier 1000 
Kiagroua^»-« nitr für ?ceig!iet. die Uatei^ekkde d» alteii und 
iKiKft Rf^hU h^rv>raih*^bea. ^•ie war daher d«r AiNcht. dass 
df<^ Wirk an? »I^ Gei*etzet* .^fch anf alle diejeai^em G^meudaierstrekeD 
mWt^.^ 4ie bisher si'rhon eintfii Bärgbraas^eiiBss besassen. Eine 
Vnlf^iKnrhnn% ereab^ da^ nor in zehn i^ra^Bdea ut weniger als 
thtifhnn'\^n Einw>bneni noch ein Bdrgeran:^ischB?s bestand. Da- 
rausi ^'Mh}*i^ die (>>mnii^.>ion, dass nnter normal«! Verhältnissen 
in (ßf^mfdwlf'n von nnter fnnthnndert Einwohnen das Vorhanden- 
jifrJö Ti'in bondert wahlberechtigten Ort^^borgem — was nach §33 
der bnli'^rieren Gemeindeordnnng die Einfähmng eines Bnrgerans- 
Ächit'*:4e:* als Veilretnn^skörper bedingte — nur Ausnahme gehöre. 
iMher l>eantragte ^e ab unterste Grenze deijenigen Gemeinden, 
artf die das nene Gesetz sieh erstrecken sollte, eine Einwohnerzahl 
ron fririfhnndeit Seelen. Ausserdem sollte bestimmt werden, dass 
in df^n Gemeinden mit weniger als fünfhundert Einwohnern der 
noch l^stebende Bnrgerausschuss aufgehoben werde. In diesem 
Fall wjirden von 1582 Gemeinden 896. nämlich 98 Stadt- und 
798 Landgemeinden nnter das nene Gresetz fallen. (4. Beilageheft 
H. 373;, Die Coromission gab der Begiemng auch darin Recht, 
das5( eine Gemeinde, die fünfhundert Einwohner hatte, und später 
abnahm, nicht wieder zur alten Gemeindeordnnng zurückkehren 
mfisste. 

Von anderer Seite war verlangt worden, die Aenderung facul- 
tativ auf alle Gemeinden zu erstrecken, weil es schwer sei, die 
richtige Grenze zu finden. Dieser Antrag wurde jedoch mit der 
Motivierung abgelehnt, dass dadurch ein Drängen und Streben 
nach einer anderen Rechtsordnung zugelassen werde, das zu einer 
fortwährenden Unsicherheit der Verhältnisse führe. 

Hü wurde dann der Antrag der Majorität der Commission : 
da« Gesetz auf alle Gemeinden von mehr als fünthundertEin wohnern 
zu erstrecken, auch angenommen. (Artikel I des Gesetzes vom 
22. Juni 1890). Dazu bestimmte Artikel IV dieses Gesetzes, dass 
der J3ürgerau8schuss in den Gemeinden von weniger afs 500 Ein- 
wohnern aufzulösen sei. 
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§ 39. 6eiii9lndebiirg«r ttml wahHierecbtisto Einwofmer. 

I. Die Regierung ging bei dem Entwurf einerseits aus von 
dem Grundsatz der möglichsten Erhaltung der bestehenden Rechte, 
andrerseits anerkannte sie aber auch die Berechtigung der ge- 
äusserten Wünsche. Mit Berücksichtigung dieser zwei Momente 
wollte sie allen reichsangehörigen, männlichen Einwohnern der 
betreffenden Gemeinden, bei denen gewisse, gesetzlich bestimmte 
Voraussetzungen vorhanden waren, das aktive und passive Wahl- 
recht bei der Gen^einderats- und Bürgerausschusswahl erteilen. 
Dadurch wurde den staatsbürgerlichen Einwohnern eine gebührende 
Teilnahme an der Gemeindeverwaltung gesichert, . im Gegensatz 
zu ihrer bisherigen ungenügenden Vertretung, wie § 92 — 94 sie 
eingeräumt hatte. 

II. Das durch Autritt oder besondere Aufnahme zu erwerbende 
Gemeindebürgerrecht mit den daraus hervorgehenden Rechten, be- 
sonders der Teilnahme am Bürgernutzen und etwaigen Stiftungs- 
genüssen, sollte von dieser Aenderung nicht getroflfen werden. 
Auch von einer etwaigen Erleichterung der Aufnahmsbedingungen 
und Ermässigung oder Beseitigung des Einkaufgelds nahm man 
lieber Abstand, da dies nur zu einer Schmälerung des Bürger- 
nutzens zum Nachteil der bisher geschlossenen Zahl von Berechtigten 
geführt hätte. Die Com4nission sah in dem Bürgernutzen ein 
wirksames Mittel zur Erhaltung eines sesshaften Bürgej-tums und 
eine Schranke gegen das absolute Fortschreiten der Mittellosigkeit 
des Einzelnen. 

Einige Zahlen aus den Erhebungen, welche die Regierung 
1874 gemacht hatte, mögen uns Aufschluss geben über die Be- 
deutung des Bürgernutzens : Von den 1584 Gemeinden: des Landes 
besasseu 1256 einen Bürgernutzen, an dessen Erträgnissen von 
309069 Haushaltungen 190818 Haushaltungen beteiligt waren. 
Der Gesammtwert der jährlichen Nutzungen wurde zu 9067443 M. 
berechnet. Der höchste Wert einer Nutzung betrug 337 M. 24 Pf. 
In mehr als der Hj^lfte der Gemeinden mit Bürgernutzen über- 
stieg der Anschlag der einzelnen Gaben den Betrag von 40 M. 
nicht, in 92 Gemeinden wurden jedoch Beträge von 100 M. und 
mehr, und in 16 Gemeinden von 200 M. und mehr bezogen. (4 

Beibtgeheft Seite 368). 

11 
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Der Umstand, dass nur Bruchsal und Lahr die Städteord- 
uung angenommen hatten, zeigte deutlich, dass die Aufliebung 
des Bürgernutzens und der rasche Übergang zu einer völlig neuen 
Rechtsordnung, der Einwohnergemeinde, der Entwicklung der Ver- 
hältnisse nicht entsprach. Man war nicht geneigt, die staatsbür- 
.gerlichen Einwohner ohne Zwang den Altbürgern gleich zu stellen, 
da es ihnen ja freistand, das Bürgerrecht zu erwerben. Ausser- 
dem scheute man sich wohl auch, durch die Einwohnergemeinde 
eine neue Organisation der Gemeindeverwaltung herbeizuführen, 
die sich besonders in der Art der Bestellung der Gemeindebeam- 
ten geäussert hätte. 

Durch die Vorschläge der Regierung wurde auch im Prinzip 
den Petitionen von 41 Gemeinden entsprochen, welche Gleich- 
stellung der staatsbürgerlichen Einwohner mit den Gemeindebür- 
gern lediglich inbezug auf Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
verlangten. 

ni. Die Voraussetzungen nun, an welche die Verleihung 
des Wahlrechts an die nichtbürgerlichen Einwohner geknüpft 
wurde, unter denen sie also sogenannte wahlberechtigte Einwohner 
wurden, waren ganz dieselben, wie diejenigen, von denen nach 
§ 7a der Städteordnung die Erwerbung der Eigenschaft als Stadt- 
bürger abhängig gemacht war. Man konnte diese Voraussetzungen 
um so eher auch hier verlangen, als sie sich dort gut bewährt 
hatten. Der Gemeindebürger freilich wurde bereits nach § 10 
Ziffer 3 des Bürgerrechtsgesetzes schon mit dem 25. Lebensjahr 
stimmberechtigt ; man überlegte daher in der Commission, ob diese 
Altersgrenze nicht auch für die wahlberechtigten Einwohner gelten 
solle. Da aber der Gemeindebürger schwerere Bedingungen zu 
erfüllen hatte, ferner der ünterstützungswohnsitz erst mit dem 
26. Lebensjahr erworben wurde, und ausserdem höheres Alter 
und längerer Aufenthalt in einer Gemeinde nach ihrer Ansicht 
Sesshaftigkeit und Anhänglichkeit an den Gemeindeverband besser 
verbürgten, so erklärte sie sich mit der Forderung des zurück- 
gelegten 26. Lebensjahres einverstanden. Ebenso wie in der 
Städteordnung (§ 7 b) wurde hier dem Bürgerausschuss die Befugnis 
erteilt, eventuell von der zweijährigen Dauer der verschiedenen 
Voraussetzungen zu dispensieren (§ 9 a letzter Absatz). 

Was das Ruhen des Wahlrechts betrifft, so galt hier bisher 
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für die Gemeindebürger § 70 Bürgerrechtsgesetz, der als Gründe 
des Ruhens Ortsabwesenheit, Entmündigung und Mundtotmachung 
sowie Unterstützung aus öflfentlichen Kassen oder Lokalanstalten 
anführt. In dem neuen Gesetz wurden dieselben Gründe ange- 
führt, die auch das Stadtbürgerrecht ruhen machten (§ 7 d Städte- 
ordnung), und ihnen als weiterer Grund noch gerichtliche Verur- 
teilung wegen Diebstahl, Unterschlagung, Fälschung und Betrug 
innerhalb der letzten 5 Jahre beigefügt (§ 9 b). Diese Bestimmungen 
galten für alle Wahlberechtigten ; also auch für die Gemeindebürger, 
die demnach bezüglich des Wahlrechts strengeren Bedingungen 
unterworfen wurden als früher. Ferner wurden speziell für das 
Wahlrecht der Gemeindebürger noch folgende Gründe des Ruhens 
aufgestellt: 

1) Mangel eines Wohnsitzes in der Gemeinde; 

2) keine Verpflichtung zur Errichtung einer ordentlichen 
direkten Staatssteuer im Grossherzogtum; 

3) Bezug einer Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln, 
den Fall vorübergehenden Unglücks ausgenommen; 

4) keine Entrichtung der an die Gemeinde im laufenden oder 
vorhergehenden Jahr geschuldeten Abgaben nach durchgeführtem 
Betreibungsverfahren (§ 9 b letzter Absatz). 

Die Gemeindebürger waren den übrigen Einwohnern gegen- 
über immer noch insoweit im Vorteil, als letztere durch Aufgabe 
des Wohnsitzes, Wegfall der Staatssteuer oder Umlagepflicht das 
Wahlrecht sofort und so lange verloren, als sie nicht von neuem 
die Voraussetzungen des § 9 a seit 2 Jahren erfüllt hatten. Der 
Grund dieser Unterscheidung lag darin, dass alte Einrichtungen 
möglichst geschont werden sollten, andrerseits aber wollte man 
doch den Nachweis der Sesshaftigkeit nicht zu sehr erleichtern. 
Gegebenen Falles konnte man ja, um Härten abzuhelfen, von dem 
eingeräumten Recht des Dispenses Gebrauch machen. 



§ 40. Der Bürgerausschuss, die Klasseneinteilung zu seiner Wahl, 
und seine Funiction als Wahlcolleg. 

I. Für alle Gemeinden, die unter das neue Gesetz fielen, 
"bestand neben dem Gemeinderat die Gemeindeversammlung und 
ein Bürgerausschuss. Letzterer wurde von den Gemeindebürgern 
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und den wahlberechtigten Einwohnern gewählt (§ 9 des Gesetzes). 
Die frühere Bezeichnung „Ortsbürger" und „Bürger" wurde durch 
„Genieindebürger" ersetzt; diesen wurden dann die „wahlberech- 
tigten Einwohner" gegenübergestellt, worunter auch diejenigen 
inbegriffen waren, die zwar ein angeborenes Bürgeirecht besassen, 
es aber nicht angetreten hatten. 

II. Bisher waren in den Gemeinden von hundert und mehr 
Bürgern, welche einen Bürgerausschuss zu wählen hatten, die 
Wahlberechtigten zu diesem Zweck nach Massgabe der in dem 
Gemeindesteuerkataster enthaltenen Steuerkapitalieu in drei Klassen 
geteilt, wovon die erste Klasse aus den Höchstbesteuerten bestand 
und ein Sechstel der Steuerpflichtigen umfasste; die zweite Klasse 
war aus den Mittelbesteuerten mit zwei Sechsteln, die dritte aus 
den Niederstbesteuerten mit den übrigen drei Sechsteln der Steuer- 
pflichtigen gebildet. (§ 35 der Gemeindeordnung von 1870.) Die 
Städteordnung von 1874 hatte versucht, sowohl die Zahl der Wahl- 
berechtigten, wie auch die Höhe ihrer Steuerkapitalien in ein 
entsprechendes Verhältnis zu setzen, und bestimmte deshalb, dass 
die erste Klasse ein Drittel der gesammten Gemeindeumlage auf- 
zubringen habe und mindestens ein Zwölftel der Bürgerschatt ent- 
halten solle, die zweite Klasse das zweite Drittel mit zwei Zwölfteln 
und die dritte Klasse das dritte Drittel und neun Zwölftel der 
Bürger. Dieser Versuch, dem Mittelstand in der zweiten Klasse 
den Schwerpunkt einzuräumen, schlug jedoch fehl, wie der Abg. 
von Feder 1879/80 bewies, was wir oben ausführlich auseinander 
gesetzt haben. 

Die Regierung schlug nun 1890 vor, von dem Erfordernis 
einer gewissen Gesammtumlage für jede Klasse abzusehen, und 
der Klasseneinteilung lediglich die Einteilung nach Köpfen in ein 
Zwölftel, zwei Zwölftel und neun Zwölftel zugrund zu legen. Sie 
wollte also diese, der Städteordnung entnommene Bestimmung auf 
alle Gemeinden über fünfhundert Einwohner ausgedehnt wissen. 
Sie konnte dies um so eher rechtfertigen, als sich ziffermässig 
herausstellte, dass das Steuerkapital der dritten Klasse zwischen 
einem Sechstel und einem Zwölftel des Gesammtsteuerkapitals 
schwankte, während die zweite Klasse in der Regel ein Drittel 
der Steuern aufbrachte, somit durch diese Einteilung die ursprüng:- 
liche Absicht des Gesetzes erreicht wurde. 
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Öie Commission räninte zwar ein, dass diese Klasseneinteilung 
in grösseren Städten sich bewährt haben möge, sprach sich aber 
dagegen aus, sie auf alle Gemeinden bis zu fünfhundert Einwohnern 
herab auszudehnen. Dazu veranlasste sie die Erwägung, dass bei 
vielen dieser Gemeinden, namentlich bei Landgemeinden, die Ver- 
hältnisse andere seien als in den Städten mit fluktuierender Be- 
völkerung. In Landgemeinden seien die Verhältnisse mehr gleich- 
artig gestaltet, so dass der Zutritt von nur wenigen staatsbürger- 
lichen Einwohnern eine solche tiefgreifende Verschiebung der 
Wählerklassen nicht rechtfertigen würde. Auch in kleineren Städten 
seien viele staatsbürgerliche Einwohner durch Grundbesitz, Ge- 
werbe und Fa^ilienbande mit der Gemeinde fester verbunden. 
Ueber diese Verschiebungen giebt uns nachstehende Tabelle Aus- 
kunft : 
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Es würden, meinte sie, durch diese CJopie 4er Städteordnung 
oft unnatürliche Verhältnisse geschaffen, und die steuerkräftigeren 
Wähler in die niedere Klasse herabgedrückt. Aus Rücksicht auf 
den Umstand, dass die Verhältnisse grösserer Gemeinden mehr 
jenen der Städte der Städteordnung glichen, dass ferner bei mitt- 
leren und kleineren Gemeinden die Prozente jener Orte, auf 
welche die Anwendung des Zwölftelsystems gerechtfertigt schien, 
sich ermässigten, je weiter die Einwohnerzahl herabsank, war 
die Commission dafür, bei Festsetzung der Klassen auf die Ein- 
wohnerzahl Rücksicht zu nehmen. Sie beantragte daher folgende 
Fassung des § 35, die auch angenommen wurde: „Für die Wahl 
des Bürgerausschusses werden die Wahlberechtigten nach Mass- 
gabe der in den Gemeindekataster gehörigen Steuerkapitalien in 
3 Klassen geteilt. Es besteht: 

1) bei Gemeinden, welche nach dem Ergebnis der letzten 
Volkszählung die Zahl von viertausend und niehr Einwohnern er- 
reicht haben oder bei einer künftigen Volkszählung erreichen, 
die erste Klasse aus den Höchstbesteuerten und umfasst das erste 
Zwölftel der Wahlberechtigten; die zweite Klasse aus den Mittel- 
besteuerten und umfasst die beiden folgenden Zwölftel; die dritte 
Klasse aus den Niederstbesteuerten und umfaäst die übrigen neun 
Zwölftel der Wahlberechtigten; 

2) bei Gemeinden, welche nach dem Ergebnis der letzten 
Volkszählung die Zahl von tausend und mehr Einwohnern erreicht 
haben, oder bei einer künftigen Volkszählung erreichen, die erste 
Klasse aus den Höchstbesteuerten und umfasst das erste Neuntel 
der Wahlberechtigten ; die zweite Klasse aus den Mittelbesteuerten 
und umfasst die folgenden zwei Neuntel, die dritte Klasse aus den 
Niederstbesteuerten und umtasst die übrigen sechs Neuntel der 
Wahlberechtigten ; 

3) in Gemeinden, welche noch vor der letzten Volkszählung 
die Zahl von fünfhundert und mehr Einwohnern erreicht haben, 
die erste Klasse aus den Höchstbesteuerten und umfasst das erste 
Sechstel der Wahlberechtigten, die zweite Klasse aus den Mittel- 
besteuerten und umfasst die folgenden zwei Sechstel, die dritte 
Klasse aus den Niederstbesteuerten und umfasst die übrigen drei 
Sechstel der Wahlberechtigten. 

Wenn bei dem Uebergang von einer zur andern Klasse 
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mehrere in gleichem Masse besteuerte Wahlberechtigte zusammen- 
treffen, so werden die nach dem Lebensjahr Aelteren vor den 
Jüngeren in die höhere Klasse eingereiht. Lässt sich die Zahl 
der Wahlberechtigten nicht durch 12, bezw. 9 oder 6 teilen, so 
werden die üebrigbleibenden der niedersten Klasse zugeteilt." 

in. Zu jeder Versammlung des Bürgerausschusses gehört 
ausser den gewählten Mitgliedern desselben auch der Gemeinderat 
(§ 43). 

IV. Die Zahl der Mitglieder des Bürgerausschusses beträgt 
ausser den dazu gehörigen Mitgliedern des Gemeinderats 

in Gemeinden bis zu 300 Wahlberechtigten 24 

von 301—500 „ 36 

„ von 501—1000 „ 48 

von 1001—1500 „ 60 

„ „ von 1501—2000 „ 72 

„ mit mehr als 2000 „ 96 (§ 33). 

Die Regierung hatte die Mindestzahl des Bürgerausschusses 

im Gegensatz zum früheren Recht auf 24 erhöht, in der Erwägung, 

dass die Zuständigkeit dieses Vertretungskörpers erheblich erweitert 

werde. 

V. Wählbar sind alle Wahlberechtigten, deren Wahlrecht 
nicht ruht, mit Ausnahme 

a) derjenigen Beamten und Mitglieder von Behörden, welchen 
die staatliche Aufsicht ilber die Gemeinden übertragen ist, 

b) der Gemeinderäte. 

Die nach Ablauf der Wahlperiode Ausscheidenden können 
wieder gewählt werden (§ 37). 

Jeder Gewählte muss die auf ihn gefallene Wahl annehmen. 
Ausgenommen sind: 

1) diejenigen, welche ihren ständigen Aufenthalt in eine 
andere Gemeinde verlegt haben, 

2) diejenigen, welche die Stelle eines Bürgermeisters, Ge- 
meinderats oder Bürgerausschussmitglieds die gesetzliche Zeit 
schon versehen haben, für die Dauer einer Wahlperiode. 

Wegen grundloser Verweigerung der Annahme der Wahl 
tritt der in § 18 a bestimmte Nachteil und das dort bestimmte 
Verfahren ein (§ 40). 

VI. Während man 1870 vom indirekten Wahlsystem für 
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Gemeinderat und Bürgermeister zum direkten zurückgekehrt war, 
hielt die Regierung es jetzt für eine notgedrungene Folge der 
Ausdehnung des Kreises der Wahlberechtigten, wieder zum indirekten 
Wahlsystem zu greifen. Demgemäss lautete § 11 des Regierungs- 
entwurfes: „Der Bürgermeister und die Gemeinderäte werden vom 
Bttrgerausschuss gewählt.'* Sie motivierte diese Rückkehr damit, 
dass die äusserst schwierige Aufgabe, die richtigen Leute für 
die verantwortungsvollen Aemter der Gemeindebeamten zu finden, 
besser in die Hand einer kleineren Zahl ruhig und sachlich denkender 
Männer gelegt sei, die ausserhalb des Parteigetriebes stünden. 
Durch das neue Gesetz würde aber in vielen Gemeinden die Zahl 
der Wähler verdoppelt oder noch mehr vergrössert, ferner gehöre 
ein grosser, oft der grösste Teil der neuen Wähler der niedersten 
Klasse an. Sie erblickte in dem etwaigen Uebergewacht dieser 
Elemente eine Gefahr für den ruhigen Gang der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Gemeinden, der sie durch indirekte Wahlen, 
deren Wirkung durch die Klasseneinteilung noch verschärft wurde, 
vorzubeugen suchte. 

Die grosse Mehrheit der Commission teilte die Ansicht der 
Regierung. Sie sah im indirekten Wahlrecht eine wirksame 
Massregel gegen Ueberstürzung bei der Wahl und betonte nament- 
lich die grössere Fähigkeit des Bürgerausschusses, geeignete, ver- 
trauenswürdige Gemeindebeamten zu finden, während die grosse 
Menge der Wähler infolge der ungleichen Interessen am Wohl der 
Gemeinde den verschiedensten Einflüssen ausgesetzt sei, bei denen 
der Eigennutz nicht die geringste Rolle spiele. Die Commission 
bemerkte weiter, in einigen Teilen des Landes hätten die direkten 
Gemeindewahlen, besondeis die des Bürgermeisters so ungesunde 
und ordnungswidrige Verhältnisse hervorgerufen, dass fast keine 
Wahl ohne Trinkgelage, Bestechungsversuche, Ehrenhändel und 
Familienzwiste vorbeigegangen sei. 

Die Minorität der Commission wollte keine weiteren gesetz- 
lichen Aenderungen zugeben, als den Petenten das bisherige Wahl- 
recht der Gemeindebürger einräumen. Sie erblickte im Regierungs- 
entwurf einen schweren Rückschritt und Eingriff in die Rechte 
der bisherigen Ortsbürger, der gegen deren und ohne der Petenten 
Willen das direkte Wahlrecht nehme, das einen gerechteren und 
sicheren Willensausdruck der Wähler gebe, als das indirekte. 
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Die übrigen Bestimmungen über Gemeinderat und Bürger- 
meister wurden meist aus der bisherigen Gemeindeordnung lierüber- 
genommen und in ^'erbindung mit den entsprechenden Bestimmungen 
der Städteordnung gebracht. Sie sind daher für uns hier nicht 
weiter von Interesse. 

§ 41. Die Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters. 

I. Eine Aenderung enthielt jedoch § 17, denn bisher betrug 
die Amtsdauer des Bürgermeisters 6 Jahre. Der ßegierungsent- 
wurf hatte eine Verlängerung von 6 auf 9 Jahre vorgesehen und 
diese damit begründet, dass an Leistungsfähigkeit, Gesetzeskenntniss, 
Geschäfts- und Lebenserfahrung hohe Anforderungen gestellt würden. 

Die Majorität der Commission war dagegen der Ansicht, 
dass man mit der bisherigen, nur sechsjährigen Amtsdauer keine 
schlimmen Erfahrungen gemacht habe. Ferner würde die lange 
Zeit von 9 Jahren manchen tüchtigen Mann veranlassen, der 
Uebernahme dieses verantwortungsvollen Amts aus dem Weg 
zu gehen. Eine solche Dauer würde auch leicht das Aufkommen 
des Berufsbeamtentums begünstigen, da die Amtsgeschäfte fast die 
ganze Zeit des Bürgermeisters ausfüllten. Ein Berufsbeamtentum 
würde aber notwendig zu einer erheblichen finanziellen Belastung 
der Gemeinden führen. Ferner machte sie geltend, eine öftere 
Wahl sei insofern kein Schade, als dabei immer zum Vorschein 
komme, ob der Bürgermeister das Vertrauen der Gemeinde auch 
noch besitze, was besonders nach der Einführung des indirekten 
Wahlrechts nötig sei. Eine Erneuerung des Beweises des Ver- 
trauens sei aber um so wichtiger, als es andrerseits trotz § 25 
und 26 der Gemeindeordnung recht schwer halte, einen missliebigen, 
ungeeigneten Bürgermeister zu entfernen. Die bevorstehende 
Neuwahl sporne zu tüchtiger Amtsführung an, um wieder gewählt 
zu werden. Die Majorität beantragte also, bei der sechsjährigen 
Amtsdauer stehen zu bleiben. 

Die Minorität stellte sich in dieser Frage auf die Seite der 
Regierung. Sie erblickte in einer längeren Amtsdauer eine grössere 
Gewähr dafür, dass der einmal eingearbeitete Bürgermeister selb- 
ständiger und sicherer amte, als wenn er schon so bald mit einer 
etwaigen Wiederwahl zu rechnen habe. „Es sei", meinte sie, 
„von Bedeutung, wenn in dem beweglichen Gefüge der ganzen 
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Öemeindevertretung ein Element sich, befinde, welches gewisser- 
massen die Tradition der Verwaltuhgsgrundsätze repräsentiere 
und von den Einflüssen der Wahl der Vertretungskörper nicht 
unmittelbar und sofort berührt werde." Aus dem Umstand, dass 
in 658 von 1582 Fällen derselbe Bürgermeister wieder gewählt 
worden sei, gehe hervor, dass die Gemeinden selber die rahige, 
sichere Leitung ihrer Angelegenheiten durch einen bewährten 
Mann zu schätzen wüssten. Aus diesem Grund sei es sogar der 
Erwägung wert, ob nicht die neunjährige Amtsdauer des Bürger- 
meisters tür alle Gemeinden einzuführen sei. Bei der Abstimmung 
in der Commission sprachen sich sieben Stimmen für sechsjährige, 
sechs für neunjährige Amtsdauer aus. 

Bei der Verhandlung im Plenum wurde ein Gegenantrag auf 
Wiederherstellung der Regierungsvorlage eingebracht. Dieser 
Gegenantrag gieng dann auch bei der Abstimmung durch. 

11. Hierauf stellte der Abg. K 1 e i n -Wertheim den Antrag, 
auch in den Gemeinden unter fünfhundert Einwohnern die Anits- 
dauer des Bürgermeisters auf neun Jahre festzusetzen und dem- 
gemäss § 16 der Gemeindeordnung für die Gemeinden unter fünf- 
hundert Einwohnern zu ändern, was auch geschah. (Artikel IV 
des Ges. vom 22. Juni 1890). 

§ 42. Die Geneindeversannlung. 
Es ist noch festzustellen, dass die „Gemeindeversammlung" 
Vertretungskörper der „Gemeindebürger" ist, soweit für diese 
eine durch den Bürgernutzen bedingte, gesonderte Interessenver- 
tretung nötig ist (§ 42). In diesen Fällen hatte also die 
Versammlung der stimmfähigen Gemeindebürger allein zu be- 
schliessen. Es bestand also innerhalb des Gemeindeverbands die 
Gesammtheit der nach bisherigem Recht Genussberechtigten als 
ein besonderer Verband fort. Dieser besondere Verband entwickelte 
sich nach dem bisherigen Bürgerrechtsgesetz weiter und ordnete 
seine Angelegenheiten selbst und unabhängig von der Gesammt- 
gemeinde durch ein eigenes Organ, die Gemeindeversammlung. 
In allen andern Fällen beschloss dagegen der Bürgerausschuss, 
der also an die Stelle der Gemeindeversammlung trat. Er ist der 
Vertretungskörper der Gemeindebürger und der wahlberechtigten 
Einwohner zusammen. 
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Anbafig, 

I. Durch dieses Gesetz vom 22. Juni 1890 wurde die bisherige 
Vertretung der umlagepflichtigen Einwohner, die kein Bürgerrecht 
besassen, und der Ausraärker, w,ie sie durch den früheren § 92 
der Gemeindeordnung geregelt war, hinfällig. Dagegen wurden 
die Bestimmungen des § 93 und 94 beibehalten. 

II. Schliesslich bestimmte noch Artikel II dieses Gesetzes, 
dass durch dasselbe die im Artikel III des Gesetzes vom 24. Juni 
1874 allen Städten über 3000 Einwohnern eingeräumte Befugnis 
zur freiwilligen Annahme dßr Städteordnung nicht berührt werde. 

III. Bei der namentlichen Abstimmung über den ganzen Ent- 
wurf stimmten 42 Abgeordnete dafür, 11 dagegen. Das Gesetz^ 
die teilweise Abänderung der Gemeindeordnung betreffend betitelt, 
das unter dem 22. Juni 1890 vollzogen wurde *), trat laut Ver- 
ordnung selben Datums bereits mit dem 1. Juli 1890 in Wirksamkeit. 
Dieser Verordnuiig wurde ein Verzeichnis aller Gemeinden beige- 
geben, auf die sich das Gesetz erstreckte. Aus diesem Verzeichnis, 
wurden durch Bekanntmachung des Grossh. Ministeriums des Innern 
vom 14. August 1890 die Gemeindeorduung betreffend die Ge- 
meinden Wiesleth, Ebersteinburg, Diedesheim, Boxthal und Stein- 
bach gestrichen, da sich ergab, dass infolge der Ausscheidung der 
diesen Gemeinden zugezählten Einwohner benachbarter abgeson- 
derter Gemarkungen ihre Einwohnerzahl unter 500 gesunken w^ar. 

Von diesem Datum an mussten die Bürgerausschüsse alsbald 
neu gewählt werden, während die Neuwahlen der Bürgermeister, 
sowie die Erneuerungs- und Ergänzungswahlen der Gemeinderäte 
erst nach Erledigung der betreffenden Dienststellen stattzufinden 
hatten. Ebenso behielten die aufgrund des § 92 der bisherigen 
Gemeindeordnung gewählten Vertreter der staatsbürgerlichen Ein- 
wohner und Ausmärker die ihnen durch jenen Paragraphen ein- 
geräumten Eechte bis zum Ablauf ihrer gesetzlichen Dienstzeit, 
sofern nicht schon früher eine Erneuerungs- oder Ergänzungswahl 
stattgefunden hatte. (Art. III des Ges.) 

IV. Artikel V des Gesetzes ermächtigte die Regierung, den 
Text dieses Gesetzes mit jenem der Gemeindeordnung zusammeu- 



1) Ges.- und Verordgsbl. 1890 No, 25 S. 331-41, 
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zustellen und zu verkünden, was unter dem 25. Juni 1890 geschab.*) 
Dazu wurde dann noch unter dem 8. Juli 1890 eine Gemeinde- 
wahlordnung erlassen. 2) 



§ 43. Der Abänderungsantrag von 1891. 

I. Das Centrum, das 1890 gegen das Gesetz gestimmt hatte, 
nahm für die nächsten Wahlen die Abänderung der Gemeindeordnung 
in sein Programm auf. Seinem Beispiel folgten dann die demo- 
kratiscbfreisinnige und die socialdemokratische Partei, und so 
brachten beieits auf dem nächsten Landtag in der 3. Sitzung am 
20. November 1891 die Abg. Schumann, Muser und Genossen einen 
Antrag ein betreifend die teilweise Abänderung der Gemeindeordnung, 
der die Beschlüsse von 1890 umzustossen bezweckte. Die Antrag- 
steller verlangten nämlich: 

1) AViederherstellung der direkten Wahl des Gemeinderats 
und Bürgermeisters durch Gemeindebürger und wahlberechtigte 
Einwohner; 

2) Festsetzung der Amtsdauer des Bürgermeisters auf 6 Jahre-, 

3) Wiedereinführung der Klasseneinteilung gemäss dem Ge- 
setz von 1870; 

4) Schliesslich sollte noch die Bestimmung in § 9 b Abs. 3 
Ziffer 2, wonach das Wahlrecht derjenigen Gemeindebürger ruht, 
welche zur Entrichtung einer ordentlichen, direkten Staatssteuer im 
Grossherzogtum nicht verpflichtet sind, aufgehoben werden. 

Zur Begründung der einzelnen Anträge wurde folgendes an- 
geführt: Mit der Einführung der indirekten Wahl sei den Ge- 
meindebürgern grundlos genommen, was sie nicht hergeben wollten, 
und den staatsbürgerlichen Einwohnern sei gegeben, was sie nicht 
verlangt hätten. Es wurde ferner zu beweisen gesucht, dass die 
Darstellung der Regierung, wonach durch die einfache Einreihung 
der staatsbürgerlichen Einwohner in den Gemeindeverband die 
Unbemittelten ein bedeutendes Uebergewicht in Gemeindeangelegen- 
heiten erhalten würden, unwahr sei. Denn ein Teil der staats- 
bürgerlichen Einwohner sei bemittelt oder gehöre aus andern 
Gründen zum conservativen Element ; die andern aber könne man 

1) Ges.- und Verordgsbl. 1890 No. 26 S. 355. 

2) Ges.- und Verordgsbl. 1890 No. 29 S. 422. 
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doch nicht als besitzlose, zweifelhafte Elemente ansehen, da sie 
ja, um wahlberechtigt zu sein, die ziemlich schweren Bedingungen 
des § 9a zu erfüllen hätten. Dadurch sei die stetige und ruhige 
Entwicklung der Gemeinden genügend geschützt. Jedenfalls sei 
kein Grund vorhanden gewesen, die Eechte der Gemeindebürger 
zu schmälern, um sich gegen das fluktuierende Element der staats- 
bürgerlichen Einwohner zu schützen. Wenn man dem Wahlunfug 
zu Leib gehen wollte, so hätte man das durch direkt dagegen 
gerichtete gesetzliche Massregeln thuu sollen. Dass dieser direkte 
Weg unmöglich sei, sei aber nicht einmal zu beweisen versucht 
worden. Durch die eingeführte Aeuderung der Wahlart sei aber 
die Wahlbeeinflussung nicht etwa beseitigt, sondern nur in Art 
und Mitteln verändert und auf einen kleineren Kreis beschränkt 
worden. Anfechtbar sei auch die Annahme, die Ausschussmitglieder 
seien gebildeter und fähiger, die passenden Leute zu wählen, da 
der politische Instinkt der Massen meist sicherer gehe, als das 
Urteil der sogenannten besseren Kreise. Ausserdem liege darin 
eine Zurücksetzung und Beleidigung aller derer, die nicht im Au£- 
schuss Sassen. Was die Amtsdauer des Bürgermeisters betreffe, 
so sei der Beweis des Vertrauens, den eine in nicht allzu langen 
Zeiträumen erfolgte Wiederwahl liefere, viel mehr wert, als die 
Rücksicht auf die Euhe in der Gemeinde. Die Bestimmung be- 
züglich des Euhens des Wahlrechts entlialte eine Härte gegen 
diejenigen, welche, weil sie bei Lebzeiten ihr Vermögen ihren 
Kindern übergeben haben, steuerfrei und also auch nicht wahl- 
berechtigt seien, aber durch ihre Erfahrung der Gemeinde nützen 
könnten. Der Einwand, das Gesetz sei erst ein Jahr in Geltung, 
tauge nichts, denn schädliche Zustände könnten nicht früh genug 
beseitigt werden. Ausserdem seien ja die Wirkungen dieser Be- 
stimmungen durch die Gesetze von 1837 und 1851 genügend 
bekannt. 

Abgesehen von diesen kurzgefassten, rein sachlichen Be- 
merkungen zu den gestellten Anträgen enthielt die Begründung 
zunächst einen kurzen geschichtlichen Ueberblick über die Ent- 
wicklung der badischen Gemeindegesetzgebung, soweit sie den 
Wahlmodus zu den Gemeindeämtern, die Gemeindevertretung und 
die Amtsdauer des Bürgermeisters betrifft. Dann aber verliess 
sie das rein sachliche Gebiet nnd nahm den Charakter einer Partei- 



— In- 
schrift an, die ihre Spitze gegen die „reaktionären Nationalliberalen" 
richtet. 

Wir haben am Eingang unserer Abhandlung betönt, dass wir 
uns auf eine objektive Darstellung der gesetzgeberischen Entwicklung 
beschränken zu müssen glauben. Aus diesem Grund begnügen wir 
uns denn mit einem sachlichen Beferat sowohl hier, wie auch später 
bei der Besprechung der über diesen Gegenstand erschienenen 
Parteischriften, ohne selbst für oder wider Stellung zu nehmen. 

Die Antragsteller führen also in ihrer Begründung weiter aus, 
dass die freisinnige Gemeindeordnung von 1831 von der liberalen 
Partei der Kammer 1869/70 voll gebilligt worden sei. Zum Beweis 
dafür geben sie Aeusserungen des nationalliberalen Abg. Schupp 
aus seinem Commissionsbericht wieder. Das Gemeindegesetz von 1890 
dagegen mit seinen rückschrittlichen Bestimmungen, wie Einführung 
der indirekten Wahl, Verschärfung der Klassenabteilung zugunsten 
der Vermöglichen, das nur durch die Unterstützung d^r liberalen 
Partei Gesetz geworden sei, dieses wäre nach der Meinung der An- 
tragsteller von der guten alten nationalliberalen Partei gewiss nicht 
befürwortet worden. Die Begründung giebt ferner aus den Motiven 
die Stellen an, welche die gesetzlichen Massregeln von 1837 uad 
1851 bezüglich der Einführung der indirekten Wahl und der Ver- 
längerung der Amtsdauer des Bürgermeisters rechtfertigen, und 
bedauert dann, dass man nach sechzig Jahren, nachdem das Volk 
doch soviel politisch reifer und geschulter geworden sei, keine 
zwingenderen Gründe angegeben habe, als damals, wo es sich doch 
nur um eine Wiederholung derselben gesetzlichen Massregeln ge- 
handelt habe. Sie bestreitet die Berechtigung der Gründe zu diesen 
rückschrittlichen Massnahmen und lässt zum Beweis den Abg. Schupp 
sprechen. Dieser hatte damals die indirekte Wahl für eine Quelle 
der Unzufriedenheit und die Ursache der Teilnahmslosigkeit an 
der Gemeindeverwaltung erklärt, und für den Bürgermeister als 
wichtigstes Erfordernis zur gedeihlichen Wirksamkeit das Vertrauen 
der Gemeinde bezeichnet, das dauernd vorhanden sein müsse, wes- 
halb die Wahlperioden nicht zu sehr ausgedehnt werden dürften. 

Gegen die Klasseneinteilung führte Schupp an, dass die Steuern 
den armen und den reichen verhältnismässig gleichmässig träfen, 
und dass man das Zusammenleben in einer Gemeinde nicht allein, 
oder hauptsächlich vom vermögensrechtlichen Standpuidct ais auf- 
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der Gemeinde bezeichnet, das dauernd vorhanden sein müsse, 
weshalb die Wahlperioden nicht zu sehr ausgedehnt werden dürften. 
Gegen die Klasseneinteilung führte Schupp an, dass die Steuern 
den Armen und den Eeichen verhältnissmässig gleichmässig träfen, 
und dass man das Zusammenleben in einer Gemeinde nicht allein, 
oder hauptsächlich vom vermögensrechtlichen Standpunkt auf- 
fassen dürfe. Auch sei die Klasseneinteilung beim Volk stets un- 
beliebt gewesen. Aehnliche Aeusserungen werden dann noch von 
dem nationalliberalen Abg. Eckhardt aus der Kammer 1865/66 an- 
geführt. Die Aeusserungen von Schupp und Eckhardt stammen 
also aus den Jahren 1865/66 und 1869/70; die Antragsteller waren 
aber der Ansicht, dass die Beurteilung in vollem Umfang auch auf 
das Gesetz von 1890 zutreffe, weil es im wesentlichen nur eine 
Wiederholung der Gesetze von 1837 und 1851 sei. Der wahre Grund 
des Gesetzes von 1890, der zwar nicht genannt werde, sei die Furcht 
vor der besitzlosen Masse, dem sogenannten roten Gespenst. „Allein", 
sagen die Antragsteller weiter, „politische und sociale Bewegungen 
hemmt man nicht durch rückschrittliche Gesetze und Begünstigung 
der herrschenden Klasse, sondern durch besonnene Erweiterung der 
Rechte nach unten und durch den Fortschritt, der den gefahrdrohenden 
Bewegungen den berechtigten sittlichen Grund hin wegnimmt." 

IL Die zur Beratung des Antrags Schumann eingesetzte 
Commission war der Ansicht, dass keine genügenden Gründe zu 
einer Abänderung des Gesetzes von 1890 vorhanden seien. Die- 
selben Gesichtspunkte, welche die Änderung von 1890 veranlasst 
hätten, beständen auch jetzt noch in gleichem Mass fort, umso mehr, 
als die Begründung von 1892 keine Momente beigebracht habe, 
die nicht schon 1890 erwogen worden seien. 

Was die einzelnen Anträge betrifft, so konnte sich die Com- 
mission durch mehr oder minder ausführlichen Hinweis auf die 1890 
von Regierung und Commission geltend gemachten Ausführungen 
beschränken. Die Commission constatierte ferner, dass man mit 
dem Gesetz von 1890 im allgemeinen durchaus nicht unzufrieden 
sei, sondern sich in kleineren Städten und grösseren Landgemeinden 
recht befriedigt darüber ausspreche. Aus kleinen Gemeinden da- 
gegen seien allerdings Klagen laut geworden, besonders gegen die 
indirekte Wahl. Diese Klagen schrieb die Commission dem Um- 
stand zu, dass das Gesetz, dessen Regierungsentwurf ursprünglich 

12 
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nur für Gemeinden von tausend und mehr Einwohnern bestimmt 
war, erst durch Kammerbeschluss auf alle Gemeinden bis zu fünf- 
hundert Einwohner herab ausgedehnt worden Avar. Dadurch mochten 
allerdings manche Gemeinden mit einer unbedeutenden Zahl von 
staatsbürgerlichen Einwohnern unter das Gesetz gefallen sein, die 
dasselbe gut hätten entbehren können, so dass die Conimission es 
immerhin für gut fand, diesen Umstand der Regierung zur Be- 
achtung zu empfehlen. Würden sich auf die Dauer in dieser Be- 
ziehung Missstände ergeben, dann sei denselben ja leicht und schnell 
abzuhelfen. Einstweilen solle man das Gesetz nur ruhig sich ein- 
leben lassen und Erfahrung damit sammeln. Der Behauptung der 
Antragsteller, dass man ja in dieser Hiqsicht gerade genug Er- 
fahrungen mit dem Gesetz von 1837 und 1851 gemacht habe, 
musste die Commission energisch entgegentreten. Mit Recht hob 
sie hervor, dass es sich damals um die alte Bfirgergemeinde handelte, 
während jetzt, wenigstens im Princip, die Einwohnergemeinde in 
Frage stehe. In jener, deren Grenzen ja eng gezogen waren, konnte 
man viel eher ohne Gefahr aut gewisse Vorsichtsmassregeln ver- 
zichten, die in der Einwohnergemeinde unentbehrlich waren. Aus 
demselben Grunde bestritt die Commission auch die Berechtigung, 
die angeführten Citate nationalliberaler Abgeordneter als aut die 
Verhältnisse von 1890 ohne weiteres passend zu verwerten. Die 
Commission bezweifelte vielmehr stark, dass dieselben Abgeordneten 
sich jetzt wieder in diesem Sinne äussern würden, da es sich jetzt 
um etwas ganz anderes handle, als damals. 

III. Dieser Auffassung trat auch die Regierung bei. Minister 
Eisenlohr hob hervor, wenn man von Seiten der Opposition immer 
auf das Gesetz von 1870 hinweise, so müsse man doch die allge- 
meinen Verhältnisse und Gesichtspunkte berücksichtigen, die für 
jenes Gesetz massgebend gewesen waren. Die grossen Umwälzungen, 
die in den letzten Jahrzehnten auf allen socialen und wirtschaft- 
lichen Gebieten stattgefunden hätten, könne man doch nicht so 
absolut ignorieren, wie es die Antragsteller thäten. Die Entwick- 
lung der letzten 20 Jahre habe diesen Verhältnissen ein anderes 
Gepräge gegeben. 

Die nationalliberalen Abgeordneten standen auf der Seite 
der Regierung, namentlich sprachen eingehend die Abg. Kiefer 
und Fieser. 
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Was die einzelnen Anträge betraf, so erklärte die Regierung 
bezüglich der Bürgermeisterwahl, dass sie auf dem Standpunkt 
des Gesetzes von 1890 beharren und die indirekte Wahl bei- 
behalten werde. Dieser Wunsch der Regierung sei um so mehr 
zu berücksichtigen, als sie ja gar keinen Einfluss mehr auf die 
Besetzung dieses so wichtigen Amtes habe, seit sie auf das Be- 
stätigungsrecht verzichtet habe. Es könne ihr aber nicht gleich- 
gütig sein, wie dieser wichtige Posten besetzt werde, und dafür, 
dass geeignete Männer ihn erhielten, sei die indirekte Wahl 
immerhin eine Garantie, die durch die Klasseneinteihmg bei der 
Wahl des Bürgerausschusses noch erhöht werde, weshalb sie auf 
letztere ebenso wenig verzichten könne. Eine gewisse Unzufrie- 
denheit in manchen Gegenden wurde zwar zugestanden, zugleich 
aber behauptet, dass sie an vielen Orten künstlich grossgezogen 
und auf die agitatorische Thätigkeit gegen die Gemeindeordnung 
zurückzuführen sei. 

Nachdem die Debatte in der Kammer ziemlich erregt ge- 
worden war, und sich zum Teil bereits auf das persönliche Gebiet 
hinüberspielte, wurde schliesslich ein Schlussantrag angenommen, 
trotzdem noch sieben Redner eingeschrieben waren. Bei der Ab- 
stimmung, die zur Verwerfung des Antrags führte, stimmten die 
Nationalliberalen geschlossen für den Commissionsäntrag auf 
Ablehnung. 

Ob es nun unserm Land beschieden sein wird, die Vorzüge 
unserer Gemeindeordnung durch lange, ungestörte Anwendung zu 
gemessen, wird wohl von der politischen Comstellation der Zukunft 
abhängen. Was wir aber unter Umständen zu gewärtigen haben, 
sagt uns der Abg. Wacker sehr klar mit folgenden Worten, die 
er 1892 bei der Beratung des Antrag Schumann sprach : „So lange 
eine antinationallibenile Stimmung hier im Hause zum Ausdruck 
kommt, wird in dieser Frage keine Regierung Ruhe haben. Die 
Gemeindeordnung von 1890 muss fallen. Die Frage wird das Haus 
fortgesetzt beschäftigen, auch das nächste Mal und immer, bis sie 
im Sinn der wahren Freiheit und des wirklichen Liberalismus 
gelöst ist.'' 
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Anhang. 

§ 44. Die neueste Litteratur. 

Der Kampf für und wider das neue Gemeindegesetz wurde 
schon seit dem Landtag 1890 in der Presse fortgesetzt, und zwar 
um so mehr, als sich der Gegenstand recht gut zu Parteizwecken 
verwerten Hess. Sehen wir von den gelegentlichen Artikeln ab, 
wie sie die Tagesblätter der verschiedensten Richtungen anlässlich 
einer Schlägerei oder eines Gelages bei Gemeindewahlen brachten, 
die noch unter dem alten oder bereits nach dem neuen Gesetz 
stattfanden, um daraus gegen das direkte Wahlrecht Kapital zu 
schlagen, oder die Unzulänglichkeit des indirekten damit zu be- 
weisen. 

I. Betrachten wir vielmehr eine bereits im Oktober 1890 in 
Karlsruhe erschienene Schrift von Rechtsanwalt Dr. Bin z, betitelt: 
„Das neue badische Gemeindegesetz vom nationalen und liberalen 
Standpunkt beleuchtet." 

Die Schrift richtet ihre Spitze hauptsächlich gegen die zwei 
Bestimmungen der Gemeindeordnung, wodurch den bisherigen Orts- 
bürgern die direkte Wahl genommen, und die Amtsdauer des 
Bürgermeisters auf neun Jahre verlängert wurde. Das Vorhanden- 
feein eines Verlangens nach Abschaffung des direkten Wahlrechts 
bestreitet Dr. Binz und lässt auch die Rechtfertigung, dass die 
veränderten heutigen Zeitverhältnisse diese Bestimmungen ver- 
langten, nicht gelten. Officiell sei als Motiv 1890 angegeben 
worden, man befürchte durch Aufnahme der staatsbürgerlichen 
Einwohner in den Gemeindeverband eine Gefährdung der ruhigen, 
stetigen Entwicklung. Man merke aber deutlich, meinte er: „dass 
die Einführung der staatsbürgerlichen Einwohnerin den Geraeindever- 
band lediglich als willkommene Gelegenheit betrachtet wurde, die nach 
Ansicht der Kammer allzu liberalen, den heutigen Zeitverhältnisseu 
nicht mehr entsprechenden Bestimmungen über die Wahl der Ge- 
meindebeamten aus dem Gesetz zu beseitigen." Dr. Binz bestreitet, 
dass die Parteiverhetzung, die heftigen, oft mit unlauteren Mitteln, 
Freibierspenden und dergleichen betriebenen Agitationen auf Kosten 
des seit 1870 bestehenden direkten Wahlrechts zu setzen seien, 
und kann mit Genugthuung aus der „anerkannt friedlichen und 
loyalen Amtsstadt E." melden, „dass erstmals bei der jüngsten, 
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aufgrund des neuen Gesetzes vorgenommenen Gemeindewahl Zech- 
gelage mit Freibier eine Rolle spielten ; eine regelrechte Schlägerei 
machte den Beschluss." Der verstorbene Präsident des Verwaltungs- 
gerichtshofs, von Seyfried, hatte, sobald er nach seinem Amts- 
antritt von diesen Zuständen Kenntnis erhalten hatte, der Re- 
gierung erklärt, es sei ihre dringende Pflicht, diesen aus der di- 
rekten Wahl entspringenden Missständen abzuhelfen. Dr. Binz 
hätte nun erwartet, dass man dem Unfug direkt zu Leib gegangen 
wäre, und nicht zu dem, wie er meinte, nutzlosen Mittel der Be- 
schneidung des Wahlrechts der Bürger greifen würde. Dadurch 
würde der Unfug höchstens weniger öffentlich und weniger con- 
trollierbar gemacht, wirke aber um so corrurapierender und nach- 
haltiger. Die von der Regierung behauptete Gefährdung der Ge- 
meinden durch die staatsbürgerlichen Einwohner werde hinfällig 
durch die vielen Erfordernisse, die § 9 verlange, um wahlbe- 
rechtigter Einwohner zu werden. Halte mau aber selbst diese 
nicht für genügend, so hätte man etwa längeren Aufenthalt und 
dergleichen verlangen können, aber nicht die alten Rechte der 
Bürger beschneiden dürfen. Er meint, man habe iu Baden von 
1837—69 genug Erfahrungen mit dem indirekten Klassenwahl- 
system gemacht. Die Zustände unter demselben seien in der 
Kammer geradezu unerträglich genannt worden. 

II. Gehen wir nun auf den zweiten Punkt, die Amtsdauer 
des Bürgermeisters, näher ein. Binz wirft hier folgende Fragen 
auf, mit denen er die Worte anerkannter, nationalliberaler Führer 
aus den 60er Jahren „so gut wie copiert": 

„Giebt es wohl im Lande Baden einen Bürgermeister, der 
nicht die Befähigung hätte, sich, wenn überhaupt, in 6 Jahren in 
die Geschäfte seines Amts hineinzuarbeiten, so zwar, dass er bei 
pflichtgemässem Bemühen schon nach einjähriger Amtsführung den 
Geschäften gewachsen sein kann?" 

„Warum soll ein Ortsvorstand, der nicht einmal dieses ge- 
ringe Mass von Fähigkeit bewährt, sich nicht nach sechs Jahren 
einer Neuwahl unterziehen müssen, um festzustellen, ob die Ge- 
raeindebürger ihm nach wie vor ihr Vertrauen entgegenbringen?" 

„Ist es gerecht und ist es liberal, einer Gemeinde neun Jahre 
lang einen Bürgermeister aufzuzwingen, der etwa bereits im zweiten 
Jahr des Amts, pochend auf die Gunst seines durch schlaue Unter- 



— 170 — 

würfigkeit gewonnenen staatlichen Vorgesetzten, sich darin gefällt, 
gegenüber den Bürgern den kleinen Pascha zu spielen?" 

„Wird nicht der jetzt schon Tag für Tag vom „Amt" dirigierte 
und corrigierte Landbürgermeister noch mehr in die der Selbst- 
verwaltung der Gemeinde wenig würdige Stellung eines gehorsamen 
Dieners des Oberamtmanns gedrängt, wenn ihm die aus einem 
neuen Vertrauensvotum der Bürger hervorgehende Stärkung seiner 
Autorität und seines Selbstvertrauens durch eine so lange Zeit 
hindurch versagt bleibt?" 

Den ersten Teil seiner Schrift schliesst Binz ab mit dem 
Ausspruch : 

„Die Abschaffung unseres alten Gemeinderechts kann vom 
liberalen oder gar vom nationalen Standpunkte schlechterdings 
nicht gerechtfertigt wei-den. Sie verläugnet vielmehr die beste Ver- 
gangenheit der liberalen Partei und zerstört ein ruhmvolles, wahr- 
haft staatsmännisches Werk ihrer tüchtigsten Männer und Patrioten." 

in. Im zweiten Teil seiner Schrift verfolgt Dr. Binz in kurzen 
Zügen die Entwicklung unserer Gemeindegesetzgebung, soweit sie 
seineu Gegenstand betrifft. Er preist die Gemeindeordnung von 
1831 als ein Werk, „welches den Ruhm des badischen Staates be- 
gründete und einen Markstein in seiner Geschichte bildet." 

Als eine „politische und sociale That im besten Sinn des 
Wortes" feiert er die 1831 erfolgte Aufnahme der bisherigen 
Schutzbürger zu vollberechtigten Gliedern der Gemeinde. Die 
liberalen Volksvertreter hätten damals darob nicht für „die ruhige, 
stetige Entwicklung der Gemeinden gezittert", wie sie es heute 
anlässlich der Einräumung des Wahlrechts an die staatsbürger- 
lichen Einwohner gethan hätten. Er giebt zwar zu, dass da und 
dort im Anfang ünzuträglichkeiten vorgekommen seien, im Ganzen 
habe sich aber das Volk rasch in die ihm sympathische Gemeinde- 
Ordnung eingelebt. Es gereiche der liberalen, bezw. national- 
liberalen Partei zur Ehre und zum Euhm, meint er, dass sie von 
Anfang an und allezeit — bis auf die neueste Wandlung unent- 
wegt eingetreten sei für die Erhaltung unseres freisinnigen, von 
1831 überkommenen Gemeinderechts. Zum Beweis, dass die natio- 
nalliberale Partei grundsätzlich diesen Standpunkt eingenommen 
habe, citiert er dann Äusserungen hervorragender nationaUiberaler 
Abgeordneter wie Eckhardt und Schupp aus den Jahren 1865/66 
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und 1869/70, mit denen wir uns schon oben bei der Besprechung 
der Motive 1892 abgefunden haben. 

Dann zieht er eine Parallele zwischen den Liberalen von 1890 
und jenen bis zum Jahr 1870 und fragt dann: „Wie mag die 
Kammermajorität es vor den liberalen Principien, vor der eigenen 
Vergangenheit der Partei verantworten, dass sie das aufgeweckte, 
tüchtige, brave badische Volk nach einer dreissigjährigen liberalen 
Aera aus der längst anerkannten Vollmündigkeit wieder zur Halb- 
mündigkeit zurückzuführen sucht!" 

„Was haben uns dann unsere Anstrengungen und Opfer zur 
Hebung der Volksschule und des öffentlichen Unterrichts auf allen 
Gebieten gefruchtet? Ist unser Volk nach sechzigjähriger Schulung 
im öffentlichen Leben nicht politisch reifer geworden?" 

So bricht denn Dr. Binz den Stab über das neue Gesetz, dem 
noch ein schlimmerer Vorwurf als antiliberal zu sein, gemacht 
werden müsse: es bedeute nämlich zugleich ,.eine beklagenswerte 
Verkennung des guten Geistes unserer, von den weltbewegenden 
socialen Fragen beherrschten Zeit und ihrer gesunden treibenden 
Kräfte." Den Nationalliberalen wirft er vor: „Sie haben den Glauben 
verloren an die reinigende und siegende Kraft des liberalen Prin- 
cips." „Die blasse Furcht, sei es vor der Revolution schlechtweg, 
sei es vor der Socialdemokratie, sei es vor dem Ultramontanismus 
ist an Stelle grundsätzlicher, überzeugungsvoller, politischer Arbeit 
getreten und die Richtschnur ihres Thun und Lassens geworden." 

„Eine Gährung und Zerklüftung in den Tiefen der heutigen 
Gesellschaft, die deren Grundfesten zu erschüttern droht", erkennt 
Dr. Binz immerhin an. Als Mittel dagegen empfiehlt er, „das har- 
monische Verhältnis zwischen Arbeit und Kapital (dessen Gegen- 
sätze der Grund jener Gährung sind) nach den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit wieder herzustellen." Hierbei käme namentlich in 
Betracht die Erweckung und Unterstützung der guten Instinkte 
in den Massen durch eine gerechte, wahrhaft liberale Politik. So 
sagt er: „eine Gesetzgebung, welche angesichts der grössten und 
schwierigsten Aufgabe unseres Zeitalters zur politischen Degradation 
derer, welchen zu helfen Not thut, ihre Zuflucht nimmt, ist nicht 
auf der Höhe, sie ist social widrig." 
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Die Schrift von Dr. Binz ist nicht ohne Erwiderung geblieben. 
In der Bad. Landeszeitnng trat ihr im Jannar 1892 ein nicht ge- 
nannter Verfasser, der sich als gröndücher Kenner der Geschichte 
uuferer Gemeindegesetzgebung beweist, in einer Serie von nenn 
Artikeln unter dem Titel : „Der Stnrm auf das neue Gemeinde- 
gesetz" entgegen. 

Auf Einzelheiten können wir hier nicht mehr eingehen. Er- 
wähnt sei nur, dass der Verfasser sich zunächst mit den zwei am 
meisten angefochtenen Bestimmungen des neuen Gemeindegesetzes 
von 1890, der Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters 
und der Einführung des indirekten Wahlrechts beschäftigt. Auch 
er giebt einen geschichtlichen Ueberblick über die gesetzgeberischen 
Massregeln bezüglich dieser zwei Bestimmungen. An der Hand 
der Kammerverhandlungen fuhrt er aus, dass die Kammer, je 
nachdem sie der praktischen Zweckmässigkeit oder dem Vertrauen 
der Bürger die ausschlaggebende Stimme zuerkannte, sich für 
eine längere oder kürzere Amtsdauer zu entscheiden pflegte. Be- 
züglich der indirekten Wahl weist er nach, dass die Liberalen 
auch 1837 nicht in ihrer Gesammtheit für die direkte Wahl ein- 
getreten waren, sondern dass damals schon liberale Abgeordnete 
das direkte AVahlrecht bei dei- Bürgermeisterwahl für gemeinge- 
ifährlich erklärten, trotz der damals noch bestehenden Bestätigung 
des Bürgermeisters durch die Regierung, wie sie auch bezüglich 
der Grundzüge der Gemeindeordnung von 1831 nicht einig waren. 
Anknüpfend an das 1870 eingeführte direkte Wahlrecht schilderte 
er den dadurch entstandenen grossartigen Wahlunfug, gegen den 
das Gemeindegesetz von 1890 einen Damm gesetzt habe. Er er- 
klärte die neue Gemeindegesetzgebung von 1890 als in der Ge- 
schichte der badischen Gemeindeordnung und in dem mit staats- 
männischera Scharfsinn erfassten Bedürfnisse für das öffentliche 
Wohl begründet, wie nicht minder verträglich mit dem Wesen 
des wahren Liberalismus, der über dem philosophischen Ideal nicht 
vergisst, dass Gesetze fiir das prosaische Leben passen müssen." 
Dann übt er eine ziemlich scharfe Kritik an Dr. Binz, indem er 
ihm unter anderem vorwirft, dass er Commissionsberichte, auf die 
er sich berufe, missbrauche, dadurch dass er Sätze aus dem Zu- 
sammenhang reisse, die Ansicht der Mehrheit unterschlage, und 
allerlei Verdrehungen vornehme. Auch constatiert er einige Be- 
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hauptungan, die im direkten Widerspruch mit den abgezogenen 
Gesetzen stehen, die sich aber wohl g^uf ein Missverständnis zu- 
rückfiihrei) lassen. 

Diese» Ausführungen trat ein Dr. B. in der Konstanzer Zeitung 
entgegen in fünf Artikeln betitelt „Zum neuen Gemeindegesetz". 
Dieser Verfasser teilt ganz den Standpunkt von Dr. Binz. Er 
constatiert, dass in der liberalen Partei sich viele Stimmen gegen 
dq-s neue Gesetz erhoben hätten, und dass solche wohl auch in 
der nationalliberalen Landtagsfraktion zu finden seien. 

Auch dieser Artikelschreiber befasst sich näher mit der Ver- 
längerung der Amtsdauer des Bürgermeisters und der Einführung 
des indirekten Wahlrechts, deren Geschichte er verfolgt. Eine 
geschichtliche Rechtfertigung der neuen Bestimmungen hält er 
für ganz unmöglich. Vielmehr folgert er aus den von ihm ange- 
führten Thatsachen, dass das „neue Gemeindegesetz im schärfsten 
Widerspruch mit der liberalen Tradition unseres Landes eine ex- 
orbitante Veränderung d. h. Verschlechterung des politischen Rechts- 
bestandes des badischen Volkes herbeigeführt hat." 

Bei der Stellung des Bürgermeisters hält er das jenem dar- 
gebrachte Vertrauen für am wichtigsten, legt dagegen einer tüch- 
tigen Geschäftskenntnis auffallend wenig Wichtigkeit bei, eine 
Auffassung, der wohl wenig praktische Männer beitreten können. 

Bezüglich der Abschaffung des direkten Wahlrechts bestreitet 
er auf das entschiedenste, dass zwingende Gründe zu dieser Ab- 
änderung vorhanden gewesen wären. Den geschilderten Wahl- 
unfug erklärte er für eine „ebenso kolossale, als unverantwort- 
liche Uebertreibung." Damit stellt er sein Urteil, das sich auf 
„seine Kenntnis der Verhältnisse" stützt, über das Urteil der 
Fachmänner, die, wie von Seyfried, sich dienstlich mit jenen Sachen 
zu beschäftigen hatten, und denen dabei ein Ueberblick über die 
Verhältnisse unseres ganzen Landes zu Gebot stand. Dr. B. will 
gegen den Wahlunfug nur direkte gesetzliche Bestimmungen ein- 
geführt wissen wie z. B. : „Die Verabreichung von Freigetränken 
ist während der Wahlperiode verboten. Zuwiderhandlungen werden 
mit Geld oder Haft bestraft." Dem gegenüber ist nur zu sagen, 
dass sich die gesetzgebenden Faktoren nicht genug davor hüten 
können, Bestimmungen zu treffen, die so wenig Aussicht auf eine 
exacte Durchführung enthalten wie die vorgeschlagene. 
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Ör. S. erkennt an, dass die Auslassungen der Badischen 
Landeszeitung ihren Rückhalt finden in einer politischen Strömung 
innerhalb der nationalliberalen Partei, die zur Zeit, wie man am 
Zustandekommen des Gemeindegesetzes sehe, eine gewisse domi- 
nierende Gewalt erlangt habe. Er hält es für seine Pflicht, nach 
Kräften dieser Strömung entgegenzuarbeiten. Es handle sich dabei 
darum, „einer politischen Richtung entgegenzutreten, welche wider 
Willen in unserm Land der Sache des gemässigten Liberalismus 
überhaupt verhängnisvoll werden müsste," 

Ebenso wie Dr. Binz muss sich auch Dr. B. von dem Po- 
litiker der Landeszeitung eine ungetreue Wiedergabe des ver- 
wendeten Materials nachsagen lassen. Dr. B. ist es zu langweilig, 
sich weiter über diese „Wortklaubereien" zu äussern; er behält 
sich aber vor, gelegentlich näher darauf zurückzukommen, was 
indessen unseres Wissens bis jetzt nicht geschehen ist. 
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Nächtrag. 
§ 45. Der Abänderungsantrag von 1894. 

Nachdem vorstehende Arbeit bereits abgeschlossen war, kam 
in der Sitzung der II. Kammer vom 25. und 26. Juni 1894 ein 
unterm 24. November 1893 vom Abg. Muser und Genossen ein- 
gebrachter Antiag auf Abänderung der Gemeinde-Ordnung zur Be- 
ratung und Abstimmung. Die Antragsteller beschränkten sich darauf, 
die in dieser Sache im Jahr 1891 eingebrachten, aber damals ab- 
gelehnten Anträge sämmtlich zu wiederholen. Die (Kommission, 
deren Berichterstatter der Abg. Schumann war, beantragte die An- 
träge 'betreftend das Ruhen des Wahlrechts der Gemeindebürger 
und die Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters abzu- 
lehnen, während sie die Wiederherstellung der direkten Wahl des 
Bürgermeisters und Gemeinderats durch die Gemeindebürger und 
wahlberechtigten Einwohner, sowie die Klasseneinteilung in ein, 
zwei und drei Sechstel für die Wahl des Bürgerausschusses, wie 
solche bis zum Jahr 1870 bestanden hatte, befürwortete. Bei der 
Diskussion wurde vom Abg. Fieser und Genossen ein weiterer An- 
trag eingebracht, dahin lautend : „Die Kammer wolle die Regierung 
ersuchen, dem nächsten Landtag ein Gesetz dahin vorzulegen, dass 
in den Gemeinden bis zu mindestens tausend Einwohnern der Bürger- 
meister nicht vom Bürgerausschuss, sondern von den Gemeinde- 
bürgern und wahlberechtigten Einwohnern direkt gewählt wird." 

Minister Eisenlohr erkannte an, dass in manchen Gemeinden, 
namentlich in kleineren, Unzufriedenheit über das Gesetz von 1890 
herrsche. Er erklärt sich gern bereit, dem nächsten Landtag einen 
Entwurf zur Beseitigung der Unzufriedenheit vorzulegen, voraus- 
gesetzt, dass die Kammer der Regierung die Garantie gebe, dass 
sie sich damit begnüge, und fernerhin an dem Bestand der Gemeinde- 
ordnung nicht rütteln werde. Mehrere Abgeordnete von Fiesers 
Partei waren bereit, noch über dessen Antrag hinaus zu gehen, 
und wollten die Grenze erst bei einer Einwohnerzahl von 2000 
oder gar 2500 gezogen wissen. 

Die Abstimmung über die gestellten Anträge ergab folgendes 
Resultat: Abgelehnt wurden die Anträge Muser bezüglich des 
Ruhens des Wahlrechts und der Aenderung in der Klasseneinteilung 
zur Wahl des Bürgerausschusses; ebenso der Antrag Fieser auf 
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direkte Wahl des Bürgermeisters in Oemeinden unter tausend Ein- 
wohnern. Angenommen wurden Musers Anträge betreflfend die 
direkte Wahl des Bürgermeisters und Geraeinderats und die Herab- 
setzung der Amtsdauer des Bürgermeisters auf sechs Jahre. 

Da wenige Tage darauf der Landtag geschlossen wurde, so 
kam die erste Kammer nicht mehr in die Lage, Stellung zu diesen 
Anträgen zu nehmen. 
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